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* * * *

Beginn: 10: 02 Uhr

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Meine Damen und Herren, ich darf Sie bitten, Platz
zu nehmen. Die Pressevertreter bitte ich, sich auf
ihre angestammten Plätze zu begeben.

Ich eröffne die heutige Sitzung und begrüße Sie alle
sehr herzlich. Erkrankt ist Herr Abgeordneter Tho-
mas Stritzl von der CDU-Fraktion, dem wir gute
Wünsche schicken.

(Beifall)

Beurlaubt sind von der Landesregierung Frau Mini-
sterin Erdsiek-Rave, Herr Minister Döring und Herr
Minister Hay.

Wir haben ein Geburtstagskind. Holger Astrup, der
Parlamentarische Geschäftsführer der SPD-Frakti-
on, hat heute Geburtstag. Die Blumen sind im An-
marsch. Wenn nicht Deutsch unsere Amtssprache
wäre, würde ich sagen: Younger than ever. Aber
das darf ich nicht. - Lieber Holger, herzlichen
Glückwunsch!

(Beifall - Zuruf des Abgeordneten Holger
Astrup [SPD])

- Er musste natürlich antworten; das war klar.

Auf der Besuchertribüne begrüße ich sehr herzlich
Schülerinnen und Schüler sowie die sie begleiten-
den Lehrkräfte von der Klaus-Groth-Schule aus
Neumünster. - Seien Sie uns herzlich willkommen!

(Beifall)

Ich rufe Tagesordnungspunkt 16 auf:

Vorzeitige Beendigung der 16. Wahlperiode des
Schleswig-Holsteinischen Landtags nach Arti-
kel 13 Abs. 2 der Verfassung des Landes Schles-
wig-Holstein

Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Drucksache 16/2628

Änderungsantrag der Fraktion der FDP
Drucksache 16/2643

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall. Ich eröffne die Aussprache. Für
den ersten Antragsteller, die Fraktion BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN, hat deren Fraktionsvorsitzender,
Herr Abgeordneter Karl-Martin Hentschel, das
Wort.
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Karl-Martin Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und
Herren! Herr Ministerpräsident Carstensen, ich ha-
be gesagt, dass ich Sie persönlich sympathisch fin-
de. Dazu stehe ich.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
CDU und SPD)

Ich fordere hier nicht Neuwahlen, um Sie zu ärgern.
Ich tue das, weil eine Fortsetzung Ihrer Regierung
dem Land meiner Meinung nach nicht zuzumuten
ist.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN -
Claus Ehlers [CDU]: Die ist nicht maßgeb-
lich!)

Ein kurzer Überblick über die Presse der letzten Ta-
ge macht deutlich, dass das nicht nur meine Mei-
nung ist. „Landeszeitung“:

„Die Große Koalition ist tatsächlich am En-
de. Sie hat große Projekte wie die Kreisre-
form und die Haushaltskonsolidierung in den
Sand gesetzt. … Da wären Neuwahlen für
das Land gar nicht schlecht.“

Das „Hamburger Abendblatt“ schreibt kürzer:

„Schleswig-Holstein braucht Neuwahlen. Die
Große Koalition ist politisch am Ende.“

„Süddeutsche Zeitung“:

„Schlimm ist es, wenn einer wie Ministerprä-
sident Carstensen permanent überfordert
wirkt.“

(Claus Ehlers [CDU]: Und das glaubt ihr so!)

„Die Zeit“:

„Die Große Koalition an der Förde ist ver-
feindet und ausgelaugt.“

Nur die „Lübecker Nachrichten“ vermuten sarka-
stisch hinter der Neuwahldiskussion eine geheime
sogenannte „Pippi-Langstrumpf-Strategie“ von
Carstensen, immer nach dem Motto:

„… zwei mal drei macht vier, widewidewitt
ich mach mir die Welt, wie sie mir gefällt.
Armes Schleswig-Holstein.“

Meine Damen und Herren, die Regierung hatte sich
Großes vorgenommen: Personalabbau, Finanzen,
Verwaltungsreform, Kreisreform. Nichts davon hat
sie hinbekommen.

„Schlie ist in den Ministerien und Behörden
gegen Blockadewände gelaufen und nicht
wieder aufgestanden.“,

berichtet die „Landeszeitung“. Lange Zeit habe ich
dafür Staatssekretär Schlie persönlich die Schuld
gegeben. Heute muss ich mich korrigieren: Wenn
das gesamte Kabinett herumläuft wie eine Maurer-
kolonne, die sich einbetoniert, damit bloß nichts
verändert wird, dann ist das nicht die Schuld von
Herrn Schlie. Das liegt in der Verantwortung des
Ministerpräsidenten persönlich.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

So ging es mit allem. Kreisreform: Herr Carstensen
kapituliert vor dem Aufstand seiner Lokalfürsten.
Schulreform: Statt sich zu einigen, macht sich jeder
seine eigene Schulform, und die Lehrerbildung
wird einbetoniert. Finanzen: Die Häuser lachen sich
eins, wenn der Finanzminister vom Sparen redet.
Ausgerechnet im Kernressort der CDU, dem Wirt-
schaftsministerium, haben wir schon den dritten
Minister; nun zur Sicherheit einen Parteilosen.

Herr Carstensen, im Grunde geht es Ihnen wie
Klinsmann: Sie sind sehr sympathisch, aber immer
Grinsen reicht nicht, wenn die Mannschaft sich
ständig selbst in die Hacken tritt und keiner mehr
Tore schießt.

Es gibt noch einen zweiten Grund für das Scheitern
dieser Koalition. Schon Friedrich Schiller formu-
lierte in seinem Werk Wilhelm Tell: „Verrat und
Argwohn lauscht in allen Ecken.“ Das könnte gut
auf den Kommunikationsstil dieser Koalition bezo-
gen sein.

Hier ein paar Beispiele. Originalton Stegner:

„Die Flaggschiff-Themen der Union wie
Haushaltskonsolidierung, Stellenabbau oder
die Entbürokratisierung von Herrn Schlie
sind - freundlich ausgedrückt - eher bei den
Noten ‚ausreichend’ oder ‚mangelhaft’ anzu-
siedeln.“

So redet ein Fraktionsvorsitzender über die Arbeit
seiner eigenen Regierung. Dem Ministerpräsidenten
wirft er „erkennbares Unvermögen“, „Dilettantis-
mus“ und „Großbauernart“ vor, und an anderer
Stelle sagt er: In letzter Zeit habe die CDU es eher
mit dem „Sangesbruder Roberto Blanco“ gehalten:
„Heute so, morgen so.“

Es ist kein Wunder, dass Herr Carstensen immer öf-
ter in Weißglut gerät:
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„Wer in Krisenzeiten ‚Twitter-Spiele’ veran-
staltet, beweist, dass er nicht weiß, wie man
das Wort Verantwortung buchstabiert.“

Dabei bezieht er sich mit folgendem Zitat auf ein
Twitter-Link von Ralf Stegner:

„Politisch Interessierte kann es nur verdrie-
ßen, wie mitleiderregend bescheiden die tak-
tischen Fähigkeiten des Kieler Regierungs-
chefs sind.“

Wohlgemerkt, das sagt nicht die Opposition, das
sagt der Vorsitzende einer der Regierungsfraktio-
nen. Da fragt sich die staunende Nation: Was ist
das für eine Koalition?

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und des Abgeordneten Dr. Ekkehard Klug
[FDP])

Die Antwort gibt „Schleswig-Holstein am Sonn-
tag“:

„Was da geboten wurde, war der Versuch, im
Pepitamuster Schach zu spielen. … Das ist
Landespolitik, die noch in der Kreisliga ab-
stiegsgefährdet wäre.“

In der CDU-Fraktion erlebt man derweil eine Mi-
schung aus Galgenhumor und Verzweiflung. Dazu
kommen die guten Ratschläge des Fraktionsvorsit-
zenden der CDU, Herrn Wadephul, an den eigenen
Ministerpräsidenten. Es ist sicherlich frustrierend
für den Ministerpräsidenten, wenn er in der Zeitung
liest, dass er kein Profil hat. Es ist aber demütigend,
wenn selbst seine eigene Fraktion und der Frakti-
onsvorsitzende ihm das attestieren. Dass bei einem
solchen Rosenkrieg nichts mehr entschieden wird,
wundert niemanden. Was ich aber schlimmer finde:
Sie machen Schleswig-Holstein lächerlich, und das
Land nimmt massiv Schaden.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die katastrophalen Ergebnisse der Föderalismus-
kommission, die Schleswig-Holstein in eine schier
aussichtslose finanzielle Situation manövriert ha-
ben, sind die Folge davon. Wenn das viel kleinere
Saarland bei gleicher Pro-Kopf-Verschuldung mehr
als dreimal so viel Ausgleich bekommt als Schles-
wig-Holstein, dann haben die verhandelnden Ak-
teure versagt und die Interessen Schleswig-Hol-
steins an die Wand gefahren.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Und was die HSH Nordbank betrifft: Wir werfen
der Landesregierung nicht vor - wie der Finanzmi-
nister immer behauptet -, dass sie die Finanzkrise

verursacht habe. So viel Einfluss haben Sie nun
doch nicht. Wenn aber der Vorstand der HSH
Nordbank mit der Landesregierung Ping-Pong
spielt und dafür sorgt, dass der SoFFin möglichst
weit außen vorgehalten wird und das Land 1,5 Mil-
liarden € bereitstellen muss, dann hat der Minister-
präsident endgültig bewiesen, dass er ein unkalku-
lierbares Risiko für unser Land darstellt.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und des Abgeordneten Lars Harms [SSW])

Und dass gestern das Rating der HSH Nordbank
um zwei Stufen herabgesetzt wurde - was am Tag
vorher schon in der Zeitung stand -, der Finanzmi-
nister dies im Parlament aber nicht mit einem Wort
erwähnte und auch nicht im Ansatz eine Strategie
vorlegen konnte, das ist nur noch erschütternd.
Heute Morgen hörte ich im Radio Ole von Beust,
der sagte, dass in wenigen Wochen eine Entschei-
dung über die Fusion der Landesbanken fallen
muss.

(Zuruf des Abgeordneten Wolfgang Kubicki
[FDP])

Sie verschweigen uns etwas und geben uns falsche
Informationen - nach Strich und Faden. Diese Re-
gierung ist nicht nur die schlechteste, dies ist die
teuerste Regierung, die Schleswig-Holstein jemals
gehabt hat.

(Claus Ehlers [CDU]: Das müsst ihr gerade
sagen!)

SPD und CDU sagten letzte Woche unisono, sie
wollten bis Mai 2010 weiterregieren und das Koali-
tionsprogramm abarbeiten. Welches Programm?,
frage ich. Bei den dringendsten Problemen - der
Lehrerausbildung, den Kitas, den Finanzen, der
Verwaltungsreform, der Kreisreform, dem Perso-
nalabbau und so weiter - ist doch heute schon klar,
dass nichts mehr passieren wird. Gemeinsame Pro-
jekte hat dieses Bündnis nicht mehr, nur noch offe-
ne Streitfragen. Sie klammern sich nur noch anein-
ander, weil Sie Angst vor den Wählern haben be-
ziehungsweise um den optimalen Wahltermin po-
kern.

Meine Damen und Herren, sowohl die SPD als
auch die CDU haben eine Verantwortung, hier und
heute die Blockade zu beenden.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Aber wenn sich die CDU weigert, dann liegt es an
Ihnen, Herr Carstensen: Denn Sie können jederzeit
Neuwahlen haben. Sie brauchen auch keine fin-
gierte Vertrauensfrage zu stellen. Es gibt hier im
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Parlament eine Mehrheit, die Ihre jetzige Politik ab-
lehnt. Sie können hier - anders als Schröder im Jahr
2005 - eine echte Vertrauensfrage stellen. Und ich
sage Ihnen für meine Fraktion verbindlich zu: Die
Grünen werden nicht Just for Show für 70 Tage
einen anderen Ministerpräsidenten wählen.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und FDP)

Sie haben also den Weg frei, Herr Ministerpräsi-
dent.

(Zuruf des Abgeordneten Konrad Nabel
[SPD])

Ich befürchte nur, Sie haben wieder einmal nicht
die Kraft, etwas zu entscheiden. Vor zwei Jahren
resignierten schon die „Lübecker Nachrichten“:

„Entweder er entscheidet endlich. Oder er
macht sich lächerlich. Dann wird aus einem
präsidialen Politiker sehr schnell ein provin-
zieller Suppenkasper.“

So die „Lübecker Nachrichten“ vor zwei Jahren.

Das Land braucht eine Regierung, die handeln
kann. Wir brauchen Visionen für die Arbeitsplätze
der Zukunft, für grüne Industrien und Techniken.
Wir brauchen Visionen für ein gerechtes und gutes
Bildungssystem, für eine nachhaltige Umwelt- und
Finanzpolitik. So geht es nicht weiter. Wenn das
Parlament heute nicht dem Elend ein Ende macht,
dann kann ich Ihnen, Herr Carstensen, nur empfeh-
len: Machen Sie Schluss, und treten Sie zurück!

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Tun Sie es aus Verantwortung gegenüber den Men-
schen im Land, aus Verantwortung gegenüber Ihrer
Partei, und ich denke, Sie würden sich damit auch
selbst einen Gefallen tun. Das Land braucht einen
Neuanfang. Dafür stehen wir bereit.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Ich danke Herrn Abgeordneten Hentschel. Es ist
wirklich sehr geschickt, Worte über Zitate aus Zei-
tungen ins Parlament einzubringen. Ich denke, wir
sollten im Ältestenrat einmal darüber reden, denn
da lässt sich viel zitieren. Das möchte ich nur kurz
so anmerken, wie es mir aufgefallen ist.

(Zuruf des Abgeordneten Wolfgang Kubicki
[FDP])

Ich erteile nunmehr das Wort demjenigen, der
schon spricht, dem Vorsitzenden der FDP-Fraktion,
Herrn Abgeordneten Wolfgang Kubicki.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Wir haben zwar
einen Änderungsantrag gestellt, aber - -)

- Sie möchten noch nicht, das ist auch in Ordnung. -
Dann erteile ich dem Vorsitzenden der CDU-Frak-
tion, Herrn Abgeordneten Dr. Johann Wadephul,
das Wort.

Dr. Johann Wadephul [CDU]:

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Ich verstehe die Sprachlosigkeit des Kolle-
gen Kubicki nach dieser Rede des Kollegen Hent-
schel sehr gut.

(Beifall bei der CDU)

Ich habe in der Tat an dieser Stelle ein bisschen
mehr erwartet. Der Kollege Hentschel hat selber in
der „Frankfurter Rundschau“ gestern schon mitge-
teilt, er erwarte für diesen Antrag nicht die Zustim-
mung einer Mehrheit im Haus. Herr Hentschel, un-
abhängig von der Frage, ob man es nach der Ge-
schäftsordnung des Landtages darf: Eine Aneinan-
derreihung von Zitaten aus der Presse ist kein Ge-
genentwurf zu einer Regierung. Das aber ist das
Mindeste, was man von einer Opposition erwarten
kann.

(Beifall bei CDU und SPD)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir wer-
den dem Antrag nicht zustimmen. Um es mit einem
berühmten Wort zu sagen:

„Niemand hat die Absicht, Neuwahlen her-
beizuführen.“

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Das war kurz vor
dem Mauerfall! - Weitere Zurufe)

Dennoch ist es gut, dass wir Klarheit herbeigeführt
haben. Denn es gab in der Presse Spekulationen
darüber, ob ein Teil der Sozialdemokraten das
möchte. Wir sind positiv überrascht über die ein-
deutigen Erklärungen des Herrn Fraktionsvorsitzen-
den Dr. Stegner, dass er die Wahlperiode mit die-
sem Ministerpräsidenten fortsetzen will. So viel Be-
kenntnis zu Peter Harry Carstensen hatten wir von
einem Herausforderer, der er ja schon ist, gar nicht
erwartet. Aber wir sind positiv überrascht.

(Beifall und Heiterkeit bei CDU und FDP)

Negativ überrascht sind wir von einigen Pressemit-
teilungen und Erklärungen im „Focus“. Zu dem
„Gezwitscher“ möchte ich nicht allzu viel sagen.
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Jeder hat seinen Stil des Wahlkampfes. Ich möchte
hier dazu keine weiteren Ratschläge geben. Aber zu
den Presseverlautbarungen im „Focus“ muss ich
schon sagen, dass sie natürlich nicht dienlich und
aus der Sicht unserer Fraktion auch völlig unange-
messen sind. Ich verstehe die gestrigen oder die
vorgestrigen Äußerungen des Kollegen Stegner -
„burschikos“ - und den Umstand, dass er gelobt hat,
Derartiges nicht zu wiederholen - wenn ich seine
Wortwahl sehe -, als Entschuldigung. Wir nehmen
die Entschuldigung an.

(Unruhe bei der SPD)

Wir vertrauen darauf, dass die Zusage gilt, dass
sich Derartiges nicht wiederholen wird. Das geht
nicht.

(Unruhe bei der SPD)

- Wenn der Kollege Stegner an der Stelle nicht die
Unterstützung seiner Fraktion hat oder haben sollte
- wie das Gemurmel andeuten könnte -, wäre das in
der Tat prekär. Aber ich gehe davon aus, dass die
Fraktion der SPD hinter ihrem Vorsitzenden steht.

Im Übrigen lässt sich die Landesverfassung auch
nicht per Interview außer Kraft setzen. Artikel 29
der Landesverfassung verleiht dem Ministerpräsi-
denten die Richtlinienkompetenz. Peter Harry
Carstensen hat sie also inne, und das ist gut so.

(Beifall bei der CDU)

Die Große Koalition - das wissen alle - ist niemals
eine Liebesheirat gewesen, sie war eine Vernunft-
ehe. Aber Vernunft sollte auch weiterhin walten.
Wir müssen unserer Verantwortung gerecht wer-
den, die uns die Wählerinnen und Wähler übertra-
gen haben. Sie erwarten von uns konkrete und prak-
tikable Antworten auf die Probleme des Landes.
Deshalb müssen wir rasch zur Sacharbeit und zur
effektiven Zusammenarbeit zurückfinden. Ange-
sichts der Schwere der Wirtschafts- und Finanzkri-
se erwarten die Bürgerinnen und Bürger das mehr
denn je, und darauf haben sie auch einen berechtig-
ten Anspruch.

Die Themen, die wir in der nächsten Zeit zu bewäl-
tigen haben, sind bekannt, die Auffassungen meiner
Fraktion dazu auch. Wir sind für die Einführung ei-
ner wirksamen Schuldenbremse für Schleswig-Hol-
stein in unserer Landesverfassung.

(Beifall bei der CDU)

Die Äußerungen des Kollegen Stegner deute ich da-
hin, dass ein Kompromiss möglich ist.

Wir sind für die Beitragsfreiheit des dritten Kinder-
gartenjahres.

(Beifall bei der CDU)

Wir sind dafür, den Personalabbau stärker voranzu-
treiben. Und wir beide, Herr Kollege Stegner, ha-
ben dazu eine Arbeitsgruppe verabredet. Die sollte
jetzt schnell arbeiten und Ergebnisse produzieren,
denn beim Personalabbau ist in der Tat noch eini-
ges zu tun. Es ist die Anstrengung aller Edlen wert,
zu konkreten Ergebnissen zu kommen.

(Beifall bei der CDU)

Die HSH - darüber werden wir offensichtlich mor-
gen noch einmal diskutieren - macht uns weiter
Sorge. Die Situation der Sparkassen im Land macht
uns auch Sorge. Wir haben gestern darüber debat-
tiert. Wir stehen zu den Sparkassen als dritter Säule
unseres Kreditwesens hier in Schleswig-Holstein.
Wir müssen alles tun, um diese Säule zu erhalten.
Sie sind wie die Volks- und Raiffeisenbank die
Kreditgeber unserer mittelständischen Wirtschaft
hier in Schleswig-Holstein und bedürfen unserer
Unterstützung. Deshalb müssen wir alle Anstren-
gungen unternehmen - und dabei auch die Ände-
rung des Sparkassengesetzes im Blick haben; Herr
Kollege Koch hat gestern die Auffassung meiner
Fraktion hierzu bekundet -, damit die Sparkassen
nicht in den Strudel einer HSH-Krise hineingeraten,
sondern erhalten bleiben und als Kreditgeber zur
Verfügung stehen.

(Beifall bei der CDU)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, nicht oh-
ne Grund wollten die Väter und Mütter unseres
Grundgesetzes - wir begehen gerade den 60. Jahres-
tag - die Instabilität der Weimarer Demokratie
für die Bundesrepublik Deutschland verhindern.
Kein Reichstag erreichte das reguläre Ende der Le-
gislaturperiode. In 14 Jahren gab es 16 Regierun-
gen. Bundesdeutsche Verfassungen - das gilt für
das Grundgesetz genauso wie für die Landesverfas-
sung Schleswig-Holsteins - sind auf Stabilität ange-
legt. Wir sollten dies achten. Für eine echte oder ei-
ne unechte Vertrauensfrage gibt es deshalb erst
recht überhaupt keinen Anlass.

(Beifall bei der CDU)

Für eine echte Vertrauensfrage hat der Ministerprä-
sident schon deshalb keinen Anlass, weil hinter ihm
zwei Koalitionsfraktionen stehen und, wenn ich die
erste Abstimmung in diesem Landtag über einen
Ministerpräsidenten hinzuzähle, wahrscheinlich
auch die FDP-Fraktion. Ministerpräsident Peter
Harry Carstensen hat das Vertrauen dieses Land-
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tags in einem Umfang, wie es in bundesdeutschen
Parlamenten ungewöhnlich selten ist.

Für eine unechte Vertrauensfrage gibt es keinen
Anlass. Ich bekunde die ausdrückliche Unterstüt-
zung meiner Fraktion für die Aussage des Minister-
präsidenten: Verfassungsrechtliche Spielchen gibt
es im Schleswig-Holsteinischen Landtag nicht.

(Beifall bei der CDU)

Bis zum 9. Mai nächsten Jahres liegt vor der
Großen Koalition noch eine Reihe von Problemen.
Ich rufe uns alle auf, Handlungsfähigkeit zu bewei-
sen. Innerhalb der Koalition brauchen wir Kompro-
missfähigkeit. Das ist eine beiderseitige Angelegen-
heit; meine Fraktion zählt ausdrücklich dazu. Es
geht aber auch um Kompromissbereitschaft und ein
Zugehen auf die Opposition in schwierigen Fragen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Bür-
gerinnen und Bürger erwarten von uns, dass wir im
Parlament schlicht und ergreifend unsere Pflicht er-
füllen, so wie sie an ihrem Arbeitsplatz ihre Pflicht
erfüllen. Sie erwarten kein Theaterschauspiel, son-
dern dass wir bis zum Ende der Legislaturperiode
dieses Land miteinander regieren.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Ich danke Herrn Abgeordneten Dr. Wadephul. -
Ich erteile nun Herrn Abgeordneten Dr. Ralf Steg-
ner, dem Vorsitzenden der SPD-Fraktion, das Wort.

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Frau Präsidentin! Meine lieben Kolleginnen und
Kollegen! Lassen Sie mich zu der Debatte von heu-
te fünf Anmerkungen machen:

Erstens. Ich bekenne freimütig: Die SPD war in den
letzten Wochen in einer Frage völlig isoliert. Sie
hat nämlich zu keiner Zeit darüber spekuliert, wel-
cher für sie der günstigste Wahltermin wäre oder
welcher wahltaktisch passen würde.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Weil es keinen
gibt!)

Die SPD hat gesagt: Wir wollen unsere Arbeit tun,
unser Mandat erfüllen, das uns die Bürgerinnen und
Bürger gegeben haben, aber nicht darüber spekulie-
ren, wann etwas am besten passt.

(Beifall bei der SPD)

Dabei sind wir auch nicht motiviert durch die de-
moskopischen Höhenflüge der einen. Ich füge hin-

zu: Wenn der Nachbar grippekrank ist, dann achtet
man darauf, dass man sich nicht ansteckt; er wird
auch wieder munter. Man geht trotzdem weiterhin
zur Arbeit. Insofern war das für uns kein Punkt.

(Beifall bei der SPD)

Man muss eher die Ausnahmen begründen, nicht
die Regel. Deshalb habe ich diesen Punkt hier sehr
kurz gehalten.

Zweitens. Wir haben eine Menge Arbeit zu tun. Die
Wirtschafts- und Finanzkrise ist die größte in der
Geschichte unserer Republik. Wir haben 10.000
Kurzarbeiter in Schleswig-Holstein. Bei Sauer-
Danfoss, GKN, Villeroy & Boch, OKMedia, bei
der Shell-Raffinerie in Heide, bei HDW, Lindenau,
Nobiskrug und vielen anderen Unternehmen haben
wir eine Menge Probleme. Wir haben mit dem Un-
ternehmensverband und mit den Handwerkern ge-
sprochen. Wir waren vor Kurzem bei Shell. Überall
hörten wir nur: Wir wollen nicht, dass die Landes-
politik eingestellt wird und neben dem Bundestags-
und dem Europawahlkampf auch noch auf Land-
tagswahlkampf umgeschaltet wird, sondern wir
wollen, das ihr, die Parlamentarier, eure Arbeit tut.
- Die Sozialdemokratie tut dies.

(Beifall bei der SPD)

Wir wollen unser Konjunkturprogramm umsetzen.
Unser Arbeitminister Uwe Döhring ist die ganze
Zeit im Land unterwegs, um für Arbeitsplätze alles
zu unternehmen, was man nur unternehmen kann.
Ute Erdsiek-Rave setzt das um, was im Konjunk-
turpaket zum Bildungsbereich steht. Gitta Trauer-
nicht tut das für die Krankenhäuser, Lothar Hay für
das gesamte kommunale Infrastrukturprogramm.
Wir wollen, dass Letzteres den Menschen vor Ort
und dem Handwerk so schnell wie möglich zugute
kommt. Es geht nämlich um Arbeitsplätze, und das
besorgt die Menschen im Land und ihre Familien
hauptsächlich.

(Beifall bei der SPD)

Wir haben die Bildungsreform zwar beschlossen;
wir haben sie aber auch umzusetzen. Die Kommu-
nalverfassung ist noch zu verändern. Zu dem bei-
tragsfreien dritten Kindertagesstättenjahr haben wir
das, was wir gemeinsam verabredet haben, noch zu
regeln. Ich könnte vieles andere mehr nennen.

Und wir haben einen Parlamentarischen Untersu-
chungsausschuss zu erwarten. Diesen will die Op-
position beantragen. Wir werden ihn bekommen. Es
ist spekuliert worden, das sei für uns ein Grund,
Neuwahlen zu fordern. Das ist es überhaupt nicht.
In dem Untersuchungsausschuss wird herausgefun-
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den werden, wie die Situation zustande gekommen
ist. Was die Weichenstellungen angeht, so habe ich
dazu schon mehrfach etwas gesagt und brauche es
hier nicht zu wiederholen. In dem 20-köpfigen Auf-
sichtsrat sind auch vier Politiker vertreten. Auch ich
war dabei; dazu bekennt man sich. Dann wird es
um das Krisenmanagement, um die Verhandlungen
mit dem Bund, um die Information des Parlaments
und um alle diese Dinge gehen. Ich kann Ihnen da-
zu nur sagen: Die Sozialdemokratie hat nichts zu
befürchten. Wir werden diesen Untersuchungsaus-
schuss konstruktiv begleiten. Wir wollen, dass er
seine Arbeit rasch durchführt, damit im nächsten
Jahr, wenn wir Wahlkampf haben, über die Zukunft
des Landes gesprochen wird. Herr Kollege Weber
steht dafür, dass das mit Sachkompetenz und Unab-
hängigkeit hier auch passiert.

(Beifall bei der SPD)

Drittens. Es wird immer nach Gemeinsamkeiten ge-
fragt. Ich will mir einmal die Gemeinsamkeiten der
Alternativen ansehen. Wir wäre es denn, wenn wir
keine Große Koalition hätten? Die Union lädt den
größten Oppositionsführer aller Zeiten auf Schloss
Gottorf ein. Er hält Ihnen sozusagen den Spiegel
vor - das Instrument, in das er am liebsten guckt -
und erzählt Ihnen dann aus 20-jähriger Oppositi-
onserfahrung, wie man am besten regiert. Das
klingt nicht nach besonders viel Gemeinsamkeit.

(Beifall bei der SPD)

Dann haben wir die schwarz-grüne Alternative.
Okay, das kann man in Kappeln einmal machen.
Dann geht da ein Bürgermeister oder ein Wirt-
schaftsminister verloren. Aber wenn ich mir insge-
samt die Gemeinsamkeiten ansehe, insbesondere in
der Energiepolitik und der Bildungspolitik, stelle
ich fest: Wir sind nicht in Hamburg. In der Landes-
hauptstadt Kiel sind die Dinge inzwischen auch an-
ders.

Dann sehe ich mir noch den SSW an, mit dem wir
alle pfleglich umgehen. Jürgen Koppelin, Robert
Habeck und ich haben einmal den Vorschlag ge-
macht, Karl-Otto Meyer zum Ehrenbürger des Lan-
des zu machen; ich finde das immer noch eine gute
Idee. Er hat gesagt - ich habe mit ihm darüber ge-
sprochen -, er sei auch deswegen dagegen, weil
manches noch nicht in Ordnung sei. Er hat auch die
Debatte um die Mandate des SSW noch im Kopf
und sich auf Herrn Börnsen und andere bezogen.
Damit will ich nur sagen: Auch da gibt es nicht so
wahnsinnig viele Gemeinsamkeiten, sondern man
unterscheidet sich deutlich.

Alles sehe ich mir an, und ich füge hinzu: Glückli-
cherweise entscheiden darüber die Wähler, nicht
Parteistrategen.

Dann sehe ich mir die Große Koalition an. Natür-
lich haben die beiden großen Parteien im Land
Schleswig-Holstein keine gute Geschichte mitein-
ander. Von Lemke bis Barschel waren wir eher in
einer Phase, die teilweise hart an Feindschaft grenz-
te. Das will ich bekennen.

Die Sozialdemokratie hatte am 17. März 2005
einen bitteren Tag; ich habe die feixenden Gesich-
ter noch im Kopf. Ich sage aber auch – dafür danke
ich ausdrücklich Lothar Hay und Claus Möller -:
Wir haben uns zusammengerissen, weil wir in Ver-
antwortung etwas für dieses Land bewegen wollen.
Es ist letztlich auch gut so, dass die großen Parteien
miteinander koalitionsfähig sind. Das ist auch ein
Stück Normalisierung, zu der ich mich bekenne.

(Beifall bei der SPD)

An der einen oder anderen Stelle entstehen dann
durchaus positive persönliche Beziehungen. Ich
will für mich ausdrücklich Herrn Kollegen Stritzl
nennen. Ihn hat es schwer erwischt. Ich will ihm
auch von hier aus noch einmal die Genesungswün-
sche meiner Fraktion übermitteln.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei der
CDU)

Ich könnte auch andere nennen.

Wir haben in dieser Großen Koalition eine ganze
Menge erreicht. Wir haben die Bildungsreform mit
längerem gemeinsamen Lernen umgesetzt. Kein
Bundesland hat es so gut hinbekommen wie wir in
Schleswig-Holstein. Wir haben das erste Kinder-
schutzgesetz in der Geschichte der Republik be-
schlossen, und das ist prima. Wir haben mit der
Ämterreform die größte Verwaltungsreform der
vergangenen 25 Jahre durchgeführt, auch wenn wir
uns mehr gewünscht hätten. Wir werden eine Ver-
waltungsreform in der Justiz hinbekommen, die
sehr gut ist.

Lieber Herr Kollege Wadephul, ich bin Ihnen au-
ßerordentlich dankbar dafür, dass wir hier Resolu-
tionen in Sachen HSH Nordbank gefasst haben, die
sich republikweit sehen lassen können und die die
Verantwortung der Großen Koalition in diesem
Parlament sehr deutlich zum Ausdruck bringen.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei der
CDU)

Ja, wir haben auch manchmal Konflikte - ich glau-
be übrigens, weniger als Berlin; hier gibt es nur
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mehr Aufregung darum. Wir streiten nicht über die
Job-Center und über andere Dinge. Hier gibt es
auch einmal ein klares Wort. Nach Neumünster ha-
be ich mich ein bisschen rustikal ausgedrückt; das
stimmt. Aber ich weiß, wie das bei Parteitagen
funktioniert. Ich wollte einfach, lieber Herr Car-
stensen, dass Sie, was das Ergebnis angeht, auf Au-
genhöhe bleiben, wenn Sie auf Ihrem Parteitag wie-
dergewählt werden, und so wird das am Ende auch
sein.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD)

Lieber Herr Carstensen, ich will Sie ausdrücklich
für das loben, was Sie zur Steuerpolitik gesagt ha-
ben. Denn da haben Sie nun wirklich die Position,
die die Sozialdemokratie seit langem vertritt, über-
nommen. Und Sie haben so mächtige Gegenspieler
wie Frau Merkel, Herrn Westerwelle und Herrn
Arp.

(Beifall bei der SPD - Heiterkeit)

Wie ich heute gelesen habe, haben auch die 16
Fraktionsvorsitzenden gesagt, sie wollen Steuersen-
kungen haben. Insofern ist das schwer. Und Herr
Biel, der nicht in der CDU ist, hat gesagt, er will
den Soli abschaffen. Das kostet viele Milliarden,
die wir nicht haben. Sie haben also unsere volle
Unterstützung, lieber Herr Carstensen, was die ge-
meinsame Steuerpolitik an der Stelle angeht.

(Beifall bei der SPD)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir wol-
len unsere Arbeit bis zum 9. Mai 2010 fortsetzen.
Wir wollen die Wahlperiode nicht um ein Jahr ver-
kürzen, sondern um eine Woche verlängern. Sie
hatten mit dem Tag der Arbeit Schwierigkeiten.
Das sehen wir ein. Das ist nicht so wichtig. Wir
wählen also am 9. Mai, das ist okay.

367 Tage Arbeit - das ist auch gut so. Und ich sage
mal: Arbeit ist die altmodischste Form der Vermö-
gensbildung, jedenfalls aus Sicht der Sozialdemo-
kratie. Wir wollen also arbeiten und uns daran im
nächsten Jahr messen lassen. Ich sage das für meine
28 Kollegen in der SPD-Fraktion, ich sage das für
die acht Mitglieder im Kabinett, und aus aktuellem
Anlass darf ich ausnahmsweise auch den stellver-
tretenden Regierungssprecher erwähnen - das ist ja
eine wichtige Position - und sagen, dass wir uns ge-
meinsam für die Bürgerinnen und Bürger dieses
Landes mit unserer Arbeit bis zum nächsten Jahr
engagieren werden. Und dann treten wir wieder in
den Wettbewerb. Und dann werden die Bürgerin-
nen und Bürger entscheiden, ob ihnen das Bil-
dungskonzept von uns gut gefällt - ohne Hürden,

ohne Barrieren und ohne Gebühren von der Kita bis
zum Studium - oder ob sie etwas anderes wollen,
ob sie für erneuerbare Energien sind oder für die
Verlängerung von Restlaufzeiten der Atomkraft-
werke, ob sie für gute Arbeit sind, wie wir das ver-
stehen, mit Mindestlöhnen, für die man sich im
Bundesrat einsetzt, und für Qualität oder für eine
Alternative,

(Frauke Tengler [CDU]: Das ist Wahl-
kampf!)

ob sie für eine solidarische Gesellschaft stehen und
einen handlungsfähigen Staat. Das sind die Unter-
schiede, Frau Kollegin, zwischen Parteien, die nicht
fusionieren wollen, sondern die koalieren und die
übrigens wie in jeder Koalition Kompromisse
schließen, zu denen wir auch in der Lage sind.

Ganz am Ende werden sie dann auch noch über den
Spitzenkandidaten entscheiden und wen sie haben
wollen. Da wird es um Sympathie gehen, aber es
wird auch um Kompetenz und um Durchsetzungs-
fähigkeit und Geradlinigkeit gehen.

(Lachen bei der FDP)

Die Sozialdemokratie, das sage ich Ihnen, ist außer-
ordentlich zuversichtlich und selbstbewusst. Sie ist
bereit, gemeinsam Verantwortung für unser schö-
nes Land Schleswig-Holstein zu tragen. Wir wer-
den das gemeinsam bis zum 9. Mai 2010 tun, und
dann stellen wir uns dem Votum der Wähler in der
Frage, bei der es um Zukunftskonzepte geht, aber
auch um die Frage: Habt ihr euch permanent um
Wahltermine gekümmert und herummanipuliert mit
Verfassung und Wahltagen, oder habt ihr eure Ar-
beit gemacht? Wir entscheiden uns für Letzteres.

(Anhaltender Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Ich danke dem Herrn Abgeordneten Dr. Stegner. -
Das Wort für die FDP-Fraktion hat nun deren Vor-
sitzender, Herr Abgeordneter Wolfgang Kubicki.

(Zuruf des Abgeordneten Karl-Martin Hent-
schel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Wolfgang Kubicki [FDP]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Das war wirklich eine bemerkenswerte und große
Rede des Ministerpräsidentenkandidaten der SPD,
Dr. Ralf Stegner,

(Beifall bei der SPD)
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die man für die schleswig-holsteinische Öffentlich-
keit in einem Satz zusammenfassen kann: Die Uni-
on muss bei der Stange bleiben, damit die SPD ihre
erfolgreiche Politik fortsetzen kann. Das war der
Inhalt der Rede.

(Beifall bei FDP und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, aber im Ernst:
Die Wirtschaftskrise hat Schleswig-Holstein er-
reicht. Nach Angaben der IHK Schleswig-Holstein
steckt das Land im ersten Quartal 2009 in der Re-
zession und der Konjunkturklimaindex hat einen
neuen Tiefpunkt erreicht. Die Werften befinden
sich in der Krise. Dr. Stegner hat eine Vielzahl von
Beispielen aufgelistet.

Den Landeshaushalt wird die Wirtschaftskrise dem-
nächst in Form von Steuermindereinnahmen errei-
chen. Die Garantien für die HSH Nordbank können
das Land an den Abgrund der finanziellen Hand-
lungsfähigkeit führen.

Und in diesen Zeiten, in denen man von einer Lan-
desregierung erwartet und auch erwarten kann, dass
sie die Ärmel hochkrempelt und arbeitet, dass sie
über parteitaktische Ideologien hinweg pragmatisch
arbeitet, um das schleswig-holsteinische Schiff wie-
der auf Kurs zu bringen, erleben wir eine Landesre-
gierung im politischen Nirwana.

Lieber Kollege Dr. Wadephul, die Debatte um
Neuwahlen hat nicht die Opposition angezettelt,
sondern der von Ihnen getragene Ministerpräsident
dieses Landes.

(Beifall bei FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW)

Wir erleben einen Abtanzball der Eitelkeiten statt
Tatkraft. Wir erleben persönliche Angriffe, wie sie
in einer Konstellation, die eigentlich eine Partner-
schaft sein sollte, nur zur Kenntnis genommen wer-
den muss, wenn die Scheidung unmittelbar bevor-
steht. Und selbstverständlich, da Sie auch historisch
vorgebildet sind, nehme ich den Satz: „Niemand
hat die Absicht, eine Mauer zu errichten!“, den Sie
sozusagen für die schleswig-holsteinische Land-
schaft übersetzt haben, interessiert zur Kenntnis.

Sie wollen Beispiele? Sie bekommen Beispiele! Da
benotet der SPD-Fraktionsvorsitzende Dr. Stegner
die Arbeit der Christdemokraten in der Koalition
mit „ausreichend“ bis „mangelhaft“, obwohl auch
die SPD Teil dieser Landesregierung ist.

Da weist Dr. Stegner - wohl bewusst - in seinem
Twitter auf einen Kommentar hin, der die takti-

schen Fähigkeiten des Ministerpräsidenten als „mit-
leiderregend bescheiden“ tituliert.

Da legt er im sh:z nach und wirft dem Ministerprä-
sidenten erkennbares „Unvermögen und Dilettantis-
mus“ und „Großbauernart“ vor - was auch immer
diese Titulierung beinhaltet. Und dieser Dr. Stegner
hat nun erklärt, er wolle keine Neuwahlen. Dabei,
lieber Herr Kollege Dr. Stegner, haben Sie doch
selbst in Ihren vielfachen Statements bereits mehr-
fach die Gründe für Neuwahlen genannt. Wer er-
klärt, dass der Regierungschef ein Dilettant und un-
vermögend ist, kann doch nicht eine Politik unter
diesem Ministerpräsidenten fortsetzen wollen. Das
ist doch kaum noch zu erklären.

(Beifall bei FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW)

Ich kann mir kaum vorstellen, dass die SPD dies
der deutschen Öffentlichkeit, den schleswig-holstei-
nischen Wählerinnen und Wählern erklärt.

Aber auch die CDU kann nicht erklären, warum sie
noch mit einer SPD in einer Regierung zusammen-
sitzen möchte, wenn der stellvertretende Fraktions-
vorsitzende der CDU Geerdts das Wort - ich muss
es zitieren, Frau Präsidentin - „Kotzbrocken“ für
Dr. Stegner ins Spiel bringt.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Na ja, da hat er ja
recht!)

Dieses Hickhack macht alle Zuschauer und Zuhörer
mittlerweile sprachlos. Es gehen die Worte aus, um
noch einen sinnvollen Kommentar zu diesem Trau-
erspiel abzugeben. Da bleibt nur die Wiederholung:
Mit dieser Konstellation und mit dieser Koalition
muss Schluss sein.

(Beifall bei FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das ist doch auch
mittlerweile eine Frage der Selbstachtung. Wer nur
einen Zoll Respekt vor sich selbst hat, lieber Herr
Ministerpräsident, lieber Peter Harry Carstensen,
und eine eigene Integrität besitzt - eine Frage der
Selbstachtung -, lässt so nicht mit sich umspringen,
ganz zu schweigen davon, welches Beispiel des
persönlichen Umgangs hier der Öffentlichkeit ge-
boten wird.

(Beifall bei der FDP)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, CDU und SPD
schaffen es wirklich, alle negativen Attribute zu be-
stätigen, die es im Volksmund so über Politiker
gibt.
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Es muss auch Schluss sein mit der These, dass in
Krisenzeiten nur eine große Mehrheit im Parla-
ment in der Lage ist, große Probleme zu lösen. Wir
haben jetzt seit mehr als vier Jahren in Schleswig-
Holstein feststellen müssen, dass das Gegenteil der
Fall ist.

(Beifall bei FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW)

Was in schweren Zeiten benötigt wird, ist eine Ko-
alition mit einer starken Partnerschaft. Dabei defi-
niert sich die Stärke nicht über die Anzahl der Ab-
geordneten, sondern über die gemeinsame politi-
sche Richtung. Und da können wir uns streiten wie
wir wollen, es ist klar, dass es zwischen SPD und
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN eine größere politi-
sche Übereinstimmung gibt, und es ist klar, dass es
zwischen Union und FDP eine größere Überein-
stimmung gibt und dass möglicherweise die grund-
legende Entscheidung, in die eine oder andere
Richtung zu marschieren, dem Land besser täte als
die dauernde Suche nach Kompromissen, die über-
wiegend faul sind.

(Beifall bei der FDP und des Abgeordneten
Lars Harms [SSW])

Auch mit knappen Mehrheiten kann man starke
Partnerschaften bilden und entschlossen Probleme
lösen. Das haben uns die letzten 60 Jahre Demokra-
tie in der Bundesrepublik Deutschland gleich mehr-
fach bestätigt. Die großen Entscheidungen sind von
kleinen Koalitionen gefällt worden und nicht von
großen.

(Beifall bei FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW)

Was wir nicht brauchen, ist eine Koalition der
Blockade, der diametral verschiedenen Politikansät-
ze, eine Koalition des geringsten gemeinsamen in-
haltlichen Nenners und des Scheiterns. Genau dies
aber ist diese sogenannte Große Koalition. Auch
hier gibt es genügend Beispiele.

Ein Beispiel für die gegenseitige Blockade dieser
Koalition ist das Thema Personaleinsparungen - üb-
rigens ein Thema, bei dem der Fraktionsvorsitzende
der SPD die CDU auch mit einem „ausreichend“
bis „mangelhaft“ benotet hat.

In einem hat Herr Dr. Stegner Recht: Es ist wirklich
nicht viel zu sehen von großen Personaleinsparun-
gen. Das Interessante daran aber ist, dass es zumeist
gerade die sozialdemokratisch geführten Ressorts
sind, die sich hier Reformen verweigern.

(Beifall des Abgeordneten Dr. Heiner Garg
[FDP])

So hat sich gerade Dr. Stegner immer dagegen ge-
wandt, als er Innenminister war, im Katasterwesen
Personal abzubauen und mehr Vermessungsaufga-
ben durch sogenannte öffentlich bestellte Vermes-
sungsingenieure durchführen zu lassen. Wer sich
also selbst geweigert hat, am Personalabbau mitzu-
wirken, darf den anderen nicht mit einem „mangel-
haft“ oder „ausreichend“ benoten.

(Beifall bei der FDP)

Beispiele für die Politik des kleinsten gemeinsamen
Nenners und der entgegenstehenden Politikansätze
sind die Schulpolitik und die Kreisgebietsreform. In
der Schulpolitik ist die CDU wie wir angetreten,
das bis vor kurzem bestehende gegliederte Schul-
system zu optimieren. Die SPD wollte Gemein-
schaftsschulen allerorten. Herausgekommen ist ein
großer Murks mit Gemeinschaftsschulen, Regional-
schulen und Gymnasien, der in der Bevölkerung
nicht angenommen wird.

(Lachen und Zurufe von der SPD)

Sie müssen mal außerhalb Ihres kleinen Biotops mit
anderen Menschen reden, außer mit den 25 %, die
noch bereit sind, Sozialdemokraten zu wählen.

(Beifall des Abgeordneten Dr. Heiner Garg
[FDP])

Das ist ein großer Murks, der von der Bevölkerung
nicht angenommen wird. Wir werden ja sehen, wie
die Volksabstimmung über die Wiedereinführung
der Realschulen ausgehen wird. Warten Sie es doch
in Ruhe ab. Ich kann nur sagen: Nehmen Sie sich
ein Beispiel an Nordrhein-Westfalen, wo die Real-
schulen durch die dortige Regierungskoalition gera-
de gestärkt werden, statt abgeschafft zu werden wie
in Schleswig-Holstein.

(Andreas Beran [SPD]: Irrweg!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, bei der Kreisge-
bietsreform war es die Parteibasis, die den CDU-
geführten Teil der Landesregierung in die Schran-
ken gewiesen hat. Die SPD will immer noch eine
große Kreisgebietsreform, die Unionsbasis macht
dies nicht mit. Beim Landesentwicklungsplan sind
die Positionen der Regierungsparteien diametral
entgegengesetzt. Die Union unterstützt den ländli-
chen Raum, was sinnvoll ist, die SPD die Städte.
Herauskommen wird auch hier wieder nur ein fau-
ler Kompromiss.

Beispiele für das Scheitern: Wir nehmen das Bei-
spiel Funktionalreform. Was ist mit dem groß ver-
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sprochenen Aufgabenabbau? Der fällt schlichtweg
aus. - Was war mit dem neuen Polizeirecht? - In
Teilen verfassungswidrig. Die Regierung war ge-
warnt. Hier nenne ich meinen Lieblingsinnenminis-
ter der damaligen Zeit, der versucht hat, rechter zu
sein als Schily und Schäuble gemeinsam, den da-
maligen Innenminister Dr. Stegner, der trotz aller
Warnungen in der Debatte im März 2006 erklärt
hat:

„Wer mir erzählen will, wir hätten etwas
Verfassungswidriges vorgelegt, wo wir in
Teilen genau die Kommentare jüngster Urtei-
le abschreiben, der muss mir erklären, wie er
Verfassungsgemäßheit definiert.“

Ich kann nur hoffen, er hat bei der Verkündung der
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts zum
Beispiel zum Kfz-Screening den Erklärungen die-
ses Gerichts aufmerksam zugehört. Jemand, der so
häufig die Verfassung des Landes Schleswig-Hol-
stein und der Bundesrepublik Deutschland gebro-
chen hat wie Dr. Stegner, ist es nicht wert, Minis-
terpräsident Schleswig-Holsteins zu werden.

(Beifall bei der FDP)

Und letztlich: Was ist mit der HSH Nordbank? - Da
sind Mitglieder der Landesregierung in ihrer Kon-
trollfunktion im Aufsichtsrat gescheitert, aber auch
die Landesregierung in Gänze. Was mussten wir
uns von der Regierung belächeln lassen, als wir je-
des Jahr aufs Neue den Verkauf der Landesanteile
an der HSH Nordbank gefordert haben! Heute lä-
chelt keiner mehr bei CDU und SPD. Jüngste Mel-
dungen müssen uns alle sehr besorgt machen, bei-
spielsweise die Meldung, dass Herr Flowers nun
gegen die Kapitalerhöhung bei der HSH Nordbank
klagen wird, weil er vermutet - wie ich meine, zu
Recht -, dass seine Einflussmöglichkeiten auf die
Geschäfte der Bank damit gegen null tendieren.

All dies belegt: Es kommt nicht auf die Anzahl der
Abgeordneten im Parlament an, es kommt auf die
handelnden Akteure an. Die Große Koalition in
Schleswig-Holstein ist politisch gescheitert und
menschlich verbraucht. Was Schleswig-Holstein
jetzt braucht, ist ein Neuanfang. Wir brauchen
Wahlen und eine Regierung, die sich als Partner
versteht, die gemeinsame Projekte verfolgt, und vor
allem in Zeiten der Wirtschaftskrise eine Regierung
des wirtschaftlichen Sachverstandes. CDU und
SPD in Schleswig-Holstein sind da eine schlechte
Mischung.

Ein weiteres Hinhangeln bis zum Wahltermin im
Mai 2010 bedeutet ein weiteres Jahr des Zurückfal-
lens des Landes Schleswig-Holstein im Vergleich

zu anderen Bundesländern und in Europa, und zu-
rückbleiben dabei die Menschen dieses Landes, die
Bürgerinnen und Bürger. Für uns ist das auch aus
staatspolitischer Verantwortung nicht länger hin-
nehmbar.

Wie war doch gleich das Zitat eines Kommentators
aus dem „Hamburger Abendblatt“ - ich zitiere, Frau
Präsidentin -:

„Neuwahlen sind eine Schnapsidee, aber eine
gute.“

Mag der sogenannte Befreiungsschlag des Minister-
präsidenten auf der CDU-Sitzung am 24. April
auch aus taktischen Gründen erfolgt sein, um von
CDU-internen Problemen abzulenken - man konnte
die Felsbrocken fallen hören, nicht nur bei der Uni-
on, sondern auch bei den Menschen in Schleswig-
Holstein, die ihnen vom Herzen fielen. Endlich - so
war die allgemeine Meinungslage, jedenfalls außer-
halb des sozialdemokratischen Lagers. „Endlich
Schluss mit dieser Koalition“ war der Tenor der
Menschen auf der Straße, der einem in diversen Ge-
sprächen entgegengebracht wurde. Bereits am
1. April titelte die „Landeszeitung“, dass bereits je-
der zweite Bürger in Schleswig-Holstein Neuwah-
len wolle. Das war kein Aprilscherz. Mittlerweile
ist diese Anzahl mit Sicherheit angewachsen.

Ich appelliere an Sie: Denken Sie an die Menschen
in unserem Land, machen Sie Schluss, machen Sie
den Weg für Neuwahlen frei! Das wäre dann end-
lich einmal eine gute und wegweisende Entschei-
dung dieser Koalition.

(Beifall bei FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW)

Der Wahltermin macht zusammen mit der Bun-
destagswahl Sinn, nicht nur aus Kostengründen.
Wir können nicht innerhalb eines halben Jahres drei
Wahlen abhalten, Frau Kollegin Heinold. Der ehe-
malige Befürworter und jetzige Gegner einer
Großen Koalition, der Politikwissenschaftler Pro-
fessor Dr. Krause, brachte es auf den Punkt: Die
Zusammenlegung von Bundes- und Landtagswahl
sichert eine hohe Wahlbeteiligung, auf die es uns
ankommen muss. Denn wir brauchen ein deutliches
Votum der Menschen in diesem Land, wohin sich
Schleswig-Holstein entwickeln soll.

Ich kann es nur mit dem ehemaligen Bundespräsi-
denten Roman Herzog sagen: Geben Sie sich einen
Ruck! Es muss ein Ruck gehen durch Schleswig-
Holstein, es muss ein Ruck gehen durch dieses Par-
lament. Stimmen Sie dem Antrag zu!
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(Beifall bei FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW)

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Ich danke Herrn Abgeordneten Kubicki. - Das Wort
für den SSW im Landtag hat nun deren Vorsitzen-
de, Frau Abgeordnete Anke Spoorendonk.

Anke Spoorendonk [SSW]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Es war eine bewegte 16. Wahlperiode, die wir heu-
te gern beenden würden. Am Anfang stand der hin-
terhältige Sturz von Heide Simonis durch einen po-
litischen Heckenschützen, der sich bis heute in die-
sem Saal versteckt hält. Es gibt viele Mutmaßungen
über die Motive dieser Tat. Neben persönlichen Be-
weggründen wurde auch über die Furcht vor der In-
stabilität einer sehr knappen Mehrheit spekuliert.
Letztlich wissen wir es nicht. Aber was wir mit Si-
cherheit wissen, ist: Das, was stattdessen folgte, ist
alles andere als handlungsfähig und stabil.

Diese Landesregierung hat erstaunlich wenig auf
die Reihe bekommen. Die glühenden Anhänger ei-
ner Großen Koalition, die 2005 von großen Taten
träumten und deshalb nicht zuletzt auf den SSW
einprügelten, wurden enttäuscht. Zugegeben, die
Schulreform war ein Schritt nach vorn. Ich gestehe
gern zu, dass es seit 2005 auch eine ganze Reihe
kleinerer Fortschritte gegeben hat, allen voran die
Intensivierung der grenzüberschreitenden Zusam-
menarbeit mit Dänemark und das Projekt für eine
größere Selbstverwaltung in der Justiz. Das Ver-
hältnis Schleswig-Holsteins zum Vatikan war seit
der Reformation nicht mehr so herzlich wie heute.
Aber der größte Teil der letzten vier Jahre ist ver-
geudet worden. Das Leuchtturmprojekt des Schei-
terns ist die Verwaltungsstrukturreform, aber die
Liste der verpassten Chancen ließe sich beliebig
fortsetzen.

(Beifall bei SSW, FDP und BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Die Große Koalition hat keine großen Taten voll-
bracht und keine schwierigen Reformen bewältigt,
im Gegenteil, das Gesamtwerk dieser Regierung
trägt den Titel: „Die Unvollendete“.

Zu diesem Bild passt, dass sich der Chef der Regie-
rung jahrelang damit begnügt hat, als Landesvater
über Dörfer und Marktplätze zu tingeln, und Kör-
perkontakt zum Bürger mit bürgernaher Politik ver-
wechselte. Das hat ihm auch lange hohe Populari-
tätswerte gesichert. Es fiel gar nicht auf, dass Peter

Harry Carstensen zu wichtigen landespolitischen
Themen schwieg und sich im Gegensatz zu seinen
CDU-Ministerpräsidenten-Kollegen auf Bundes-
ebene kaum eingebracht hat.

Jetzt, wo die Krise entschlossenes politisches Han-
deln fordert, hat der Ministerpräsident zum Anfas-
sen aber seine Faszination eingebüßt. Nun wird im-
mer deutlicher, dass wir einen Regierungschef ha-
ben, der auf Volksfesten zur Hochform aufläuft,
aber politisch versagt. Als sich das Drama um die
HSH Nordbank entfaltete, war Peter Harry Carsten-
sen monatelang untergetaucht und schob seinen Fi-
nanzminister vor.

(Beifall bei SSW und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Aber irgendwann ließ sich nicht mehr verstecken,
dass sich der Ministerpräsident wegduckt, wenn es
ernst wird. Kein Mensch glaubt, dass schuld an der
Misere nur ein Regierungssprecher war, der uns die
herausragenden Qualitäten des Ministerpräsidenten
beim Krisenmanagement verschwieg.

Wenn die Große Koalition trotz dieser lähmenden
Bilanz nicht zuerst mit politischer Lethargie ver-
bunden wird, dann liegt das neben der Mobilität des
Ministerpräsidenten daran, dass andere hervortre-
tende Persönlichkeiten des Bündnisses erfolgreich
auf sich aufmerksam machen konnten. Immer wie-
der wurden die Bürgerinnen und Bürger Zeugen
von unfruchtbaren Streitigkeiten um zentrale Vor-
haben: Verwaltungsreform, Schülerbeförderungsge-
bühren, Entbürokratisierung, kostenfreie Kita, Be-
amtenbesoldung, HSH Nordbank, Personalabbau,
Schuldenbremse.

All diese wichtigen Themen und viele mehr stehen
in Schleswig-Holstein vor allem für eines: eine Ko-
alition, die sich nicht einig werden kann und diese
Uneinigkeit wechselseitig durch mal mehr, mal we-
niger persönliche Angriffe auf den Koalitionspart-
ner zu Markte trägt. Statt eines konstruktiven Burg-
friedens der Großen haben wir in den letzten vier
Jahren einen schwelenden Nachbarschaftsstreit er-
lebt, der immer wieder öffentlich ausgetragen wur-
de. Seit vielen Monaten erleben wir nun einen un-
versöhnlichen Dauerkonflikt zwischen der CDU
und der SPD, bei dem sich die Partner mit allem be-
werfen und beschießen, was die politische Waffen-
kammer hergibt.

Jeder Unternehmensvorstand und wahrscheinlich
auch die meisten CDU-Ortsverbände hätten in einer
solchen Lage längst einen Mediator geholt, der zwi-
schen den Parteien wieder eine halbwegs vernünfti-
ge Kommunikationsebene herstellt. Die Regierung
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hat es aber geschafft, ohne Hilfe weiterzumachen,
weil der Chef selbst seine Aufgabe mehr als
Moderator denn als Entscheider gesehen hat. Die
Leistung von Peter Harry Carstensen besteht darin,
diesen chaotischen Laden vier Jahre lang zusam-
mengehalten zu haben.

Aber mittlerweile kann sich niemand mehr der Illu-
sion hingeben, dass die beiden Parteien wieder
friedvoll miteinander leben, geschweige denn ge-
meinsame Projekte durchführen können. Nicht ein-
mal die Beteiligten selbst glauben noch daran; das
hat der Ministerpräsident ja nun deutlich zu verste-
hen gegeben, als er am 24. April Neuwahlen offe-
rierte. Mit anderen Worten: Diese Beziehung ist in
einer Phase, in der jeder Therapeut schreiend da-
vonlaufen würde, weil nicht einmal mehr eine ge-
ordnete Trennung möglich ist. Sie ist am Ende.

(Beifall bei SSW, FDP und BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Für das Land Schleswig-Holstein und seine Men-
schen wäre ein vorzeitiges Ende dieser Koalition
mit Sicherheit kein Verlust, sondern der Auftakt zu
einem politischen Frühling.

(Beifall bei SSW, FDP und BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Peter Harry Carstensen ist aber nicht bereit, daraus
die Konsequenz zu ziehen und das Handtuch zu
werfen. Deshalb muss das Parlament Verantwor-
tung für das Land übernehmen und diese unselige
Wahlperiode endlich beenden. Wir appellieren
nochmals an die Kolleginnen und Kollegen der
CDU und der SPD: Macht endlich Schluss! Wer an
dieser Koalition festhält, der setzt die Partei oder
persönliche Interessen über die des Landes, und der
schadet dem ohnehin ramponierten Ansehen des
Parlaments.

(Beifall bei SSW, FDP und BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Besonders in Richtung der SPD sage ich: Wer wei-
terhin im Brustton der Überzeugung öffentlich mar-
kante Meinungen verkündet, aber im Landtag im-
mer wieder für das Gegenteil stimmt, der schadet
nicht nur dem Ansehen der Landespolitik, sondern
auch der Glaubwürdigkeit der eigenen Partei.

Der SSW unterstützt jede Bemühung um Neuwah-
len, solange sie nicht am 27. September stattfinden
sollen. Die Zusammenlegung der Landtagswahl
mit der Bundestagswahl würde dazu führen, dass
die Auseinandersetzung um landespolitische Pro-
bleme von der Bundespolitik verdrängt wird.

(Herlich Marie Todsen-Reese [CDU]: Wann
soll sie denn sein? - Jürgen Weber [SPD]: Je-
der pflegt seinen eigenen Opportunismus!)

Bei der kommenden Landtagswahl geht es aber für
Schleswig-Holstein ums Ganze. Die Bürgerinnen
und Bürger müssen entscheiden, wer die großen
Probleme lösen soll, die Peter Harry Carstensen
und sein Team gerade haben anbrennen lassen. Ich
kann nachvollziehen, dass der eine oder andere
glaubt, dass der aktuelle Rückenwind für Angela
Merkel und Guido Westerwelle auch in Schleswig-
Holstein mehr für die eigene Partei bewegen kann
als der Sturm um den Ministerpräsidenten oder die
rhetorischen Fallböen von Wolfgang Kubicki. Aber
Schleswig-Holstein muss eigene Antworten auf die
Wirtschaftskrise, auf die steigende Arbeitslosigkeit
und auf den Absturz der HSH Nordbank finden.
Schleswig-Holstein muss selbst sehen, wie wir die
Schulden abbauen und die Bildung aufbauen. Dar-
um muss es bei der Landtagswahl gehen. Der SSW
wird daher den Antrag der Grünen unterstützen und
den Änderungsantrag der FDP ablehnen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, natürlich kom-
men wir nicht umhin, dass wir es heute mit einer
Phantomdebatte zu tun haben. Die Aussage des Mi-
nisterpräsidenten zu vorzeitigen Neuwahlen war
nur ein ungeschickter, naiver Versuch, von den ei-
genen Problemen in der CDU abzulenken. Die
Konsequenzen aus dem Scheitern seiner Regierung
mag er nicht ziehen, also eskaliert der Kleinkrieg
weiter. Angesichts der nahenden Wahlen gönnen
sich die betreffenden Herren weniger denn je das
Schwarze unter den Fingernägeln. Die SPD und die
CDU werden sich bis zum 9. Mai gegenseitig pro-
vozieren, sich läutern, sich bis aufs Blut reizen, sich
wieder zusammenreißen und so weiter. Die Spirale
dreht sich abwärts, und die Bürger werden immer
mehr fragen, wozu sie denn eigentlich eine Landes-
regierung brauchen, wenn diese keine Politik ma-
chen will.

(Beifall bei SSW, FDP und BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Man braucht nun wirklich kein Politologe zu sein,
um festzustellen, dass das Vertrauen in die Integri-
tät der Landespolitik in den letzten Wochen auf
dem tiefsten Punkt seit Jahrzehnten angekommen
sein dürfte. Dazu hat das CDU/SPD-Bündnis nach
besten Kräften beigetragen. Letztlich hat der
Heckenschütze vom 17. März 2005 nicht nur auf
Heide Simonis gezielt, sondern auch die demokrati-
sche Kultur in Schleswig-Holstein angeschossen.
Wir brauchen einen Neuanfang, und wir brauchen
ihn jetzt.
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(Beifall bei SSW, FDP und BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Ich danke der Frau Abgeordneten Spoorendonk. -
Für die Landesregierung hat nun Herr Ministerprä-
sident Peter Harry Carstensen das Wort.

Peter Harry Carstensen, Ministerpräsident:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Die Fraktionen von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und FDP haben eine vorzeitige Beendigung der lau-
fenden Legislaturperiode beantragt. Wir haben die
Debattenbeiträge dazu gehört. Es ist das gute Recht
und auch die Pflicht der Opposition, die Regierung
zu kontrollieren, zu kritisieren und sie zu befragen,
aber es ist auch die Pflicht der Opposition, über-
zeugende politische Alternativen zu formulieren.
Das ist hier nicht passiert. Hier ist eine Diskussion
von gestern nachgeholt worden, die heute keine
Grundlage mehr hat.

(Beifall bei CDU und SPD)

Die Koalitionspartner haben sich in der letzen
Woche darauf verständigt und haben bekräftigt, den
Auftrag der Wählerinnen und Wähler vollständig
zu erfüllen.

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Ekkehard Klug
[FDP])

Dieser Auftrag wird nicht allein vom Ministerpräsi-
denten, sondern von der Koalition gemeinsam aus-
geführt. Ich jedenfalls werde - wie bisher - auch in
Zukunft alles für den Erfolg der Landesregierung
und für das Wohlergehen unserer Bürgerinnen und
Bürger tun. Das ist Auftrag der Koalition,

(Zuruf der Abgeordneten Angelika Birk
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

und diese besteht aus SPD und CDU, und deswegen
ist auch klar: Bis zum Ende des Vertrages sind Er-
folg und Misserfolg nicht teilbar.

(Zuruf des Abgeordneten Wolfgang Kubicki
[FDP])

Ich gehe davon aus, dass hier jeder sein Bestes gibt
und mit dem Ergebnis dann erst am Wahltag zur
Entscheidung vor den Wähler tritt.

(Dr. Ekkehard Klug [FDP]: Mit Stegner Seit
an Seit!)

- Gemach, gemach! - Wir haben noch ein Jahr zu
regieren. Unsere Wählerinnen und Wähler wollen

Lösungen, und an denen arbeiten wir hart weiter.
Das sage ich für alle Mitglieder des Kabinetts und
alle, die diese Regierung im Parlament tragen. Wir
werden an den Ergebnissen gemessen und an der
Art und Weise, wie wir den gemeinsamen Auftrag
umgesetzt haben.

Lieber Kollege Hentschel, Sie haben ja eine Reihe
von Zitaten gebracht. Das war fast schon ein richti-
ges Buch, das Sie vorgelesen haben.

(Claus Ehlers [CDU]: Aber kein Bestseller!)

- Nein, das war kein Bestseller, weil er natürlich et-
was Wichtiges vergessen hat, und zwar den Kom-
mentar von Stefan Richter, am 3. Mai in der „Zei-
tung am Sonntag“: „Stunde der Großen Koalition“:

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Genau!)

„Wenn die Große Koalition in Kiel je eine
Berechtigung hatte, dann jetzt. … Jetzt aber
geht es um die Rettung von Arbeitsplätzen
im Land … Es geht um die Hilfe für Werf-
ten, denen die Aufträge wegbrechen, um den
schnellen Einsatz der Mittel aus dem Kon-
junkturpaket“

und so weiter. - Ich empfehle auch Ihnen, das noch
einmal zu lesen.

(Beifall bei CDU und SPD)

Meine Damen und Herren, ich meine, dass dies das
Entscheidende ist. Wir haben gemeinsam die ver-
dammte Pflicht und Schuldigkeit, unsere Verant-
wortung wahrzunehmen. Ich habe keine Lust, die
Debatten von gestern zu führen, wenn wir an mor-
gen und übermorgen zu denken haben.

Worum geht es? Es geht darum, dass wir in der
nächsten Zeit enorm wichtige Entscheidungen zu
treffen haben und für diese Entscheidungen auch
geradestehen. Wir haben in den letzten Jahren vie-
les erreicht. Das scheint einigen nicht mehr präsent
zu sein, deswegen will ich einiges dazu sagen: Der
Haushalt ist wieder verfassungsgemäß und die Neu-
verschuldung mehr als halbiert. A 7, A 20, A 23,
Elbquerung, Fehmarnbelt-Querung, wir haben die
Verkehrsblockade aufgelöst, Herr Hentschel. Unse-
re Hochschulen waren bei der Exzellenzinitiative
erfolgreich. Wir haben gemeinsam mit EU und
Bund ein milliardenschweres Zukunftsprogramm
aufgelegt, bis 2013 sind das 1,4 Milliarden € für
mehr Investitionen, für Wirtschaft, Wissenschaft,
Landwirtschaft und Beschäftigung. Beim Abbau
der Arbeitslosigkeit haben wir große Fortschritte
erzielt.

(Beifall bei CDU und SPD)
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Wir lagen beim Abbau von Arbeitsplätzen immer
über dem Durchschnitt und liegen jetzt unter dem
Durchschnitt im Bund. Das muss ja wohl ein paar
Gründe gehabt haben. Das sind Erfolge dieser Ko-
alition und dieser Regierung. Dass das gemeinsame
Erfolge sind, ist für mich eine Selbstverständlich-
keit, und so sollte es für uns alle sein.

Wir sind weiter bei den Menschen in der Pflicht.
Jede und jeder Abgeordnete in diesem Haus ist bei
den Schleswig-Holsteinerinnen und Schleswig-Hol-
steinern in der Pflicht, die zentralen Herausforde-
rungen anzunehmen. Ja, wir haben auch ernste Zei-
ten. Deswegen konzentriert sich diese Regierung,
deshalb konzentriere ich mich auch auf das, was
jetzt klar und dringend nötig ist, und das will ich
hier auch nennen.

Erstens. Bund und Länder haben gemeinsam zwei
Konjunkturpakete mit einem Volumen von insge-
samt 80 Milliarden € bundesweit beschlossen. Ein
Bestandteil ist unser Investitionsprogramm mit ei-
nem Volumen von 430 Millionen €. Lieber Herr
Stegner, die Landesregierung, das sind nicht nur
Frau Erdsiek-Rave, Frau Trauernicht, Herr Döring
und Herr Hay, sondern im Wesentlichen auch Herr
Wiegard, Herr von Boetticher und Herr Biel, die
sehr intensiv und ohne irgendeinen Spalt zwischen
den Roten und den Schwarzen miteinander arbei-
ten.

(Beifall bei CDU und SPD)

Herr Stegner, ich sage Ihnen auch: Auf ihr Steuer-
programm komme ich nicht zurück.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Das ist schade!)

- Das ist nicht schade, das ist für Deutschland und
Schleswig-Holstein gut so.

(Beifall bei CDU und FDP)

Ich will keine Vermögensteuer, und ich will auch
nicht die Postkarten mit übernehmen. Ich werde mir
auch weiterhin erlauben zu sagen, dass ich eine
Steuerreform im Moment für falsch halte, wenn es
weiter über die kalte Progression geht, ganz gleich,
wer dort anderer Meinung ist.

Meine Damen und Herren, die Landesregierung hat
alles dafür getan und wird auch alles dafür tun, dass
die Mittel des Konjunkturpakets so schnell wie
möglich vor Ort ankommen. Die Umsetzung der
Mittel darf nicht im bürokratischen Alltag versan-
den, und wir werden jetzt dafür sorgen, dass die
Möglichkeiten des flexibilisierten Vergaberechts
genutzt und baufachliche Prüfungen beschleunigt
werden.

Wir wollen die Krise bestehen. Ich habe den Wirt-
schaftsminister um Vorschläge gebeten, welche
weiteren konjunkturstützenden Maßnahmen wir in
eigener Zuständigkeit ergreifen können. Ich denke
da etwa an die Investitionsbank, die Bürgschafts-
bank und die Mittelständische Beteiligungsgesell-
schaft. Wir brauchen passgenaue Förderinstrumen-
te, und wir müssen dazu beitragen, die Finanzmärk-
te zu stabilisieren und unsere Unternehmen zu stüt-
zen. Das fordert unter anderem auch das Institut für
Weltwirtschaft. In den Prozess zur Neustrukturie-
rung der Landesbanken werden wir uns aktiv ein-
bringen und haben wir uns schon aktiv eingebracht.

Zweitens. Wir müssen dafür sorgen, dass die HSH
Nordbank neu ausgerichtet wird. Der Landtag hat
vor wenigen Wochen der Erhöhung des Eigenkapi-
tals der Bank und der Übernahme von Garantien in
Milliardenhöhe zugestimmt. Zu den Entscheidun-
gen gab es keine Alternative. Alle ernst zu nehmen-
den Experten - BaFin, SoFFin - sehen das so. Die
HSH ist systemrelevant und darf nicht wegkippen.
Hier sollte sich auch niemand aus der Verantwor-
tung stehlen. Denn der Kern des Problems - meine
Amtsvorgängerin hat es ja angedeutet, sie sprach
davon, dass man damals „besoffen von der Idee“
war, immer satte Gewinne einzufahren - liegt nicht
im Krisenmanagement des letzten Jahres, sondern
weit davor. Das ist nicht einmal eine Schuldzuwei-
sung; das ist nur eine Beschreibung, meine Damen
und Herren.

(Beifall bei der CDU)

Es geht um ein globales und ein nationales Pro-
blem, und es geht um ein Problem des Landes. Wir
wollen es lösen.

Für mich zeigt insbesondere das Gespräch, das wir
am Dienstagabend, übrigens mit Finanzminister
Steinbrück, gehabt haben, wie man in der Großen
Koalition hart an der Lösung unserer Herausforde-
rung arbeiten kann, obwohl seine Partei im Bund in
den Wahlkampf geht - eine Haltung, die ich zur
Nachahmung empfehle.

Drittens. Das Bruttoinlandsprodukt wird bundes-
weit stark zurückgehen. Das sagen uns die Wirt-
schaftsforscher. Mitte Mai und im November wer-
den wir Steuerschätzungen bekommen. Ich gehe
davon aus, dass sich Schleswig-Holstein auf Min-
dereinnahmen im mittleren dreistelligen Millionen-
bereich einstellen muss.

Damit dürften sich spätestens im Herbst für dieses
Parlament folgende Fragen stellen: Brauchen wir
einen Nachtrag? Sind wir in der Lage, die Minder-
einnahmen durch Ausgabekürzungen zu kompresie-
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ren? Soll die Verschuldung noch weiter erhöht wer-
den?

Viertens. Im Juni werden wir über die Schulden-
bremse sprechen müssen. Der Landtag hat dazu ei-
ne klare Meinung formuliert und hat signalisiert,
bis zum Bundesverfassungsgericht gehen zu wol-
len. Der Kollege Wadephul, der Fraktionsvorsitzen-
de, hat dazu etwas vonseiten der CDU-Fraktion ge-
sagt. Das Parlament kämpft um den Erhalt seines
Haushaltsrechts. Das ist gut zu verstehen. Ich bin
der Meinung, wir dürfen nicht auf 80 Millionen €
pro Jahr verzichten. Ein Parlament lebt von seinem
Haushaltsrecht. Es darf aber nicht von dem Recht
leben, unverantwortlich hohe Schulden zu machen.
Wir müssen daher auch die zu erwartenden drama-
tischen Steuermindereinnahmen bei der Zielsetzung
berücksichtigen, ab 2020 keine Schulden mehr zu
machen.

Ich höre immer abstrakte Bekenntnisse zum Schul-
denabbau. Aber wenn es konkret wird, meine Da-
men und Herren, dann höre ich Forderungen nach
zusätzlichen Ausgaben. Darüber müssen wir drin-
gend debattieren.

(Beifall bei der CDU)

Fünftens. Über zusätzliche Ausgaben wird die Ko-
alition auch im Juni reden. Dann geht es um die
beitragsfreien Kita-Jahre. Die Positionen von CDU
und SPD sind diesem Hohen Haus bekannt.

Sechstens. Zur Entscheidung steht auch die Verlän-
gerung des Hochschulpakts bis 2015 an, eine sinn-
volle Maßnahme selbstverständlich. Der Bund er-
wartet allerdings auch 100 Millionen € von uns.

Und siebtens. Mit großer Sorge sehe ich die stei-
gende Arbeitslosigkeit. Milliardenverschuldungen
sind für die Bürgerinnen und Bürger ziemlich ab-
strakt. Die Arbeitslosigkeit von Vater und Mutter
ist dagegen sehr konkret. Ich bin sehr dafür, dass
wir die Möglichkeiten der Arbeitsmarktpolitik nut-
zen. Übrigens gibt es da eine exzellente Zusam-
menarbeit zwischen dem Wirtschaftsministerium -
bei uns geführt - und dem Arbeitsministerium - bei
Ihnen geführt. Es gibt ein Schulterschluss mit der
Regionaldirektion. Wir werden alles tun, damit die
Schleswig-Holsteiner so gut und so unbeschadet
wie möglich durch die Krise kommen.

Ich begrüße die Ausdehnung der Bezugsdauer von
Kurzarbeitergeld und ebenso die Intensivierung von
Weiterbildung. In meinen Gesprächen mit den Ver-
tretern der Wirtschaft und der Gewerkschaften An-
fang März wurde eine Demografie- und Qualifizie-
rungsoffensive für Branchen und Regionen vorge-

schlagen. Auch das müssen wir auf den Weg brin-
gen.

Meine Damen und Herren, ich will offen und ehr-
lich sagen: Ich werde meine ganze politische Kraft
dafür einsetzen, dass Schleswig-Holstein am Ende
der ökonomischen Krise gestärkt aus ihr hervor-
geht. Wir müssen jetzt die Weichen dafür stellen.
Denn wir werden aus dem Tal herauskommen, wir
werden wieder Schwung kriegen.

Ich kann nur empfehlen, sich einmal ein Formel-
1-Rennen anzuschauen. Das kann man sich mal an-
schauen, nur mal eine Kurve. Da wird vor der Kur-
ve abgebremst; da muss man langsamer fahren.
Aber um wieder Schwung zu kriegen, muss man
mit Schwung aus der Kurve heraus. Die Entschei-
dungen müssen in der Kurve gefällt werden, und
das haben wir zu tun.

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren, die Bürgerinnen und
Bürger haben Anspruch darauf, dass wir die Wei-
chen jetzt stellen.

(Jürgen Weber [SPD]: Wer Mut hat, der
bremst gar nicht!)

- Da ist etwas dran. Aber das kann ein Fehler sein.

Dafür wird sich die ganze Regierung - ich sage das
sehr bewusst und noch einmal: die ganze Regierung
- einsetzen. Ich wäre sehr erleichtert, wenn auch
das ganze Parlament hier seine ganze Kraft einset-
zen würde.

(Beifall bei CDU und SPD)

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Ich danke dem Herr Ministerpräsidenten. - Es sind
zweieinhalb Minuten neue Redezeit entstanden.

Ich erteile der Frau Abgeordneten Monika Heinold
das Wort. 30 Sekunden Rest plus zweieinhalb Mi-
nuten ergeben drei Minuten Restredezeit. Bitte
schön.

Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Vorab
etwas zum Verfahren. Da es sich nicht um zwei ei-
genständige Anträge handelt, sondern um einen Än-
derungsantrag der FDP, werden wir diesen ableh-
nen. Andersherum hätten wir natürlich zugestimmt,
weil es für uns absolut wichtig ist, dass es zu Neu-
wahlen kommt.
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Herr Ministerpräsident, Sie sagten so schön am En-
de Ihrer Rede: Wir werden wieder Schwung krie-
gen.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Ja, so war die Re-
de!)

Da frage ich mich: Womit begründen Sie das? Ich
habe mir die Rede des Fraktionsvorsitzenden Dr.
Stegner sehr genau angehört. Was hat er gesagt? Er
hat alle SPD-Minister und -Ministerinnen persön-
lich gelobt. Er hat gesagt, die machen gute Arbeit.
Dann hat er den neuen Wirtschaftsminister abge-
watscht und hat gesagt, die Sache mit dem Soli war
Mist - nicht wörtlich, aber in etwa. Zu den CDU-
Ministern musste er ja auch nichts weiter sagen. Da
hatte er in den „Kieler Nachrichten“ schon deutlich
alle Politikbereiche aufgelistet und gesagt: Alles
mangelhaft im Prinzip.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Es gibt ja auch nur
noch zwei CDU-Minister!)

Bei allem, was die CDU-Minister zu verantworten
haben, sagt die SPD: Damit haben wir eigentlich
gar nichts zu tun.

Ich freue mich schon, meine Damen und Herren,
auf den Parlamentarischen Untersuchungsaus-
schuss. Ich kann Ihnen sagen, wie das hier ablaufen
wird. Die SPD wird sagen: Die ganze Schuld haben
nur die CDU-Minister. Die haben uns gar nicht ge-
fragt, die haben uns gar nicht beteiligt. Wir sind
auch völlig schockiert, was dort abgelaufen ist an
Desinformation des Parlaments. So wird das in den
nächsten Monaten laufen.

Da sagen Sie: Wir werden schon wieder Schwung
kriegen. Nur Mut, sage ich.

Das Schlimme für Sie ist, dass die Bevölkerung in
unserem Land aber zu Recht erwartet, dass hier ge-
arbeitet wird, dass gestaltet wird, dass es vorangeht.

Ich nehme einmal das Beispiel der Finanzpolitik.
Die Finanzpolitik der letzten vier Jahre ist ein einzi-
ges Desaster, weil Sie sich nicht geeinigt haben. Da
helfen auch keine Appelle, Herr Carstensen.

(Widerspruch bei der CDU)

Wie lief es denn ab bei der letzten Haushaltsbera-
tung? Es war doch nicht die Opposition, die sagte:
Wir geben 30 Millionen € zusätzlich ohne Deckung
aus.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und FDP)

Das waren CDU und SPD. Die haben sich abends
getroffen. Jeder hatte noch ein paar Wünsche. Der

Finanzminister hat gesagt: Ich kann das nicht be-
zahlen. Dann wurde das einfach in den Haushalt
hineingeschrieben.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und des Abgeordneten Dr. Heiner Garg
[FDP])

Wir werden in der Finanzpolitik harte und schwieri-
ge Zeiten haben. Wir haben die Schuldenbremse,
und wir haben die Steuerausfälle. Um diese Proble-
me zu lösen, braucht es eine Regierung, die zusam-
mensteht und die nicht gegenseitig immer wieder
dem anderen die Schuld für das Desaster zuweist.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und FDP)

Meine Damen und Herrn von SPD und CDU, been-
den Sie den Kleinkrieg! Machen Sie den Weg frei
für Neuwahlen, und sichern Sie, dass dieses Land
eine Regierung hat, die handlungsfähig ist!

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und FDP)

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich
schließe die Beratung.

Vor Einritt in die Abstimmung weise ich darauf
hin, dass für die Annahme eines Antrags nach Arti-
kel 13 Abs. 2 der Verfassung die Mehrheit von
zwei Dritteln seiner Mitglieder - das sind 46 Abge-
ordnete - erforderlich ist.

Es ist beantragt, in der Sache abzustimmen. Ich las-
se zunächst über den Änderungsantrag der Fraktion
der FDP, Drucksache 16/2643, abstimmen. Wer
diesem Antrag zustimmen will, den bitte ich um das
Handzeichen. - Gegenprobe! - Dieser Antrag ist mit
den Stimmen von CDU, SPD, SSW und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der FDP-
Fraktion abgelehnt.

Ich lasse jetzt über den Antrag der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN, Drucksache 16/2628, ab-
stimmen. Wer zustimmen will, den bitte ich um das
Handzeichen. - Gegenprobe! - Dieser Antrag ist mit
den Stimmen von CDU und SPD gegen die Stim-
men der Fraktionen von BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und FDP sowie des SSW abgelehnt.

Meine Damen und Herren, dann kommen wir jetzt
zum Dringlichkeitsantrag.

Bericht über die aktuelle Lage der HSH Nord-
bank
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Dringlichkeitsantrag der Fraktionen von FDP,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Abgeordne-
ten des SSW
Drucksache 16/2655

Es handelt sich um einen Berichtsantrag zur aktuel-
len Situation der HSH Nordbank. Gehe ich recht in
der Annahme, dass Ihnen dieser Antrag vorliegt?

(Zurufe: Ja, ja!)

- Gut. Ich frage die Antragsteller, ob das Wort zur
Begründung der Dringlichkeit gewünscht wird.

(Holger Astrup [SPD]: Nicht erforderlich!)

Ich frage die Antragsteller trotzdem, liebes Ge-
burtstagskind. - Die Dringlichkeit soll nicht begrün-
det werden.

Dann lasse ich zu Drucksache 16/2655 über die
Dringlichkeit abstimmen und weise Sie darauf hin,
dass wir für die Dringlichkeit nach § 51 Abs. 3 der
Geschäftsordnung eine Zweidrittelmehrheit benöti-
gen. Wer die Dringlichkeit bejaht, den bitte ich um
das Handzeichen. - Das ist einstimmig so gesche-
hen. Ich schlage Ihnen vor, diesen Tagesordnungs-
punkt am Freitag als Punkt 29 a in die Tagesord-
nung einzureihen. Die Redezeit soll jeweils fünf
Minuten betragen.

Wir haben noch keinen Vorschlag für den konkre-
ten Zeitpunkt des Aufrufs, weil wir gewährleisten
müssen, dass Regierungsmitglieder, die angespro-
chen sind, auch wirklich anwesend sind. Diesbe-
züglich bitte ich um Rücksichtnahme. Ich wäre
dankbar, wenn die PGFs in dieser Sache auf mich
zukämen. - Herzlichen Dank.

Ich habe ein Versäumnis nachzuholen. Wir haben
heute Morgen die Abgeordnete Heike Franzen von
der CDU-Fraktion nicht als krank entschuldigt. -
Auch der Kollegin Heike Franzen gelten unsere
Wünsche für eine gute Besserung.

(Beifall)

Ich rufe Tagesordnungspunkt 39 auf:

Kieler Universitätscampus und Denkmalschutz

Bericht der Landesregierung
Drucksache 16/2519

Dazu erteile ich dem Herrn Ministerpräsidenten Pe-
ter Harry Carstensen das Wort.

Peter Harry Carstensen, Ministerpräsident:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Das Landesamt für Denkmalpflege hat im
November 2008 Teile der Kieler Christian-Al-
brechts-Universität unter Denkmalschutz gestellt.
Genau das ist auch seine Aufgabe: ein Denkmal als
ein solches zu erkennen und in das Denkmalbuch
einzutragen.

Welche Wirkung entfaltet das? Seit der Unter-
schutzstellung müssen Veränderungen durch die
untere Denkmalschutzbehörde, die Landeshaupt-
stadt Kiel, genehmigt werden, und dabei hat die Be-
hörde nach § 8 des Denkmalschutzgesetzes die be-
rechtigten Belange der Eigentümer und Nutzer des
Denkmals zu berücksichtigen. Ich kann Ihnen sa-
gen, dass dies auch in jedem einzelnen Fall ge-
schieht. Ob Belange von Forschung und Lehre oder
wirtschaftliche Aspekte - die Interessen von Eigen-
tümern und Nutzern werden immer einbezogen,
wenn es um die Weiterentwicklung eines Denkmals
geht.

Befürchtungen der Hochschule, Teile der Universi-
tät würden mit der Unterschutzstellung zu einer Art
Museumsdorf, sind also völlig unbegründet. Das
weiß die Hochschule auch aus eigener Erfahrung.
Ich bin froh, dass es jetzt bei der Unterschutzstel-
lung des Campus keine Differenzen mehr mit der
CAU gibt.

Erhebliche Teile des Kieler Universitätsklinikums
stehen bereits seit vielen Jahren unter Denkmal-
schutz, und im Universitätsklinikum geht es tagtäg-
lich um die Gesundheit und das Leben vieler Men-
schen. Die medizinischen Anforderungen an die
Gebäude und ihre Nutzung sind außerordentlich
hoch. All dies funktioniert auch im Einklang mit
dem Denkmalschutz. Denkmalschutz ist kein Ver-
hinderungsinstrument, darf auch keines sein. Und
was im Universitätsklinikum funktioniert, wird
auch auf dem Campus am Westring und an der Ols-
hausenstraße funktionieren.

Inzwischen hat es an der Universität die ersten ge-
nehmigungspflichtigen Vorhaben gegeben. Je-
weils innerhalb weniger Tage hat die untere Denk-
malschutzbehörde die Anträge bearbeitet und die
Genehmigungen erteilt. Ich habe auch nichts ande-
res erwartet als eben dieses pragmatische und zügi-
ge Handeln der Denkmalschutzbehörde, der Lan-
deshauptstadt Kiel. Deren Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter möchte ich an dieser Stelle übrigens
einmal lobend erwähnen.

Nur in einem einzigen Fall hat die Behörde eine ge-
stalterische Auflage erteilt, bei der es um eine ande-
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re Farbgestaltung ging - wohl eher eine kleinere
Änderung und mit Sicherheit nicht kostenträchtig.

Meine Damen und Herren, seit ich als Ministerprä-
sident Verantwortung für den Denkmalschutz über-
nommen habe, habe ich es immer wieder erlebt:
Nach anfänglicher Skepsis und teilweisem Wider-
stand gegen die Unterschutzstellung beruhigten sich
die Gemüter relativ schnell wieder, weil auch ich
häufig die Beteiligten zu mir geholt habe und wir
gemeinsam darüber gesprochen haben. In der Zu-
sammenarbeit mit den Denkmalschutzbehörden
stellen sich die Dinge eben viel harmloser dar, als
im Vorfeld von manchem befürchtet wurde.

(Beifall der Abgeordneten Anke Spooren-
donk [SSW])

Auch für die Universität wird die Unterschutzstel-
lung kein Verhängnis sein. Ich glaube, Denkmal-
schutz ist kein Makel, sondern eine Auszeichnung.
Die jetzt in das Denkmalbuch eingetragenen Teile
der Universität stellen etwas Besonderes dar. Sie
sind keine bloßen Zweckbauten, sondern Ausdruck
der Architektursprache ihrer Entstehungszeit.

Seit wenigen Jahren erst befasst sich die Denkmal-
pflege mit den Zeugnissen der 60er- und 70er-
Jahre, denn es braucht einen gewissen zeitlichen
Abstand, um das bauliche Erbe einer Epoche auch
richtig einschätzen zu können. Über den Denkmal-
wert entscheidet nicht der gerade herrschende Ge-
schmack; über den Denkmalwert entscheiden der
Zeugniswert und der historische Gehalt des Bau-
werks. Ein Denkmal muss also weder alt oder uralt
sein, noch muss es besonders schön sein.

(Beifall der Abgeordneten Anke Spooren-
donk [SSW])

Das Kieler Universitätsforum bietet eine in sich ge-
schlossenen Gesamtanlage von höchster architekto-
nischer Qualität. Der Kieler Campus ist ein histo-
risches Zeugnis des Aufbruchs, ein Zeugnis der Bil-
dungsexpansion der 50er- und 60er-Jahre, und er ist
damit unbedingt auch schützenswert. Darüber sind
wir uns innerhalb der Landesregierung einig.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD)

Die GMSH wird in Abstimmung mit der Universi-
tät und mit dem Landesamt für Denkmalpflege
eine Zielplanung in Auftrag geben. Darin werden
für einen Zeitraum von zehn bis 15 Jahren die er-
wartbaren Vorhaben an der Universität und die da-
bei zu beachtenden denkmalpflegerischen Aspekte
dargestellt, und auf diese Weise bekommt die Uni-
versität die Planungssicherheit, die sie braucht.

Meine Damen und Herren, mit den Mitteln des
Denkmalschutzes bewahren wir einen wichtigen
Teil unserer kulturellen Überlieferung, die wir
von unseren Vorfahren geerbt haben und die wir für
unsere Nachfahren treuhänderisch verwalten. Der
Schutz unserer Denkmäler erhält das Gesicht unse-
rer Heimat, und in der Phase, in der wir selbst für
unser kulturelles Erbe verantwortlich sind, müssen
wir gewissenhaft mit den Zeugnissen der Vergan-
genheit umgehen.

Ich kann Denkmaleigentümern, seien es Privatper-
sonen oder Wirtschaftsunternehmen, die Sorge neh-
men. Auch der neue Denkmalschutz wird sich nicht
wie Mehltau über die Wirtschaft legen. Denkmal-
schutz wird auch zukünftig mit Augenmaß prakti-
ziert, und der Aspekt der Wirtschaftlichkeit wird
auch weiterhin in jedem einzelnen Fall einbezogen,
wenn es um die Weiterentwicklung eines Denkmals
geht.

In diesem Sinn freue ich mich auf eine verantwor-
tungsvolle Debatte.

(Beifall bei CDU, SPD und SSW)

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Ich danke dem Herrn Ministerpräsidenten und er-
öffne die Aussprache. Das Wort für die antragstel-
lende Fraktion, die FDP-Fraktion, hat nun der Herr
Abgeordnete Dr. Ekkehard Klug.

Dr. Ekkehard Klug [FDP]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Der
Bericht der Landesregierung beginnt mit der Aussa-
ge, bei der Eintragung von Objekten in das Denk-
malbuch spielten allein denkmalfachliche Aspekte
eine Rolle. Wörtlich erklärt die Landesregierung im
vorliegenden Bericht - Zitat -:

„… der Behörde steht kein Ermessensspiel-
raum zu.“

Diese Aussage der Landesregierung steht allerdings
im Widerspruch zu dem, was ausgewiesene Denk-
malexperten selbst sagen. So hat beispielsweise der
Hannoveraner Stadtdenkmalpfleger Eckart Rüsch
in seiner Eröffnungsansprache zu dem Symposium
„Nachdenken über Denkmalpflege“ am 3. Novem-
ber 2001 Folgendes ausgeführt:

„Denkmalpflege gibt sich gern den Anstrich
von objektiver Wissenschaftlichkeit. ...

Nicht wissenschaftlich ist allerdings das We-
sentliche, was die Denkmalpflege zum Bei-
spiel von der Bau- und Kunstgeschichte un-
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terscheidet: Nicht wissenschaftlich sind die
Bewertungs- und Auswahlkriterien, wenn es
darum geht, aus der Masse des Altbaubestan-
des das Denkmalwerte herauszufiltern. Die
Bewertungsmaßstäbe sind so unterschiedlich
wie die dahinter stehenden Inventarisatoren
selbst. Über deutsche Ländergrenzen hinweg
und gar im internationalen Vergleich wird
noch deutlicher, wie unterschiedlich die
Denkmalauswahl überall gehandhabt wird.

Dieser Befund ist im Grunde kein Wunder,
denn alle Denkmalerkenntnis ist subjektiv
geprägt, wenn nicht individuell, dann grup-
penbezogen. Und wenn man sich einmal die
Mühe macht, in die Geschichte unserer Zunft
einzusteigen, dann wird zudem noch deut-
lich, wie sehr der Denkmalbegriff auch ab-
hängig ist vom Zeitgeist. Da bemerkt man
ganz wesentliche Einschätzungswechsel
schon nach rund 20 Jahren.“

Subjektive, vom Zeitgeist geprägte Auswahlent-
scheidungen - das klingt völlig anders als die Wor-
te der Landesregierung von angeblich nicht existie-
renden Ermessensspielräumen. Die Landesregie-
rung lässt sich hier nach unserer Überzeugung allzu
blauäugig vor den Karren einer Fachbehörde span-
nen, die so tut, als handele sie nach den Maßstäben
unanfechtbarer fachlicher Autorität.

(Beifall bei der FDP)

Der Konflikt um die Denkmalschutzverfügung
über den Kieler Uni-Campus zeigt beispielhaft,
wie sehr neuerdings auch Bauten aus der Zeit nach
1945 in den Mittelpunkt von Auseinandersetzungen
geraten. Auch das hängt entscheidend mit dem von
Herrn Rüsch in seinem Referat erwähnten Prozess
der Veränderlichkeit der Bewertungsmaßstäbe
durch Veränderungen im Zeitgeist und auch Moden
in der eigenen Zunft zusammen. Wenn die Fachbe-
hörde dabei mit einem Absolutheitsanspruch auf-
tritt, wie dies jedenfalls anfangs beim Kieler Uni-
Campus der Fall gewesen ist, dann bleibt dem Ge-
setzgeber nach unserer Überzeugung gar nichts an-
deres übrig, als solchen Formen obrigkeitlichen
Handelns in absehbarer Zeit auch durch Änderung
der gesetzlichen Grundlagen einen Riegel vorzu-
schieben.

So kann es im Zweifelsfall nicht gehen. Nicht jeder
Konfliktfall kann durch ein Mediatorengespräch
im Büro des Ministerpräsidenten ausgeräumt wer-
den. Eigentlich müsste jedem klar sein, dass das
keine Praxis in diesem Bereich sein kann, der so-
wohl für die Kultur, aber auch für die wirtschaftli-

che Entwicklung dieses Landes und im Fall der
Universität auch für die Entwicklungsspielräume
einer ganz wichtigen Hochschule dieses Landes
von erheblicher Bedeutung ist. Das, was wir bisher
haben, kann nicht die Basis für Entscheidungspro-
zesse in diesem Bereich sein.

(Beifall bei der FDP)

Nach der Unterschutzstellungsverfügung vom
6. November vorigen Jahres sind die Reaktionen
der Universität Kiel, des AStA der Universität Kiel,
und auch die Landtagsinitiative der FDP-Fraktion
nicht ganz ohne Wirkung geblieben. Das Landes-
amt für Denkmalpflege hat den Denkmalschutz für
einige Bereiche des Kieler Uni-Campus wieder auf-
gehoben, nämlich für die Hauptgebäude der Anger-
bauten sowie für einen Teil des Sportforums. Au-
ßerdem heißt es in dem Bericht der Landesregie-
rung, die Denkmalschutzbehörde habe signalisiert,
hinsichtlich der geplanten Errichtung eines Restau-
rants in unmittelbarer Nähe zum Auditorium Maxi-
mum „erhebliche Bedenken“ zurückzustellen.

Aus der Kieler Universität hört man nun zu dem
Bericht der Landesregierung, dass sich das nach
diesen Zugeständnissen sehr viel besser liest als am
Anfang. Also auch aus Sicht der Universität ist
durch die erzielten Kompromisse mittlerweile ein
Fortschritt zu konstatieren. Allerdings sagt die Uni-
versität auch ganz klar: Die zu geringe Reduzierung
der Außenfläche Sport und der Ensembleschutz im
Bereich des Uni-Hochhauses wird von der Univer-
sität, was die Entwicklungsmöglichkeiten in der
Zukunft betrifft, weiterhin kritisch gesehen.

Ich habe erst vor rund zehn Tagen ein Gespräch mit
dem Präsidium der CAU geführt, in dem mir diese
kritische Einschätzung, die dort nach wie vor
besteht, bestätigt worden ist. Ich halte es deswegen
für sinnvoll, dass wir die Thematik im Fachaus-
schuss nacharbeiten. Anders als der Kollege Höpp-
ner, der sich immer ein bisschen als wackerer Ritter
Henning vom rotem Ziegelstein vor die Fachbehör-
de stellt, bin ich der Meinung, dass genauso wie bei
Anträgen auf Errichtung von Industrieanlagen oder
Straßenbauvorhaben Dinge, die im Bereich fachli-
cher Behördenentscheidung liegen, für eine politi-
sche Diskussion im zuständigen parlamentarischen
Bereich nicht automatisch tabu sind. Man muss sol-
che Dinge auch erörtern können.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Herr Kollege, die Zeit!
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Dr. Ekkehard Klug [FDP]:

Ich komme zum Schluss. - In einer Ausschusssit-
zung hat der Kollege Höppner das aus prinzipiellen
Gründen einmal zurückgewiesen, weil er meinte,
das liege allein in der Kompetenz der Fachbehör-
den. Wie gesagt, ich habe da eine etwas andere
Sicht. Der Kollege Höppner war früher selber unte-
rer Denkmalpfleger im Kreis Plön, hat also auch ein
bisschen die eigene berufliche Erfahrung im Hinter-
grund. Ich meine, dass sich, wenn es um eine politi-
sche Dimension, wie gerade im Bereich der Univer-
sität Kiel, geht, auch das Parlament mit solchen
Dingen beschäftigen können muss. Wir sollten die-
se Thematik im Ausschuss gründlich nacharbeiten.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Bevor ich dem nächsten Redner das Wort erteile,
begrüße ich sehr herzlich Besucher auf der Besu-
chertribüne: eine andere Klasse der Klaus-Groth-
Schule aus Neumünster mit ihren Lehrkräften so-
wie Mitglieder des SPD-Ortsvereins Schenefeld. -
Seien Sie uns sehr herzlich willkommen!

(Beifall)

Das Wort für die CDU-Fraktion hat nun der Herr
Abgeordnete Niclas Herbst.

Niclas Herbst [CDU]:

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Sie haben recht, Herr Dr. Klug: Es liegt
zwar nicht im unmittelbaren Bereich des Landtags,
aber da es sich durchaus um eine politische Dimen-
sion handelt, können wir das hier besprechen. Im
dritten Anlauf klappt es nun endlich auch. Ihre opti-
mistische Einschätzung, dass Ihre Initiative dazu
beigetragen hat, dass es zu einer vernünftigen Eini-
gung zwischen Behörde und CAU gekommen ist,
will ich Ihnen gern belassen. Ich bin ein absoluter
Fan Ihrer Landtagsarbeit; das wissen Sie. Ich schät-
ze auch, dass Sie so selbstbewusst sind. Allerdings
ist die zeitliche Abfolge eine etwas andere.

Bereits im März war in der Presse über die wesent-
liche Einigung zu lesen, und der Antrag kam erst
zur April-Tagung. Nichtsdestotrotz können wir uns
gemeinsam darüber freuen, dass Behörde und Uni-
versität gemeinsam an einem Strang ziehen und zu
einer weitgehenden Einigung gekommen sind.

Das war es eigentlich schon,

(Heiterkeit)

aber ich will noch ein paar grundsätzliche Dinge sa-
gen. Ich will nicht in den Grundsatzdiskurs des
Kollegen Dr. Klug zum Denkmalschutz einsteigen.

Natürlich ist es so, dass, wenn eine solche weitrei-
chende Unterschutzstellung an einer Universität
angekündigt wird, von dort Bedenken erhoben wer-
den. Insofern ist es richtig, dass wir uns hier dar-
über unterhalten. Ich kann auch gut verstehen, dass
sich sowohl Senat und Präsidium als auch AStA
darum gekümmert und Unterschriften gesammelt
haben. Aber - dafür ein ausdrücklicher Dank an den
Ministerpräsidenten - man ist zu einer guten Lö-
sung gekommen. Das ist ein gutes Zeichen dafür,
dass man solche Konflikte auch im Dialog lösen
kann.

Der Konflikt liegt zwischen auf der einen Seite ei-
nem lebendigen Campus, der sich verändern muss,
der wichtige Ansprüche an Forschung und Ent-
wicklung und Lehre hat, der ein lebendiges studen-
tisches Leben garantieren soll, und dem Anspruch
der Denkmalschutzbehörde auf der anderen Seite.

Richtig ist, dass das eigene ästhetische Empfinden
nicht immer alles nachvollziehen kann. Darum geht
es aber nicht. Das ist sowohl in dem schriftlichen
Bericht als auch in den Worten des Ministerpräsi-
denten zum Ausdruck gekommen. Ich will in den
Ausschussberatungen gern darauf eingehen. Es ist
sicherlich ein Zeugnis einer Zeit. In diesem Sinn
können wir das im Ausschuss gern beraten.

Wir müssen aber auch darauf achten, dass wir in
den nächsten Jahren - wir reden hier über einen lan-
gen Zeitraum, den das Ganze beeinflusst - ein Auge
darauf haben. Ich will als ein Beispiel die angespro-
chenen Anger-Bauten nehmen, die zunächst in den
Plänen enthalten sein sollten. Ich selber habe diese
Bauten in meiner Studienzeit nie so richtig wahrge-
nommen; das will ich gern zu Protokoll geben. Sie
liegen so schräg hinter dem CAP 3.

(Zuruf)

- Die Landwirtschaftliche Fakultät ist mir nur aus
Erzählungen bekannt.

(Heiterkeit)

Wir müssen aber nicht alle gleich sein. Weite Teile
der Universität sind mir aus meinem Studium be-
kannt, das ich nicht im Expressdurchgang gemacht
habe.

(Heiterkeit - Dr. Ekkehard Klug [FDP]:
Selbsterkenntnis!)

Die Mensa und andere Bauten sind mir natürlich
bekannt.
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(Zurufe)

Ich bleibe bei dem konkreten Beispiel der Anger-
Bauten, um darzustellen, dass dies ein Prozess ist,
der langfristig begleitet werden muss. Wir haben
darum herum einen weitgehenden Schutz. Wir müs-
sen darauf achten, dass dort im Rahmen des Umge-
bungsdenkmalschutzes nicht so etwas wie eine
schleichende Unterschutzstellung der Angerbauten
stattfindet. Wie Sie wissen, bestehen hier gewisse
Pläne. Es ist also nichts, was abgeschlossen ist. Wir
können feststellen, dass es eine gute Einigung gege-
ben hat. Wir werden das weiterhin begleiten. Wir
sind froh, dass wir zum jetzigen Zeitpunkt sagen
können, dass sowohl die Interessen des Denkmal-
schutzes als auch der Universität gewahrt sind. Das
soll insbesondere für die Bildungsexplosion der
60er-Jahre ein Denkmal sein, hat der Herr Minister-
präsident gerade gesagt. Ich hoffe, dass wir auch in
50 Jahren nicht trotz, sondern wegen des Denkmal-
schutzes sagen können: Wir haben auch ein Bei-
spiel für die Bildungsexpansion des frühen
21. Jahrhunderts.

(Beifall bei CDU und SPD)

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Ich danke Herrn Abgeordneten Niclas Herbst. - Für
die SPD-Fraktion erteile ich Herrn Abgeordneten
Dr. Henning Höppner das Wort.

Dr. Henning Höppner [SPD]:

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Es hat in der letzten Zeit erhebliche Irrita-
tionen darüber gegeben, ob die Unterschutzstel-
lung von Teilen des Campus der Christian-Al-
brechts-Universität zu Kiel die Nutzung der betref-
fenden Gebäude zu ihrem eigentlichen Zweck ein-
schränken würde und ob mit einer solchen Unter-
schutzstellung Sanierungs- und Umbaumaßnahmen
grundsätzlich ausgeschlossen wären. Hinter dieser
Kontroverse steht nach meinem Eindruck ein
falsches Verständnis von Denkmalschutz. Denk-
malschutz bedeutet nicht, dass vorhandene Bau-
substanz nicht verändert werden darf. Es bedeutet
nicht, dass jede andere Nutzung von vornherein
diesem Ziel hintanzustellen ist.

Dahinter steht meines Erachtens ein weiteres und -
wie ich meine - weit gefährlicheres Missverständ-
nis. Es wird - wie in diesem Fall auch - häufig
grundsätzlich nicht angezweifelt, dass jüngere
Bauwerke, die nach Kriegsende entstanden sind,
von vornherein nichts sind, was eigentlich als Kul-
turdenkmal betrachtet werden sollte; nach dem

Motto: Das ist noch nicht so alt, das kann weg, das
kann verändert werden. Solche Vorstellungen ver-
binden sich mitunter mit politischen Erwägungen
und führen zu Entscheidungen, die vielleicht heute
auf eine breite Zustimmung, in wenigen Jahrzehn-
ten aber auf scharfe Kritik stoßen können. Ich kann
mir gut vorstellen, dass die Entscheidung, das wich-
tigste Repräsentationsgebäude der ehemaligen
DDR, den Palast der Republik, abzureißen, in 50
Jahren als Musterbeispiel für Bilderstürmerei nach
einer politischen Wende gelten kann.

Das Deutschen Nationalkomitee für Denkmalschutz
hat kürzlich eine Veröffentlichung vorgelegt, in der
eine Reihe von Bauten der 60er-Jahre sowohl in der
Bundesrepublik als auch in der ehemaligen DDR in
ihrer Bedeutung als Kulturdenkmäler gewürdigt
werden. Für manche von ihnen kam diese Rettung
zu spät. Gebäude eines Universitätscampus sind
nicht nur Zeitzeugnisse. Sie sind auch Sinnbilder,
die über das Verständnis von Baukultur ihrer Er-
bauer Auskunft geben. Die Universität Kiel, die
einzige und erste Volluniversität des Landes, ist ei-
ne typische Erscheinung der Nachkriegszeit und
des wirtschaftlichen Aufschwungs. Anders als bei
den Hochschulretortenanlagen etwa in Bremen, Bo-
chum, Wuppertal oder Würzburg haben die Planer
und Architekten bei den Bauten mit zentralen Funk-
tionen des Campus darauf geachtet, dass diese als
Solitäre und seinerzeit nach städtebaulichen Kriteri-
en mit baukünstlerischem Anspruch entstanden
sind. Herr Kollege Dr. Klug, Sie sind damals im
Rahmen von Wettbewerben prämiert worden. Sie
sind im Rahmen von Prämierungen zum Beispiel
durch den BDA ausgezeichnet worden.

Architektur ist identitätsbildend und nicht aus-
schließlich zweckbestimmt. Das trifft auch für un-
ser Haus zu. Ich halte es für ausgesprochen wichtig,
dass eine so hochrangige Kultureinrichtung wie ei-
ne Universität ihre Zeitzeugnisse pflegt und in die
Zukunft hineintradiert. Wir selbst haben uns als
Bildungsausschuss eine Universität in Breslau an-
geschaut, die fast ausschließlich aus denkmalge-
schützter Substanz besteht, die auch gepflegt wird.
So weit sind wir noch lange nicht. Anders gespro-
chen: Man darf seine eigene Geschichte nicht über
Bord werfen.

Ich bin der Landesregierung dankbar, dass sie in
ganz ähnlicher Weise wie die Dokumentation des
Nationalkomitees das Bauensemble des CAU-Cam-
pus architektonisch darstellt und dem Wert nach
analysiert. Dieser Bericht macht deutlich, dass Er-
weiterungen auch im Einvernehmen mit den Denk-
malschutzbehörden grundsätzlich möglich sind und
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dass Sanierungen nicht nur möglich, sondern auch
notwendig sind. Der Genehmigungsvorbehalt für
die Denkmalschutzbehörden bedeutet in der Praxis
kein grundsätzliches Nein, sondern die sorgfältige
Prüfung, ob die geplanten Maßnahmen mit oder oh-
ne Auflagen durchgeführt werden können.

Ich hoffe, dass der Bericht der Landesregierung
nicht nur hier im Plenum und dann im Bildungsaus-
schuss, dem wir ihn zur abschließenden Beratung
überweisen wollen, gelesen wird, sondern dass er
auch der interessierten Öffentlichkeit zur Verfü-
gung steht. Ich glaube, dass einiges an Zuspitzun-
gen in der öffentlichen Diskussion durch diese Do-
kumentation deutlich entschärft worden ist.

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW)

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Ich danke Herrn Abgeordneten Dr. Höppner. - Für
die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN erteile
ich Frau Abgeordneter Angelika Birk das Wort.

Angelika Birk [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Wer die politische Auseinanderset-
zung um den Denkmalschutz des Kieler Universi-
tätsgeländes verstehen und darüber entscheiden
will, was der Zuständigkeit der Behörden trotz un-
serer Debatte im Landtag keinen Abbruch tun soll,
der sollte einen Blick auf die politische Karriere des
Denkmalschutzes der letzten 40 Jahre im Westen
und im Osten Deutschlands werfen. In den 70er-
und 80er-Jahren besetzten junge Leute die Jugend-
stilvillen der Innenstädte in Frankfurt, in Berlin, in
Hamburg und in vielen anderen westdeutschen
Städten. Besetzt wurden die Wohnungsbauten der
Gründerzeit und des Jugendstils. Das internationale
Phänomen der jeweils lokal agierenden Hausbeset-
zerbewegung rettete in Europa und in Amerika im
Laufe von knapp zwanzig Jahren so manches Quar-
tier und verhalf dem Denkmalschutz zu einem er-
weiterten städtebaulichen Verständnis.

Ergänzend zum traditionellen Denkmalschutz für
Schlösser und Kirchen wurden Erhaltungssatzun-
gen zum alltäglichen städtebaulichen Planungsin-
strument, beispielsweise auch zur Rettung der mit-
telalterlichen Altsstadt in Lübeck. Dies trug zum
Erhalt der mittelalterlichen Altstadt bei. In Lübeck
wissen wir das sehr zu schätzen. Die Erringung des
Titels UNESCO-Weltkulturerbe geriet zu einem
nicht nur auf junge Leute beschränkten, sondern ge-

nerationenübergreifend gefeierten Politikum der
ehemaligen „Königin“ der Hanse.

Angesichts knappen Wohnraums ging es der jungen
Generation, die auf die 68er-Generation folgte, da-
mals um Lebensqualität in Kiel und nicht um Bo-
den- und Immobilienspekulation. Die Hausbeset-
zerbewegung war hinsichtlich des Erhalts von
Denkmälern und Stadtquartieren erstaunlich erfolg-
reich. Das Voranschreiten neuer internationaler
Formen der Kapitalentwicklung konnte sie nicht
aufhalten. Sinnbildlich dafür steht, dass viele der
damals vom Abriss bedrohten Häuser heute als
Vorzeigeimmobilien überleben; nicht zuletzt auch
Dank ihres durch die Besetzung erstrittenen Denk-
maltitels.

Ganz anders ist die Wahrnehmung von Wohnvier-
teln und alten Kulturdenkmälern im Osten. Obwohl
die Bausubstanz ganzer Stadtteile der Gründerzeit
ebenso wie gotischer Kirchen und barocker Schlös-
ser verfiel, gab es vergleichsweise wenig Protest
gegen den Abriss und den Neubau ganzer Viertel.
Funktionierende Badezimmer und andere Annehm-
lichkeiten lockten bis in die frühen 90er-Jahre alle
gesellschaftlichen Schichten der neuen Bundeslän-
der aus den maroden Innenstädten in neue Miet-
wohnungssiedlungen am Stadtrand, die in den alten
Bundesländern längst mit dem Stigma des potenzi-
ellen Arme-Leute-Ghettos kämpften.

Der Denkmalschutz konnte sich als gesellschaftli-
che Bewegung in Deutschlands Osten erst mit der
Wiedervereinigung voll entfalten und wandte sich
nun vor allem dem vernachlässigten baulichen Erbe
lang vergangener Bau-Epochen zu. Im Angesicht
der symbolträchtig aufgeladenen bundesdeutschen
Geschichte des Denkmalschutzes, steinernen Zeit-
zeugen der Bauhaussprache, ist die Architektur
nach dem Zweiten Weltkrieg bisher keinen gesell-
schaftlichen Aufschrei wert. Im Gegenteil, diese
Bauten erscheinen den meisten Menschen keines-
wegs denkmalwürdig. Die architektonische For-
mensprache der Moderne und die in die Jahre ge-
kommene neue Sachlichkeit mit bröckelnden Be-
tonfassaden, leckenden Flachdächern und zugigen
Metallfenstern erwecken in Ost- und Westdeutsch-
land bei den meisten Menschen den Wunsch nach
der Abrissbirne.

So liegen uns trotz der Einigung auf Verwaltungs-
ebene aktuell 3.000 Unterschriften von Studieren-
den der CAU Kiel vor, die sich - ganz anders als
Studierendengenerationen vor ihnen - nicht für den
Erhalt, sondern für den Abriss und den Neubau von
Bauten stark machen. Die Dysfunktionalität der
Räume für den Bedarf einer überfüllten Massenuni-
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versität ist an der CAU leicht nachzuvollziehen und
ein rationales Argument für komplette Neubauten.

Hier geht es aber nicht um irgendwelche Bauten,
sondern um das Herzstück der Universität. Offen-
bar lassen diese Lehrgehäuse die studentischen
Herzen keineswegs höher schlagen und verbinden
sich nicht mit einem Gefühl der Identität als Mit-
glied der Christian-Albrechts-Universität. Das
sollte uns zu denken geben und hat wahrscheinlich
nur wenig mit Baufragen zu tun.

Denkmalschutz ist aber gemessen an den jeweils
aktuellen Kriterien der Gebäudefunktionalität im-
mer irrational. Dies gilt für Schloss Gottorf, das gilt
für das Holstentor in Lübeck - was vor hundert oder
zweihundert Jahre beinahe abgerissen worden wäre;
eine Stimme Mehrheit hat dies damals in der Bür-
gerschaft verhindert -, das gilt aber ebenso für das
Audimax der CAU. Deshalb müssen wir uns um
eine gesellschaftliche Debatte über den Umgang
mit dem jüngsten baulichen Erbe kümmern. Wir
müssen uns damit auseinandersetzen. Auch ange-
sichts der Eile des Konjunkturprogramms II und an-
derer Programme sind diese Fragen zu stellen, denn
sonst bekommen wir keinen Konsens in dieser An-
gelegenheit.

Die Fragen, die auf dem Prüfstand stehen - ich
komme zum Schluss -, sind: Welche Rolle spielen
überhaupt die Ensembles der ersten 20 Jahre nach
dem Zweiten Weltkrieg beispielsweise in der Stadt
Kiel mit ihrer großen Zerstörung? Welche Rolle
spielt vor diesem Hintergrund das Universitätsen-
semble? Und dann müssen wir darüber sprechen,
wie die dringend notwendigen energetischen und
funktionalen Optimierungen trotz des Denkmal-
schutzauftrages mit verlässlichen und überschauba-
ren Finanzzahlen realisiert werden können. Und
dann gibt es auch noch die nicht ganz unwichtige
Frage:

Vizepräsidentin Frauke Tengler:

Frau Abgeordnete, keine leeren Versprechungen
bitte.

Angelika Birk [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Was muss getan werden, damit sich die Studieren-
den in diesen Gebäuden zum Lernen und zur Be-
gegnung tatsächlich inspiriert fühlen können?

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie der Abgeordneten Dr. Henning Höpp-
ner [SPD] und Lars Harms [SSW])

Vizepräsidentin Frauke Tengler:

Das Wort für den SSW im Schleswig-Holstein
Landtag hat deren Vorsitzende, Frau Abgeordnete
Anke Spoorendonk.

Anke Spoorendonk [SSW]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Im Vorfeld des neuen Denkmalschutzgesetzes hat
das Präsidium der Christian-Albrechts-Universität
eine detaillierte Stellungnahme abgegeben. Dessen
Tenor war kritisch bis deutlich ablehnend, weil die
Universitätsleitung auch an den eigenen, enorm
großen Gebäudebestand denkt. Die Angst der Uni-
versität, von den Denkmalschutzbehörden entmün-
digt zu werden, wird zwar nicht direkt ausgespro-
chen, ist aber mit Händen greifbar. Die CAU mach-
te sogar geltend, dass es für die Leitung einer Uni-
versität mit einem derartig hohen Gebäudebestand
kaum möglich sei, alle Maßnahmen an den Gebäu-
den zu überblicken; sie also ungewollt in Konflikt
mit dem Denkmalschutz geraten könne.

Als dann tatsächlich die Unterschutzstellung der
Campusgebäude erfolgte, hat die Uni das als Kata-
strophe gedeutet. Sie hat umgehend im November
eine Resolution vorgelegt und kritisiert, dass die
Denkmalschutzbehörden notwendige Weiterent-
wicklungen erschweren würden. Ich denke, das ist
falsch. Einige Veränderungen wurden bereits vor-
genommen; immer im partnerschaftlichen Dialog
mit den Fachleuten vom Denkmalschutz. Genau das
sind sie nämlich, sachkundige Experten, deren kos-
tenloser Rat dem Erhalt der Gebäude nutzen kann.
Die baugeschichtlichen Fakten des Berichts haben
auch mir noch einmal die Bedeutung der Universi-
tätsbauten ins Gedächtnis gerufen. Ich finde, dass
die Anregung des Kollegen Höppner gut ist, dass
dieser Bericht nicht nur weiteren Beratungen im
Ausschuss zugänglich sein sollte, sondern auch der
Öffentlichkeit.

(Dr. Ekkehard Klug [FDP]: Er steht im Inter-
net!)

- Ja, er steht im Internet, aber man kann daraus
auch ein bisschen mehr machen, denn das ist ein
sehr guter Bericht.

Die flächendeckende Eintragung der Campusge-
bäude ins Denkmalbuch hat aber Abwehr- und
Angstreflexe ausgelöst. So kennt man das aus der
Vergangenheit. Regelmäßig versetzte ein Denkmal-
schutzbescheid Hauseigentümer in Panik, weil die
Denkmalschutzbehörden buchstäblich erst auf der
Baustelle auftauchten und dann erst einmal pau-
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schal alle Veränderungen verbieten mussten, bis sie
sich ein Bild machen konnten. Mit dem neuen
Denkmalschutzrecht wurde ein neues Verhältnis
zwischen Eigentümer beziehungsweise Bauherrn
und dem Denkmalschutz begründet. Der Bericht
der Landesregierung belegt eindrücklich diesen
Wechsel von obrigkeitsstaatlicher Verbotsverwal-
tung hin zu einer pragmatischen Denkmalverwal-
tung. In dem Bericht steht es noch einmal schwarz
auf weiß:

„Denkmalschutz bedeutet keine Verände-
rungssperre.“

Es liegt gerade im Interesse der Denkmalpflege,
dass die Gebäude belebt sind. Das Gerede vom Mu-
seumsdorf auf dem Campus - denke ich - entbehrt
damit also jeder Grundlage.

(Beifall beim SSW und der Abgeordneten
Angelika Birk [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Denkmalschutzbehörden und Universitätsleitung
sollten sich jetzt an die Arbeit machen und gemein-
sam ein Entwicklungskonzept für den Campus
der Christian-Albrechts-Universität entwickeln. Es
ist alles schon auf einem guten Weg, weil dieser
Antrag schon lange in der Beratung ist beziehungs-
weise wir ihn schon lange vor uns herschieben. Ich
denke aber, auch dabei sollten die denkmalpflegeri-
schen Belange mit den modernen Erfordernissen
eines laufenden Universitätsbetriebes vereint wer-
den. Auch das ist schon längst auf einem guten
Weg.

Eine letzte Bemerkung zu der vorhin etwas akade-
misch geführten Diskussion über Denkmalschutz
und die Geschichte des Denkmalschutzes: Ich fin-
de, es ist eine Binsenweisheit, dass jede Generation
die Geschichte neu schreibt. Dazu hat auch irgend-
eine kluge Person etwas gesagt, an dessen Namen
ich mich nicht mehr erinnern kann. Der Satz war al-
so so klug, dass ich mich allein an ihn erinnere. Ich
denke aber, das Gleiche gilt auch für die Geschichte
des Denkmalschutzes, für den Denkmalschutz als
ins Stein gefasste Geschichte. Es ist von daher kei-
ne Überraschung, dass sich Denkmalschutz im Lau-
fe der Jahrzehnte immer wieder verschiedene
Schwerpunkte herauspickt. Das ist so, und darüber
sollten wir auch kein großes Seminar halten, wir
sollten im Ausschuss konkret sehen, wie wir mit
diesem neuen Denkmalschutzgesetz umzugehen ha-
ben. Ich habe schon früher gesagt: Ich finde, das ist
ein sehr gutes und pragmatisches Gesetz.

(Beifall beim SSW sowie vereinzelt bei SPD
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Frauke Tengler:

Ich danke der Frau Abgeordneten Spoorendonk. -
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich
schließe damit die Beratung. Es ist beantragt wor-
den, den Bericht der Landesregierung, Drucksache
16/2519, dem Bildungsausschuss zur abschließen-
den Beratung zu überweisen. Wer so beschließen
will, den bitte ich um das Handzeichen. - Die Ge-
genprobe! - Enthaltungen? - Das ist einstimmig so
beschlossen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 17 auf:

Keine Landesmittel für den Ausbau von Lü-
beck-Blankensee

Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Drucksache 16/2629

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall. Ich eröffne die Aussprache und
erteile für die antragstellende Fraktion BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN dem Vorsitzenden der Fraktion,
Herrn Abgeordneten Karl-Martin Hentschel, das
Wort.

Karl-Martin Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und
Herren! Auf meine Kleine Anfrage, Drucksache
16/2448, antwortete die Landesregierung, dass sie
bereit sei, im Rahmen des Zukunftsprogramms
Wirtschaft den Ausbau des Flughafens Lübeck zu
subventionieren. Unser Antrag zielt deshalb darauf
ab, genau dies zu verhindern und darüber hinaus die
Hansestadt Lübeck vor einem finanziellen Desaster
zu bewahren.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN -
Zuruf des Abgeordneten Wolfgang Kubicki
[FDP])

Bisher glauben alle Ausbaubefürworter immer
noch, dass der Flughafen aufgrund der Kostende-
gression irgendwann in die positiven Zahlen kom-
men wird, wenn die Zahl der Fluggäste nur ausrei-
chend ansteigt. Dieser Glaube war offensichtlich
auch nicht dadurch zu erschüttern, dass alle Regio-
nalflughäfen in Deutschland im Minus sind, weil
die Fluggebühren die Kosten nicht decken - auch
Flughäfen, die das Sechsfache des Fluggästevolu-
mens von Lübeck haben. Ohne diese Dauersub-
ventionen durch den Steuerzahler würde nämlich
keiner dieser Regionalflughäfen jemals angeflogen
werden.
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Dass das so ist, hat Ryanair schon mehrfach deut-
lich gemacht. Jeder Versuch, an den Rahmenbedin-
gungen der Regionalflughäfen etwas zu ändern -
das heißt, die Flughafengebühren zu erhöhen oder
andere Maßnahme zu ergreifen, um die Flughäfen
in die Gewinnzone zu bringen -, konterte Ryanair
mit der Drohung, den entsprechenden Flughafen
nicht mehr anzufliegen. Zuletzt geschah das vor
zwei Wochen gegenüber dem Flughafen Weeze bei
Münster, als das OVG Münster die Ruhezeit in der
Nacht ausdehnte.

Weil das so ist, bedanke ich mich an dieser Stelle
bei den Wirtschaftsprüfern der Uhlenhorster Treu-
hand GmbH, die in knappen und klaren Zahlen und
Worten die Zukunftsaussichten des Flughafens Lü-
beck in einer Studie nachgerechnet und dargestellt
haben.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Keine Werbung
hier!)

Dieses Gutachten kommt zu folgendem Ergebnis:
Betreibt man den Flughafen ohne zusätzliche Inves-
titionen, dann wird im sogenannten Nullfall bis
2020 ein zusätzliches Defizit von 35 Millionen €
aufgelaufen sein. Die heutige Verschuldung wird
sich also bis dahin glatt verdoppeln. Das ist der
Nullfall ohne Investitionen.

Wird aber der geplante Ausbau wie im Planfest-
stellungsbeschluss realisiert, dann müssen ein-
schließlich moderaten Preissteigerungen circa
130 Millionen € investiert werden. Bis 2020 wer-
den davon nach Plan 10 Millionen € getilgt sein.
Dafür werden aber bis dahin weitere 100 Millio-
nen € neue Schulden aus dem Betrieb und der Kre-
ditbedienung aufgelaufen sein.

(Zuruf des Abgeordneten Bernd Schröder
[SPD])

Betrachtet man aber anstelle des Nullfalles den an-
gestrebten Planfall - der Planfall bedeutet, dass sich
die Fluggastzahlen vervierfachen, Kollege Schrö-
der -, wenn dieser Planfall also eintritt, dann kommt
es nicht etwa besser. Das sind 3,2 Millionen Flug-
gäste, die im Planfall angestrebt werden; heute sind
es 600.000. Kommen wir also zu diesem Planfall:
Die angestrebte Vervierfachung der Fluggastzahlen
bedeutet, dass die Defizite und die Investitionsnot-
wendigkeiten noch stärker ansteigen und nicht etwa
sinken.

Aber die angestrebte Vervierfachung der Fluggast-
zahlen ist mit dem geplanten Ausbau überhaupt
nicht realisierbar; denn eine solche Steigerung wür-
de bedeuten, dass im Jahresdurchschnitt tagtäglich

alle fünf Minuten eine Maschine starten und landen
müsste.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Es kommt auf die
Größe der Maschine an!)

- Nein, darauf kommt es nicht an.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Natürlich!)

- Die Frage der Slots hängt vor allen Dingen von
der Anzahl der Maschinen ab, nicht von deren Grö-
ße.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Die Frage der Pas-
sagiere hängt von der Größe der Maschine
ab!)

Es wird eine Zahl von durchschnittlich 57 Fluggä-
sten pro Maschine angenommen. Alle Zahlen, die
die Gutachter genommen haben, sind Originalzah-
len der Flughafenplanung, keine anderen.

Eine Steigerung der Fluggastzahlen würde bedeu-
ten: alle fünf Minuten ein Flugzeug. Jetzt kommt
der Clou: Das ist mit einer einzigen Landebahn
gar nicht realisierbar. Wenn auf der gleichen Lan-
debahn sowohl gestartet als auch gelandet wird, rei-
chen die Kapazitäten nicht. Der Gutachter kommt
also zu dem Ergebnis: Um die geplanten Passagier-
zahlen zu erreichen, muss der Flughafen zusätzlich
ausgebaut werden und eine zweite Landebahn be-
kommen.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Mehr Fluggäste pro
Maschine!)

Außerdem reicht, wenn wie geplant ausgebaut
wird, die Abfertigungshalle für die Passagiere
nicht aus, um die geplanten Fluggastzahlen zu reali-
sieren.

(Zuruf des Abgeordneten Bernd Schröder
[SPD])

- Ich zitiere nur den Gutachter, lieber Kollege
Schröder, auch wenn es dich drückt.

Selbst wenn die angestrebten Fluggastzahlen zu
erreichen wären, würde also das Defizit noch ein-
mal erheblich über den Nullfall hinaus anwachsen.
Eine Kostendeckung ist nicht absehbar, im Gegen-
teil. Selbst die Bezeichnung „Fass ohne Boden“ ist
deshalb für den Flughafen Lübeck noch ein Euphe-
mismus.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Denn ein „Fass ohne Boden“ bedeutet ja, dass alles
reingesteckte Geld verloren geht. Der Flughafen
Lübeck ist viel mehr - er ist ein Abgrund. Schon
heute ist Lübeck extrem hoch verschuldet.
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Vizepräsidentin Frauke Tengler:

Herr Abgeordneter, formulieren Sie bitte Ihren letz-
ten Satz.

Karl-Martin Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Bei einem Erfolg der Ausbauplanung droht die gan-
ze Stadt Lübeck in diesem Abgrund zu versinken.
Deswegen wollen wir dieses Abenteuer stoppen.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Frauke Tengler:

Das Wort für die CDU-Fraktion hat Herr Abgeord-
neter Hans-Jörn Arp.

Hans-Jörn Arp [CDU]:

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Kolleginnen
und Kollegen! Irgendetwas sagt mir, dass wir heute
nicht zum letzten Mal über den Flugplatz Blanken-
see diskutieren. Aber wir diskutieren auch nicht
zum ersten Mal darüber. Die Position der CDU-
Fraktion ist eindeutig: Wir stehen zu dem Flugplatz
in Lübeck.

(Vereinzelter Beifall bei der CDU)

Lübeck-Blankensee hat große wirtschaftliche Be-
deutung nicht nur für die Region, sondern auch für
ganz Schleswig-Holstein. Hier landen nicht nur vie-
le Touristen, die in Schleswig-Holstein, Mecklen-
burg und Hamburg Urlaub machen, sondern hier
landen auch viele Geschäftsreisende, was wiederum
der wirtschaftlichen Vernetzung unseres Landes
und der Wertschöpfung dient. Letztlich hat der
Flughafen aber insbesondere ökonomische Aus-
wirkungen. Er bietet vielen Menschen einen Ar-
beitsplatz. Ich bin zuversichtlich, dass in Zukunft
weitere hinzukommen werden.

Der Flughafen Lübeck-Blankensee hat mit Ryanair
einen starken Partner. Ich möchte an dieser Stelle
nochmals die positiven Aspekte der Zusammenar-
beit mit der Airline hervorheben. Ryanair ist Welt-
marktführer bei Low-Cost-Flügen. Schon vor der
Wirtschaftskrise waren die Zuwachsraten bei die-
sen Billigflügen überdurchschnittlich hoch. In einer
Rezession, da die Menschen besonders auf ihr Geld
achten, ist damit zu rechnen, dass der Low-Cost-
Bereich weitere Marktanteile gewinnen wird. Lü-
beck-Blankensee hat somit in Norddeutschland ein
Alleinstellungsmerkmal, aus dem sich ein enormes
Wachstumspotenzial ableiten lässt.

(Angelika Birk [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Je mehr Fluggäste, desto mehr Schul-
den!)

- Frau Kollegin, dazu komme ich noch. Warten Sie
doch ab. Seien Sie doch einmal geduldig. Sie lernen
auch hier noch dazu.

Ich denke, es kann Schlimmeres für unser Land ge-
ben, als ein Alleinstellungsmerkmal wie den Low-
Cost-Bereich zu haben.

Dennoch ist auch mir bewusst, dass der Flughafen
umstritten ist. Das hat mehrere Gründe. Zum einen
machen sich die Anwohner Sorgen wegen der
Lärmbelästigung. Zum anderen wird bezweifelt,
dass der Flughafen überhaupt wirtschaftlich betrie-
ben werden kann. Zum ersten Teil möchte ich er-
klären, dass das Nachtflugverbot sehr wichtig ist.
Ich weiß, vielen genügt die Regelung im Planfest-
stellungsverfahren nicht. Dennoch bin ich der
Meinung, dass angesichts der Bedeutung des Flug-
hafens ein vertretbarer Ausgleich gefunden wurde.

Zur Wirtschaftlichkeit muss ich etwas weiter aus-
holen. 6 Millionen € Verlust für das Geschäftsjahr
2007/2008 sind keine Grundlage, auf der ein dauer-
hafter Betrieb erfolgen kann. Doch die angespro-
chene Entwicklung im Low-Cost-Bereich stimmt
mich zuversichtlich. Der Break-Even-Punkt ist
möglich. Er liegt übrigens bei 1,3 Millionen €. So
haben es uns der Betreiber und der Bürgermeister
Saxe erst in einer der vergangenen Wirtschaftsaus-
schusssitzungen gesagt, als sie dazu Stellung ge-
nommen haben.

(Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Die haben noch nie etwas er-
zählt, was stimmt!)

- Unterstellen Sie nicht, dass der Bürgermeister von
Lübeck lügt! Das würde ich hier zurückweisen - bei
allem Respekt, Kollege Matthiessen!

(Zuruf der Abgeordneten Angelika Birk
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsidentin Frauke Tengler:

Frau Abgeordnete Birk, möchten Sie eine Frage
stellen? Das ist jederzeit möglich. Bitte nur melden.

Hans-Jörn Arp [CDU]:

Aus meiner Sicht ist der Break-Even-Punkt mög-
lich, wenn das Passagieraufkommen einen be-
stimmten Level erreicht. In diesem Zusammenhang
nehme ich auch die gutachterliche Stellungnahme,
die gegen Lübeck-Blankensee in Stellung gebracht
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wurde, zur Kenntnis. Sie überzeugt mich allerdings
nicht. Beispielsweise werden die sogenannten son-
stigen Erlöse - Gastronomie, Shopping, Parken,
et cetera - viel zu wenig berücksichtigt. Hier lässt
das Gutachten einige bedeutende Aspekte der Wirt-
schaftlichkeitsrechnung unberücksichtigt.

Vizepräsidentin Frauke Tengler:

Herr Abgeordneter Arp, würden Sie eine Frage be-
antworten?

Hans-Jörn Arp [CDU]:

Ich nehme die Frage gern an.

Vizepräsidentin Frauke Tengler:

Wunderbar.

Angelika Birk [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Erstens. Haben Sie das Gutachten
wirklich gelesen? Zweitens. Haben Sie zur
Kenntnis genommen, dass dieser Flughafen,
je mehr Fluggäste er hat, umso mehr Verluste
produziert?

Hans-Jörn Arp [CDU]:

Sehr geehrte Frau Kollegin, haben Sie zugehört, als
ich soeben gesagt habe, dass ich anzweifele, dass in
dem Gutachten der Bereich Gastronomie, Shop-
ping, Parken ausreichend berücksichtigt wird? -
Nehmen Sie das bitte zur Kenntnis. Dann hätte sich
Ihre Frage erübrigt.

(Vereinzelter Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren, in wenigen Monaten
wird sich allerdings voraussichtlich infratil als Be-
treiber von Lübeck-Blankensee zurückziehen. Es
ist unbestreitbar, dass dadurch eine Reihe von Pro-
blemen aufgeworfen wird. Eines steht jedoch fest:
Wir als CDU-Fraktion werden die Landesregierung
und die Stadt Lübeck bei der Suche nach einem
neuen Investor unterstützen.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Wiedemann!)

Es steht jedoch auch fest, dass sich das Land unter
keinen Umständen an dem Flughafen direkt beteili-
gen sollte. Schleswig-Holstein darf nicht der Betrei-
ber oder Gesellschafter von Lübeck-Blankensee
werden.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Hingegen ist eine Beteiligung des Landes beim
weiteren Ausbau der Infrastruktur für uns eine

Selbstverständlichkeit. Schleswig-Holstein hat mit
Lübeck-Blankensee leider nur einen bedeutenden
Flughafen. Ich denke daher, dass er unsere politi-
sche Unterstützung verdient hat.

Herr Kollege Kubicki, Sie haben das Wort, wenn
Sie denn wollen.

(Heiterkeit)

Vizepräsidentin Frauke Tengler:

Herr Arp, Sie können vieles, aber in diesem Plenum
nicht alles. - Ich habe dem entnommen, Sie erlau-
ben dem Abgeordneten Kubicki eine Frage. Bitte.

Wolfgang Kubicki [FDP]: Herr Kollege
Arp, habe ich Sie richtig verstanden, dass die
Erörterungen zwischen Ihnen und Frau
Staatssekretärin Wiedemann ergeben haben,
dass ihre Aussage, das Land werde kurzfri-
stig die Anteile „parkweise“ übernehmen,
vom Tisch ist?

Hans-Jörn Arp [CDU]:

Herr Kollege Kubicki, Voraussetzung ist, dass das
„Parken“ zeitlich begrenzt ist und wir damit den
Flugplatz retten. Aber wir müssen von Anfang an
eine Zeitbegrenzung haben. Eine unbefristete Be-
teiligung gibt es mit uns nicht. Darum geht es.
Schlicht und einfach: Es gibt mit uns keine Beteili-
gung. Aber zum Erhalt des Flugplatzes werden wir
vieles beitragen.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD - Unruhe)

Vizepräsidentin Frauke Tengler:

Sie haben das Wort für eine Zusatzfrage. - Ich bitte
um etwas mehr Aufmerksamkeit.

Wolfgang Kubicki [FDP]: Herr Kollege
Arp, ich habe es also richtig verstanden: Das
„Zwischenparken“ ist für Sie eine Möglich-
keit. Aber was ist, wenn wir keinen anderen
Investor finden?

Hans-Jörn Arp [CDU]:

Herr Kollege, lassen Sie uns doch dann darüber dis-
kutieren, wenn die Frage zur Entscheidung ansteht.
Zurzeit steht sie doch gar nicht an. Das ist eine sehr
hypothetische Frage.

(Beifall des Abgeordneten Frank Sauter
[CDU])

Wir werden die Investitionen weiterhin mit den
normalen Mitteln bezuschussen. Das steht außer
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Frage. Wenn sich die Frage des „Zwischenparkens“
stellt, wird sie erneut debattiert. Zurzeit gibt es kei-
ne Notwendigkeit. Ich habe lediglich - aber das in
aller Deutlichkeit - für die Fraktion gesagt: Eine
Beteiligung oder eine Übernahme des Flugplatzes
durch das Land Schleswig-Holstein wird es nicht
geben.

(Zuruf des Abgeordneten Wolfgang Baasch
[SPD])

Jetzt sind wir aber an einem entscheidenden Punkt
angelangt. Investoren sind scheu wie Rehe. Statt
hier darüber zu diskutieren, wie wir mit ihnen um-
gehen, sollten wir lieber die Gelegenheit nutzen, in
erster Linie der Stadt Lübeck und dem Betreiber
diese Verantwortung zu übergeben.

(Vereinzelter Beifall bei der CDU)

Wir sind noch nicht am Ende der Debatte und wer-
den sie sicherlich noch häufiger führen. Das Thema
wird auch auf der Tagesordnung der nächsten Wirt-
schaftsausschusssitzung stehen. Ich habe Bürger-
meister Saxe dazu eingeladen. Er kann leider nicht
kommen. Das verstehe ich; er hat an dem Tag Se-
natssitzung. Ich habe ihn aber um eine schriftliche
Stellungnahme zum aktuellen Stand der Verhand-
lungen gebeten. Ich denke, dann werden wir in die-
sem Rahmen die Diskussion um den Erhalt dieses
für uns so wichtigen Flugplatzes weiterführen.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Frauke Tengler:

Ich danke Herrn Abgeordneten Arp und erteile für
die SPD-Fraktion Herrn Abgeordneten Bernd
Schröder das Wort.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Super!)

Bernd Schröder [SPD]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Kollegin der grünen Fraktion: Fliegen wollen Sie
alle, tun wollen Sie nichts dafür!

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Wir wollen auch,
dass sie fliegen! - Beifall der Abgeordneten
Holger Astrup [SPD] und Dr. Heiner Garg
[FDP])

Was das wird, haben wir in unmittelbarer Nähe er-
lebt. Da ist ein Flugplatz dichtgemacht worden, und
für die Region ist das sicherlich keine sehr positive
Entwicklung gewesen.

(Angelika Birk [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Meinen Sie Kiel?)

Wenn wir jetzt über Blankensee diskutieren, ist ein-
deutig die Klage vor dem Oberverwaltungsgericht
gegen den Ausbau der Gemeinde Groß Grönau der
Anlass für die Grünen, dieses Thema wieder in den
Landtag einzubringen.

Die Gemeinde hat einen Wirtschaftsprüfer beauf-
tragt, der interessanterweise auch gleichzeitig
Schatzmeister der Hamburger CDU ist.

(Hans-Jörn Arp [CDU]: Dann muss das ein
Guter sein!)

Kollege Arp, dieser muss über hellseherische Fä-
higkeiten verfügen, weil er festgestellt hat, dass der
Flughafen mit den für 2020 angestrebten 3,25 Mil-
lionen Passagieren 6,2 Millionen € Defizit einflie-
gen wird. Das ist natürlich, wie wir es gehört ha-
ben, Herr Kollege Hentschel, Wasser auf Ihre Müh-
len, da Sie uns immer wieder gebetsmühlenartig er-
klären wollen: Je mehr Passagiere, umso größer das
Defizit. Dass das nicht unbedingt glaubhaft klingt,
haben, glaube ich, viele zum Ausdruck gebracht. In
anderen Wirtschaftszweigen ist man eher darüber
erfreut, wenn es größere Nachfrage und größere
Beteiligung gibt.

(Karl-Martin Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Wenn es kostendeckend ist! -
Zuruf der Abgeordneten Angelika Birk
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Bei den Grünen ist es natürlich so, dass da jedes
Argument gilt, wenn es um Innovation oder techni-
sche Entwicklung geht. Da wird auch das herange-
zogen, um auch Lübeck plattzumachen.

Vizepräsidentin Frauke Tengler:

Herr Abgeordneter, erlauben Sie eine Zwischenfra-
ge?

Bernd Schröder [SPD]:

Nein, erlaube ich nicht. - Im Jahr 2008 hat sich das
operative Geschäft des Flughafens Niederrhein in
Weeze - Sie haben ihn hier erwähnt, aber nur nega-
tiv dargestellt, Sie sollten sich einmal erkundigen,
was dort für eine positive Entwicklung vorangegan-
gen ist - hervorragend entwickelt. Aus der dortigen
Region heißt es: Der Flughafen wird zum profita-
blen Geschäft für seinen niederländischen Eigentü-
mer. Der Erfolg gegen den Trend hat in Weeze
einen Namen. Dort heißt er Ryanair. Hinter fast al-
len Flügen zu den 40 Zielen des Flughafens steht
nun mal der Name des irischen Billigfliegers.
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Der ehemalige niederrheinische Militärflughafen ist
durch die Entwicklung in der Liga der internationa-
len Verkehrsflughäfen rasant nach oben gekom-
men, vorbei an den Flughäfen Münster und Dort-
mund, mit jetzt über 1,6 Millionen Passagieren.
„Schnellst wachsender Flughafen Europas“ lautet
der jüngst verliehene Titel.

Der Flughafen hat in der Region die Rolle des Job-
Motors übernommen. 1.000 Mitarbeiter arbeiten für
den Flughafen. In der Region hängen rund
3.000 Jobs am Airport. Das zeigt doch auch, dass es
sich lohnt, in der Region Lübeck alles dafür zu tun,
dass die dortigen Arbeitsplätze erhalten werden und
dass die Chancen auf einen Ausbau in der Region
auch mittelbar für weitere Arbeits- und Ausbil-
dungsplätze genutzt werden. Es ist unsere Verant-
wortung, dass wir alles unternehmen, damit das er-
reicht wird,

(Vereinzelter Beifall bei der CDU)

insbesondere in einer Phase, in der wir in der größ-
ten Finanz- und Wirtschaftskrise stecken. Da noch
das Risiko einzugehen, dieser Verantwortung nicht
gerecht zu werden, nichts zu unternehmen, nicht al-
le Prüfungen durchzuführen, sondern sich hier hin-
zustellen und zu sagen: „Kein Geld mehr dort rein,
keine Ausbauplanung, keine Unternehmung!“, da-
mit stellt man sich nicht dieser problematischen
Zeit.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Unglaublich!)

Damit lässt man das Engagement, den Einsatz und
vor allen Dingen auch die Verantwortung für unse-
ren gemeinsamen Auftrag, den wir als gewählte
Abgeordnete haben, vermissen. So versteht jeden-
falls die Mehrheit im Hause den Einsatz für Ar-
beitsplätze. Deshalb werden wir diese Prüfung
durchführen. Kollege Arp, deshalb werden wir auch
meines Erachtens erst am Ende der gesamten Prü-
fung darüber entscheiden können - so ist jedenfalls
mein Verständnis davon -: Gibt es einen Einsatz
des Landes, in welcher Form auch immer? Gibt es
unter Umständen Hilfe - Garantien, Bürgschaften
oder Mittel? Das wäre sachgerecht. Heute ist weder
die Zeit noch der Anlass, dies auszuschließen. So
sollen wir vorgehen.

Normalerweise, Herr Kollege Hentschel, könnte
man den Antrag heute schon ablehnen. Aber wenn
er denn in den Fachausschuss soll, können wir das
meiner Meinung nach auch dort machen und weiter
diskutieren. Ich hoffe für Lübeck, dass es gelingt,
dies und die Arbeitsplätze zu erhalten und auszu-
bauen, denn Lübeck hat von den Arbeitslosenzah-
len her genug Probleme.

(Beifall bei SPD und CDU)

Vizepräsidentin Frauke Tengler:

Ich danke Herrn Abgeordneten Schröder und erteile
das Wort für die FDP-Fraktion Herrn Abgeordneten
Dr. Heiner Garg.

Dr. Heiner Garg [FDP]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Sehr geehrter Herr Kollege Hentschel, Sie sind gut-
achterlich stets bestens informiert und auf dem Lau-
fenden, was Zahlen angeht. Ich bin der Auffassung,
man muss schon Gleiches mit Gleichem verglei-
chen. Sie führen bei der StadtRegionalBahn in Kiel
immer volkswirtschaftliche Effekte und volkswirt-
schaftliche Vorteile ins Feld, und zwar für die
StadtRegionalBahn.

Sie führen bei Ihrer Argumentation gegen eine feste
Fehmarnbelt-Querung immer volkswirtschaftliche
Effekte - volkswirtschaftlichen Nutzen, den Sie be-
streiten - ins Feld. Beim Flughafen Lübeck machen
Sie genau das Gegenteil: Sie führen lediglich die
reinen betriebswirtschaftlichen Effekte, die Sie aus
Gutachten, die Ihnen gerade gefallen, herausholen,
ins Feld und sagen, deswegen rechnete es sich
nicht. Ich sage Ihnen: Wenn Sie rein betriebswirt-
schaftliche Effekte zugrunde legen, dürfen Sie die
StadtRegionalBahn in Kiel überhaupt nie anfangen
zu planen, weil sich das betriebswirtschaftlich nie
rechnen würde.

(Beifall bei FDP und vereinzelt bei CDU und
SPD)

Sie sind in Ihrer ganzen Rede nicht ein einziges
Mal auf volkswirtschaftlich mögliche positive Ef-
fekte des Flughafens Lübeck-Blankensee einge-
gangen.

Da wir uns insofern den Austausch darüber erspa-
ren können - Sie lehnen Flughäfen, zumindest Re-
gionalflughäfen, grundsätzlich ab -, ist das auch
nichts besonders Originelles oder besonders Neues
mehr. Der Beschluss, nämlich der Planfeststel-
lungsbeschluss für Lübeck, ermöglicht es aus unse-
rer Sicht, unmittelbar Wirtschaftskraft zu generie-
ren, bestehende Arbeitsplätze zu sichern und im
besten Fall sogar neue Arbeitsplätze zu schaffen.
Ich sage ganz deutlich, genauso wie der Kollege
Schröder und der Kollege Arp vorher, dass das ge-
rade in der heutigen Zeit für Schleswig-Holstein
dringend notwendig und unsere Aufgabe ist.

Ich habe für meine Fraktion in den vergangenen
Wochen in Presseerklärungen, im Landtag und
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auch im Wirtschaftsausschuss auch immer eines
eindeutig klargestellt: Der schleswig-holsteinische
Steuerzahler darf natürlich nicht für die Verlustab-
deckung des Betriebes des Flughafens Blankensee
aufkommen.

(Beifall bei der FDP)

Das Land soll und kann aber begleitende Maßnah-
men übernehmen, wie beispielsweise den Ausbau
der Straßen- und Schieneninfrastruktur. Es muss
aus Sicht der FDP-Fraktion darum gehen, einen In-
vestor an der Seite zu haben, der das langfristige
Ziel verfolgt, einen Flughafen mit Gewinn betrei-
ben zu können. Ein Flughafen aus Steuergeldern zu
betreiben, lehnen wir ab.

(Beifall bei der FDP und des Abgeordneten
Niclas Herbst [CDU])

Das haben auch die beiden vorangegangenen Red-
ner abgelehnt.

Ich begrüße ausdrücklich das Vorhaben der Stadt
Lübeck, mithilfe eines Markterkundungsverfahrens
zu erfahren, wer sich an einer Flughafengesell-
schaft beteiligen kann und will. Ich hoffe, dass uns
hier bald Ergebnisse - und zwar positive Ergebnisse
- vorliegen.

Die in dem Antrag der Grünen erwähnte gutachter-
liche Stellungnahme über die finanziellen Voraus-
setzungen zur Erweiterung von Lübeck-Blanken-
see, der Uhlenhorster Treuhand GmbH, ist übrigens
vor diesem Hintergrund durchaus lesenswert. Sie
besagt, dass unter den dort getroffenen Annahmen
in den kommenden zehn Jahren kein Überschusser-
gebnis für den Betrieb des Flughafens zu erzielen
ist. Allerdings enthalten sie dann eben Annahmen,
die keinen einzigen volkswirtschaftlichen Effekt
enthalten, der sich beim Ausbau einstellen würde,
noch die Möglichkeit einer Zunahme von Airlines,
noch die Möglichkeit einer Erweiterung des Flug-
hafens zu einer Basis, beispielsweise für Ryanair.
Zudem beinhaltet die Studie nicht die potenziellen
Zahlen, die sich ergeben können, wenn im Rahmen
eines norddeutschen Flugverkehrskonzepts eine en-
ge Kooperation, beispielsweise mit dem Flughafen
Hamburg-Fuhlsbüttel, erreicht werden kann.

Ein rechtskräftiger Planfeststellungsbeschluss
würde aber genau diese entscheidenden Faktoren
ermöglichen. Der Flughafen Blankensee würde
durch diesen Beschluss eine Überlebens- und Ent-
wicklungschance bekommen. Außerdem ist mit
dem rechtskräftigen Planfeststellungsbeschluss die
Chance verbunden, aus den Verlusten herauszu-
kommen, da neue Linien beziehungsweise auch

neue Fluggesellschaften den Flughafen Blankensee
bedienen könnten. Die Aufgabe des Landes müsste
es nun gerade sein, die entsprechenden Rahmenbe-
dingungen zu setzen, um diese positive Entwick-
lung zu ermöglichen. Ich bedaure es wirklich, dass
Sie sich der Diskussion nicht offener stellen. Sie
sind doch an anderer Stelle nicht so kleinkariert,
wie wenn es darum geht, dem Flughafen Lübeck
wirklich eine Chance zu geben und auch volkswirt-
schaftliche Vorteile zu diskutieren. Sie versuchen
es doch normalerweise bei anderen Projekten.

(Karl-Martin Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Guter Vorschlag, wir werden
darauf zurückkommen!)

- Nur hätte ich mir natürlich gewünscht, wenn Sie
das für einen guten Vorschlag halten, dass Sie dar-
über nachgedacht hätten, bevor Sie Ihren Antrag
geschrieben haben.

(Beifall bei der FDP, vereinzelt bei der SPD
und Beifall des Abgeordneten Hans-Jörn Arp
[CDU])

Den ersten Punkt Ihres Antrags können wir heute
im Übrigen problemlos beschließen. Ich habe kein
Problem damit, das Gutachten zur Kenntnis zu neh-
men. Ich habe es zur Kenntnis genommen.

Ich finde, beim zweiten Punkt sollten wir das Ange-
bot des Kollegen Vorsitzenden des Wirtschaftsaus-
schusses durchaus annehmen, darüber im Aus-
schuss noch einmal intensiv zu diskutieren. Viel-
leicht können wir dann wirklich über volkswirt-
schaftliche Effekte diskutieren.

Wenn sich kein privater Investor findet, wenn auch
eine Kooperation mit anderen Flughäfen nicht dazu
führen sollte, dass der Flughafen mit Gewinn be-
trieben werden kann - selbstverständlich muss das
Land dann seine Schlüsse daraus ziehen und ent-
sprechende Konsequenzen ziehen. Die Entschei-
dung aber jetzt schon ideologisch bedingt vorweg-
zunehmen und möglicherweise einer privat betrie-
benen Flughafen GmbH bereits jetzt Aufsichtsmaß-
nahmen anzudrohen, wird einer möglichen positi-
ven Entwicklung des Flughafens mit Sicherheit er-
heblich schaden. Genau das sollten und können wir
alle nicht wollen.

Ich würde mich sehr freuen, wenn es dem Land,
wenn es uns gemeinsam gelingt, diesem Flughafen
eine Chance zu geben, denn ich bin davon über-
zeugt: Wir brauchen ihn.

(Beifall bei FDP, CDU, SPD und SSW)
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Vizepräsidentin Frauke Tengler:

Ich danke Herrn Abgeordneten Dr. Garg und erteile
für den SSW Herrn Abgeordneten Lars Harms das
Wort.

(Zurufe)

Lars Harms [SSW]:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Die Debatte im März zum Flughafenent-
wicklungskonzept hat deutlich gemacht, dass die
überwiegende Mehrheit im Landtag den Flughafen
Lübeck-Blankensee als den wichtigsten Flughafen
in Schleswig-Holstein ansieht. Der Lübecker Flug-
hafen ist der einzige Flughafen im Land, der über-
haupt eine Chance hat, am Markt zu bestehen. Da-
für bedarf es aber einiger grundlegender Entschei-
dungen und Voraussetzungen. Eine davon ist der
Ausbau des Flughafens, eine andere ist die nicht
unerhebliche Frage, wer den Flughafen künftig be-
treiben soll.

Mit dem ergangenen Planfeststellungsbeschluss
wurden die planerischen Voraussetzungen geschaf-
fen, die Kapazitäten des Flughafens zu erweitern.
Damit hat das Land einen überlebenswichtigen Bei-
trag für den Flughafen geleistet. Nun wissen wir al-
le, dass die Gemeinde Groß Grönau Klage gegen
eben diesen Planfeststellungsbeschluss zum Ausbau
des Flughafens erhoben hat. Auch wenn dies für
den Ausbau eine Verzögerung bedeuten kann oder
gar zu einem Ausbauverbot führen könnte, was wir
politisch so oder so bewerten können, möchte ich
klarstellen, dass die Gemeinde Groß Grönau nur
von ihrem verbrieften Recht Gebrauch gemacht hat.
Das sollten wir akzeptieren. Nun bleibt abzuwarten,
was aus der Klage wird.

Die Gemeinde Groß Grönau hat dankenswerterwei-
se allen politischen Parteien im Landtag die gutach-
terliche Stellungnahme zukommen lassen, und da-
mit kommen wir auch schon zum ersten Teil des
vorliegenden Antrages, den auch wir zur Kenntnis
genommen haben. Kenntnisnahme ist ja relativ ein-
fach zu machen. Wir haben nichts dagegen einzu-
wenden.

Was nun den zweiten Teil des Antrages angeht,
verhält es sich für den SSW wie folgt. Investitions-
zuschüsse über das normale Maß hinaus und eine
Beteiligung des Landes am Flughafen Lübeck wer-
den von uns nicht unterstützt. In diesen beiden For-
derungen unterstützen wir die Zielrichtung des An-
trages. Es gibt keinen Grund, dass sich das Land an

dem Flughafen finanziell beteiligt. Dies haben wir
auch schon gesagt, als es um Kiel-Holtenau ging.

Ich habe aber auch nicht den Eindruck, dass die
Landesregierung dies anders sieht. Der Antrag ist in
diesem Bereich eigentlich nicht notwendig gewe-
sen. Denn auch die Landesregierung hat ja bereits
eine finanzielle Beteiligung am Flughafen abge-
lehnt. Aus Sicht des SSW kann es nicht Aufgabe
des Staates sein, einen Flughafen zu betreiben oder
Anteile daran zu halten. Aufgabe des Staates ist, die
notwendigen Rahmenbedingungen zu schaffen, und
dies hat das Land mit dem Planfeststellungsbe-
schluss getan. Aber, wie gesagt, die Punkte 1 und 2
des Antrages sind eigentlich nicht notwendig gewe-
sen.

Der Punkt des Antrages, der aus unserer Sicht gar
nicht geht, ist die Forderung, kommunalrechtliche
Aufsichtsmaßnahmen gegen die Hansestadt zu prü-
fen, wenn Lübeck oder die Flughafen GmbH mit
neuen Krediten den Ausbau finanzieren wollen.
Hier geht der Antrag mit seiner Forderung weit
über das Ziel hinaus. Zur kommunalen Selbstbe-
stimmung gehört das grundsätzliche Recht der
Kommunen, sich eigenwirtschaftlich zu betätigen.
Dass die Grünen der Stadt Lübeck dieses Recht ab-
sprechen wollen, finde ich schon ein starkes Stück.
Dies stellt einen Eingriff in die kommunale Selbst-
verwaltung dar, zumal die Kommunalaufsicht so-
wohl aus der kommunalen Ebene heraus angerufen
oder auch selbstständig tätig werden kann. Der
Landtag darf sich in diese kommunale Angelegen-
heit aber nicht einmischen.

(Vereinzelter Beifall bei SSW, CDU, SPD
und FDP)

Hier muss es nach Recht und Gesetz gehen, und die
Politik hat sich hier rauszuhalten.

Wir wissen, dass der Flughafen finanziell derzeit
nicht auf Rosen gebettet ist. Es ist derzeit nicht ab-
sehbar, wie sich der Flughafen Blankensee in Zu-
kunft entwickeln wird. Es dürfte für die Zukunft
aber klar sein, wenn sich aus Sicht des Lübecker
Flughafens alles zum Guten wendet, dann muss die
Landesregierung kurzfristig Planungen und Schritte
hin zu einer verstärkten Zusammenarbeit zwischen
Lübeck und Hamburg forcieren. Nur so können wir
den Flughafen Lübeck langfristig sichern.

Dies würde die wirtschaftliche Entwicklung der Re-
gion in und um Lübeck herum enorm voranbringen,
und diese Entwicklung voranzubringen ist die ei-
gentliche Aufgabe, die wir als Parlament haben.
Aus diesem Grund lehnen wir den Antrag ab.
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(Beifall bei SSW und SPD)

Vizepräsidentin Frauke Tengler:

Ich danke Herrn Abgeordneten Lars Harms und er-
teile für einen Kurzbeitrag nach § 56 Abs. 4 Frau
Abgeordneter Angelika Birk das Wort.

Angelika Birk [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Ich will auf einige Argumente einge-
hen. Es ist ja schon erfreulich, dass wenigstens un-
terschieden wird zwischen Investitionen, betriebs-
wirtschaftlichen Kosten sowie volkswirtschaftli-
chen Nutzen und Kosten. Die Situation sieht so aus,
dass das Land in den vergangenen Jahren unter dem
Stichwort Sicherheit erhebliche Millionenbeträge
der EU, aber auch eigenes Geld in die Hand ge-
nommen hat, um den Flughafen zu unterstützen.
Diese Investitionen sind immer wieder mit dem
Versprechen verbunden gewesen, wenn der Flugha-
fen erst mehr Fluggäste habe, laufe er besser.

Kollege Garg, anders als ein Nahverkehrsunterneh-
men hat ein Flughafen weder einen kommunalen
noch einen Landesauftrag in dem Sinne, dass ein
unabdingbarer, notwendiger Verkehrsbedarf
besteht. Wenn ein Land einen Flughafen unter-
stützt, muss es sich schon sehr genau überlegen, ob
nicht erst einmal andere dringlichere Nahverkehrs-
bedarfe gesättigt sein müssen.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Diese Abwägung hat im Bereich Lübeck überhaupt
nie stattgefunden.

(Widerspruch bei der CDU)

- Die Kommune und das Land sind eher zuständig
für den Nahverkehr als für die Ermöglichung neuer
Flughäfen. Das darf ich an dieser Stelle einmal fest-
halten.

(Anhaltende Zurufe von der CDU)

Man kann unterschiedlicher Meinung sein, aber ich
denke, dass wir an dieser Stelle einen breiten Kon-
sens haben, dass die Kommunen für den Nahver-
kehr und nicht für Flugverkehr zuständig sind.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN -
Wortmeldung des Abgeordneten Wolfgang
Kubicki [FDP])

- Ich lasse jetzt keine Zwischenfrage zu, weil ich
sonst mit meiner Argumentation nicht durchkom-
me. Wir können uns gern noch einmal unterhalten.

Der Nahverkehr ist in Lübeck durchaus verbesse-
rungswürdig, da wird aber zu wenig getan.

(Zurufe von der CDU)

Zweites Argument, Volkswirtschaft: Die Situation
ist so, dass im gesamten Umfeld des Flughafens -
das betrifft zum Beispiel auch den neu gegründeten
und glücklicherweise gut anlaufenden Hochschul-
stadtteil, aber erst recht natürlich die südlichen
Nachbarn Lübecks und das unmittelbare Lübecker
Umfeld des Flughafens - eine maßgebliche Entwer-
tung der Häuser stattfindet. Die Leute können nicht
mehr schlafen.

(Wolfgang Baasch [SPD]: Stimmt doch so
nicht!)

Die Schule in der unmittelbaren Umgebung sorgt
dafür, dass die Kinder unter die Bänke gehen, wenn
der Anflug da ist. Das habe ich mir selber einmal
angeguckt. Es ist unerträglich, dass da überhaupt
noch Schule gehalten wird, das ist ein Skandal. An
dieser Stelle muss man auch solche Effekte mit be-
rücksichtigen.

Drittens gehört zur volkswirtschaftlichen Betrach-
tung auch einmal ein kritischer Blick auf Ryanair.
Die Arbeitsbedingungen, die dort herrschen, sind so
unglaublich, dass sie inzwischen europaweit unter
den Gewerkschaften sprichwörtlich Ab-
schreckungscharakter haben. Wenn wir so etwas
auch noch mit städtischem und Landesgeld unter-
stützen, sei es mit Parken - so einen Flughafen wer-
den Sie doch nie wieder los -, sei es mit künstlichen
anderen Investitionen in Restaurants, weitere Shop-
ping Malls und so weiter, dann bringen wir noch
mehr Unruhe in dieses Gebiet und tätigen noch
mehr spekulative Investitionen. Das ist keine volks-
wirtschaftlich seriöse Rechnung.

(Zuruf des Abgeordneten Wolfgang Baasch
[SPD])

Wir sind sehr dafür, dass eine volkswirtschaftlich
seriöse Rechnung aufgemacht wird. Bisher hat sie
keiner vorgelegt. Spekulationen schließen wir uns
nicht an. Erst recht sollte das Land dafür kein Geld
ausgehen.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Frauke Tengler:

Das Wort für einen weiteren Kurzbeitrag nach § 56
Abs. 4 der Geschäftsordnung hat der Fraktionsvor-
sitzende, Herr Abgeordneter Wolfgang Kubicki.

(Zurufe)
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Wolfgang Kubicki [FDP]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Es ist schade, dass die Kollegin Birk meine Zwi-
schenfrage nicht zugelassen hat; vielleicht hätte das
weitere Worterklärungen von ihr erspart.

Frau Kollegin Birk, ich bin ja schon begeistert, dass
die Grünen wirtschaftliche Kennziffern nun zu ih-
ren eigenen Kennziffern machen und das auch ver-
stehen. Sie haben erklärt, es sei nicht originäre Auf-
gabe einer Kommune, einen Flughafen zu organi-
sieren. Das mag ja sein. Aber wollen Sie mir sagen,
ob es originäre Aufgabe von Kiel und Lübeck ist,
einen Hafen zu organisieren? Auch das hat mit
Nahverkehr nichts zu tun. Das ist doch genau das
Gleiche! Was unterscheidet einen Hafen von einem
Flughafen?

(Angelika Birk [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Darüber können wir uns gern einmal
unterhalten!)

Dort werden Fährverkehre abgewickelt, ähnlich wie
bei Flughäfen, da werden auch Fährverkehre abge-
wickelt, möglicherweise weiter weg als bei Häfen.
Dort wird der Güterumschlag abgewickelt; auch
das wird beim Flughafen gemacht. Der Unterschied
liegt ausschließlich beim Transportmittel, bei sonst
gar nichts.

Wenn Sie sich einmal angucken, welche wirtschaft-
liche Kraft Flughäfen haben, wenn sie ordentlich
betrieben werden können,

(Beifall bei der FDP - Dr. Ekkehard Klug
[FDP]: Arbeitsplätze!)

dann gucken Sie mal nach Frankfurt! Arbeitsplätze,
der Frankfurter Flughafen ist der größte Arbeitge-
ber in Hessen.

(Holger Astrup [SPD]: Mehr als 50.000!)

- Herr Kollege Astrup, ich wusste, dass Sie genau
Bescheid wissen. Sonst hätte ich diese Zahl ange-
führt, aber an Ihrem heutigen Geburtstag haben Sie
bewiesen, dass man auch mit 61 Jahren noch auf
der Höhe der Zeit sein kann.

(Heiterkeit und Beifall)

Ich will nicht die interne Diskussion bei der SPD
fortführen.

Eines ist jedenfalls klar: Es ist auch ein großer
Wertschöpfungsfaktor. Es gibt außer dem Banken-
sektor, der momentan ein bisschen leidet, in Hes-
sen, in Frankfurt keinen anderen Betriebszweig - -

(Karl-Martin Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Wird auch subventioniert!)

- Herr Kollege Hentschel, es macht keinen Sinn,
mit Ihnen zu diskutieren. Sie sollten sich einmal an-
gucken, wie viel öffentliche Mittel in die Infra-
strukturaufwendungen zum Ausbau des Flughafens
Frankfurt und der entsprechenden Anbindungen ge-
flossen sind. Oder gucken Sie sich einmal an, was
in Hamburg in den Ausbau des Flughafens und In-
frastrukturanbindungen investiert worden ist!
Gucken Sie sich einmal an, welche Arbeitsplatzzah-
len und welche Wertschöpfungspotenziale damit
verbunden sind!

(Zurufe)

Dann werden Sie verstehen, welche Chancen Lü-
beck für Schleswig-Holstein bieten kann. Ich gebe
dem Kollegen Dr. Garg, der sich gerade gemeldet
hat, ausdrücklich recht: Wir sollten die entspre-
chenden Gutachten abwarten und dann entscheiden
und uns nicht vorweg mit falschen Erklärungen
festlegen.

Vizepräsidentin Frauke Tengler:

Mir scheint, Sie erlauben eine Frage des Abgeord-
neten Dr. Garg. - Herr Dr. Garg, Sie haben das
Wort.

Wolfgang Kubicki [FDP]:

Frau Präsidentin, ich habe auf Ihre Zwischenbemer-
kung gewartet.

Vizepräsidentin Frauke Tengler:

Ich habe es ja versucht, aber es war nicht möglich.

Dr. Heiner Garg [FDP]: Herr Kollege Ku-
bicki, würden Sie mir recht geben, dass das
reale Bruttoinlandsprodukt pro Einwohner in
den Ländern Hessen und Hamburg ganz be-
sonders hoch ist und deutlich über dem des
Landes Schleswig-Holstein liegt?

Wolfgang Kubicki [FDP]:

Wenn ich jetzt Nein sagen würde, würde ich in der
Fraktion Ärger kriegen. Aber es ist tatsächlich so.
Ich kann das bestätigten, Herr Dr. Garg.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Frauke Tengler:

Für die Landesregierung erteile ich Herrn Wirt-
schaftsminister Dr. Jörn Biel das Wort.
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Dr. Jörn Biel, Minister für Wissenschaft, Wirt-
schaft und Verkehr:

Sehr verehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Da-
men und Herren Abgeordnete! Ich freue mich, heu-
te meine erste Landtagsrede halten zu dürfen.

(Beifall)

Vielleicht haben Sie sich jetzt zu früh gefreut, es
kommen heute nämlich noch mehrere. Sie können
der Tagesordnung entnehmen, dass es nicht bei die-
ser Jungfernrede bleiben wird. Sie müssen mich
vielmehr den ganzen Tag ertragen.

(Zuruf des Abgeordneten Wolfgang Kubicki
[FDP])

Für mich hat das den Vorteil, dass ich mich heute
Abend vielleicht schon als Routinier fühlen kann.
Ob das für Sie Vorteile bringt, vermag ich nicht zu
beurteilen.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Nun kommen Sie
mal zu Pott!)

Beginnen darf ich mit einem Thema, das meine bei-
den Vorgänger vorangetrieben haben, Herr Auster-
mann mit seinem ambitionierten Versprechen, den
Planfeststellungsbeschluss innerhalb von einem
Jahr plus einen Tag abzuliefern, was mein direkter
Vorgänger auch fast einhalten konnte.

Meine Damen und Herren, die Fraktion von
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN fordert mit ihrem
Antrag, der Schleswig-Holsteinische Landtag möge
das Gutachten einer Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft über die Finanzen des Flughafens Lübeck
Blankensee zur Kenntnis nehmen. Dieses Gutach-
ten ist Teil der Klage der Gemeinde Groß Grönau
gegen den Planfeststellungsbeschluss vom Februar
dieses Jahres.

Ich halte es für unzumutbar, dass alle Abgeordneten
des Schleswig-Holsteinischen Landtages die 191
Seiten lange Klageschrift Groß Grönaus lesen und
zur Kenntnis nehmen sollen. Überdies handelt es
sich bei dem Gutachten um ein Papier, das nur be-
grenzten Erkenntnisgewinn verspricht. Es ist ohne
Einsicht in interne Unterlagen erstellt worden. Da
der Gutachter nicht von der Flughafengesellschaft
beauftragt wurde, konnte er natürlich die internen
Kalkulationen und den Businessplan nicht berück-
sichtigen. Meine Gespräche mit den verantwortli-
chen Akteuren, nämlich der Hansestadt Lübeck und
der Flughafengesellschaft, haben ein ganz anderes
Bild von den finanziellen Zukunftsaussichten des
Flughafens ergeben.

Im Übrigen ist die Beurteilung der Ausbauplanung
- und dazu gehört die Finanzierung des Ausbaus -
Sache des angerufenen Gerichts. Die Planfeststel-
lungsbehörde meines Hauses ist vor dem Oberver-
waltungsgericht Beklagte. Sie hat im Planfeststel-
lungsbeschluss vom Februar dieses Jahres die be-
kannten Fakten abgewogen und festgestellt, dass
der Beschluss nicht an der Frage der Finanzierung
scheitert.

Nach der Rechtsprechung darf nämlich die Finan-
zierung des Ausbauvorhabens nicht ausgeschlos-
sen sein. Diese hohe Hürde wird in Lübeck nicht
gerissen. Diese Position wird die Planfeststellungs-
behörde auch in der Klageerwiderung aufrechter-
halten. Ein weiter gehender politischer Eingriff in
das laufende Gerichtsverfahren steht meines Erach-
tens weder der Landesregierung noch dem Landtag
zu. Wir sollten die Judikative ihre Arbeit machen
lassen.

Außerdem fordert die Fraktion von BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN den Landtag auf zu beschließen,
dass die Landesregierung keine Investitionszu-
schüsse für den Lübecker Flughafen gewähren
soll. Zunächst möchte ich feststellen: Die Hanse-
stadt Lübeck und die Lübecker Flughafengesell-
schaft haben das Land gar nicht um Investitionszu-
schüsse gebeten. Wenn sie das allerdings tun soll-
ten, haben wir den Lübecker Flughafen genauso zu
behandeln wie die anderen Flugplätze im Land
auch.

(Beifall bei CDU, SPD und SSW)

Wir haben im Zukunftsprogramm Wirtschaft eine
Förderrichtlinie, mit der Maßnahmen zur Verbesse-
rung der Infrastruktur auf Flugplätzen unterstützt
werden können. Diese Förderung erfolgt mit Bun-
desmitteln der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse-
rung der regionalen Wirtschaftsstruktur“. Natürlich
ist die Förderung diskriminierungsfrei zu gewähren,
vorausgesetzt, die Förderkriterien werden eingehal-
ten. Wenn zur Verbesserung der Sicherheit oder für
eine bessere Anbindung der Region Lübecker Flug-
hafen bestimmte Investitionen in die Betriebsflä-
chen erforderlich und die sonstigen Fördervoraus-
setzungen erfüllt werden, wäre Lübeck genau wie
andere Plätze zu behandeln.

Weiter fordert die Fraktion von BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN den Landtag auf zu beschließen, dass
sich die Landesregierung nicht an der Flughafen
Lübeck GmbH beteiligt. Dazu kann ich kurz ant-
worten. Der Lübecker Flughafen braucht einen pri-
vaten Investor, einen Profi im Luftfahrtgeschäft.
Das Land plant keine Beteiligung an der FLG.
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(Beifall bei der CDU)

Schließlich fordert die Fraktion von BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN noch, dass die Landesregierung
kommunalrechtlich gegen die Hansestadt Lübeck
tätig werden soll, wenn diese Kredite für den Flug-
hafenausbau aufnehmen möchte.

Ich würde hier erst einmal auf den Sachverstand
vor Ort vertrauen. Die Hansestadt Lübeck entschei-
det im Rahmen des kommunalen Selbstverwal-
tungsrechts in eigener Verantwortung über ihre In-
vestitionstätigkeit. Dazu gehört auch die Wahl der
ihr zur Verfügung stehenden Finanzierungsmög-
lichkeiten. Dabei hat sie natürlich sowohl den
Grundsatz von Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit
als auch ihre eigene Leistungsfähigkeit zu beachten.
Beides ist angesichts der finanziellen Situation der
Hansestadt besonders bedeutsam. Ob und gegebe-
nenfalls in welchem Umfang die Kommunalauf-
sicht des Innenministers eingreifen soll, ist zum jet-
zigen Zeitpunkt nicht zu beschließen.

(Holger Astrup [SPD]: So ist es!)

Wenn konkrete Entscheidungen der Hansestadt Lü-
beck anstehen, wie zum Beispiel die Festlegung der
Kredite in der Haushaltssatzung, wird die Kommu-
nalaufsicht sicher näher hinschauen. Auf die kon-
krete Datenlage zu diesem gegebenen Zeitpunkt
kommt es dann an und nicht auf Spekulationen, die
jetzt von grundsätzlichen Gegnern des Ausbauvor-
habens angestellt werden.

Der Flughafen Lübeck-Blankensee ist einer von
wenigen Flughäfen, die in der jetzigen Krise über-
haupt noch Wachstum vorweisen können. Mit den
von Ryanair in diesem Sommer neu eingerichteten
Verbindungen werden die Passagierzahlen auch
wieder ordentlich wachsen. Der Planfeststellungs-
beschluss eröffnet dem Flughafen wirklich gute
Entwicklungsmöglichkeiten.

Meine Damen und Herren, ich bitte Sie, diese Mög-
lichkeiten nicht zu behindern.

(Beifall bei CDU und SPD)

Vizepräsidentin Frauke Tengler:

Ich danke dem Wirtschaftsminister für seine erste
Rede vor dem Plenum und erteile Herrn Abgeord-
neten Wolfgang Kubicki für einen Dreiminutenbei-
trag das Wort.

Wolfgang Kubicki [FDP]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Herr Minister Biel, auch wenn es Ihre Jungfernrede

war, möchte ich zwei Punkte für das Parlament, je-
denfalls für mich, für die Opposition klarstellen, da-
mit in diesem Hause nicht falsche Entwicklungen
einreißen.

Erstens. Ob und in welchem Umfang Abgeordnete
Gutachten oder Klageschriften zur Kenntnis neh-
men, entscheiden sie selbst. Wir sind in der Lage,
auch 191 Seiten zu lesen und zu verstehen.

(Beifall bei FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW)

Zweitens. Ob und wann in diesem Parlament etwas
politisch diskutiert wird, entscheidet kein Gerichts-
verfahren, niemand sonst als der Abgeordnete, der
entsprechende Anträge einbringt.

(Beifall bei FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW)

Auch wenn ich Ihnen zustimme, dass ich den An-
trag von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN für über-
flüssig halte, ist das ihre Entscheidung, und das
Parlament wird auch künftig so verfahren.

(Beifall bei FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW)

Vizepräsidentin Frauke Tengler:

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich
schließe damit die Beratung.

Es ist beantragt worden, den Antrag Drucksache
16/2629 dem Wirtschaftsausschuss zu überweisen.
Wer so beschließen möchte, den bitte ich um das
Handzeichen. - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Das
ist einstimmig so beschlossen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 20 auf:

Durchgehende AKN-Anbindung des Kreises Se-
geberg an den Hamburger Hauptbahnhof

Antrag der Fraktion der FDP
Drucksache 16/2636

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall. Ich eröffne die Aussprache. Für
die antragstellende Fraktion hat Herr Abgeordneter
Dr. Heiner Garg das Wort.

Dr. Heiner Garg [FDP]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Seit Dezember 2004 bietet die AKN im Rahmen ei-
ner Pilotphase eine direkte Durchbindung der Linie
A 1 an den Hamburger Hauptbahnhof an. Damit
sind die Kreise Pinneberg und Segeberg, aber auch
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die Stadt Neumünster mit der AKN an den Ham-
burger Hauptbahnhof angebunden. Nach Auskunft
der AKN hat sich die Zahl der Fahrgäste auf der
Strecke um 130 % erhöht. Etwa 700.000 zusätzli-
che Fahrgäste nutzten in den vergangenen vier Jah-
ren dieses Angebot; 60 % davon kamen aus Schles-
wig-Holstein.

(Beifall bei FDP und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Die Nutzerzahl dieser Linie liegt damit weit höher,
als vor Beginn der Testphase selbst in den optimi-
stischen Schätzungen angenommen wurde. Die Li-
nie A 1 der AKN ist damit zu einer der wichtigsten
Linien im Streckennetz des ÖPNV im Großraum
Hamburg geworden. Am 1. Juni 2009 endet die
Testphase, und die AKN plant aus betriebswirt-
schaftlichen Kostengründen, diesen Betrieb einzu-
stellen.

Aus Sicht meiner Fraktion muss es darum gehen,
dieses Erfolgsmodell der dauerhaften Durchbin-
dung an den Hamburger Hauptbahnhof auch
künftig zu gewährleisten. Es muss dringend eine
Lösung gefunden werden, um eine dauerhafte und
ganztägige Durchbindung der AKN an den Ham-
burger Hauptbahnhof zu gewährleisten. Denn eine
gute verkehrliche Erreichbarkeit der Metropolregi-
on ist die Grundlage für wirtschaftliche Entwick-
lung in dieser Region. Gerade die Anbindung der
Kreise Pinneberg und Segeberg mit dem ÖPNV an
die Hamburger City wird in naher Zukunft deutlich
an Bedeutung zunehmen. Denn im Zuge des Aus-
baus der A 7 und der Sanierung des Elbtunnels sind
insbesondere Berufspendler auf eine Alternative an-
gewiesen. Wenn Schleswig-Holstein auch in der
Verkehrspolitik zum Klima- und Umweltschutz
beitragen will, dann darf der Wegfall dieser direk-
ten Anbindung ohnehin - aus unserer Sicht jeden-
falls - nicht zur Diskussion stehen.

Sowohl die Bürgerbriefe, die Sie alle als Kollegin-
nen und Kollegen in den vergangenen Wochen be-
kommen haben, als auch diverse Resolutionen von
Gemeinden und Städten entlang der Strecke zeigen,
dass ein erheblicher dringender Wunsch besteht, die
durchgehende AKN-Anbindung weiterhin zu er-
halten. Schleswig-Holstein ist mit 49,9 % an der
AKN beteiligt. Die Landesregierung sollte daher ih-
re Verhandlungsposition in den entsprechenden
Gremien, Herr Minister, nutzen, um diesen Wunsch
der schleswig-holsteinischen Gemeinden in das Un-
ternehmen zu tragen, aber auch, um gemeinsam mit
Hamburg und der Geschäftsführung der AKN zu ei-
ner angemessenen Lösung zu kommen.

(Beifall bei der FDP)

Denn gerade die Hamburger Stadtentwicklungsbe-
hörde hat bedauerlicherweise in den vergangenen
Wochen sehr deutlich durchblicken lassen, dass ihr
die Fortführung des Angebots wenig wichtig er-
scheint und dass sie darüber auch erst im Herbst
entscheiden will.

(Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Keine Fortführung!)

- Ja, eher in Richtung keine Durchbindung.

Die Ende März verkündete Kompromisslösung, die
umsteigefreie Anbindung nur bis Kaltenkirchen und
auch nur bis zum Ende dieses Jahres aufrechtzuer-
halten, kann uns hier in Schleswig-Holstein nicht
zufriedenstellen. Aus Sicht der FDP-Fraktion muss
es auch über das Ende des Jahres 2009 hinaus für
viele Berufspendler aus den Kreisen Pinneberg und
Segeberg möglich sein, ohne Umsteigen zum Ham-
burger Hauptbahnhof zu gelangen.

(Beifall des Abgeordneten Detlef Matthies-
sen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Schaut man sich das Fahrgastaufkommen und das
potenzielle Fahrgastangebot an, dann sollte zumin-
dest Bad Bramstedt noch in das Angebot aufge-
nommen werden.

(Beifall bei FDP und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, der Fortbestand
der dauerhaften und ganztägigen umsteigefreien
Anbindung der Kreise Pinneberg und Segeberg mit
der AKN an den Hamburger Hauptbahnhof ist
volkswirtschaftlich, verkehrspolitisch und klima-
schutzpolitisch sinnvoll. Deswegen bitte ich Sie,
dass heute aus diesem Landtag das klare Signal an
die Geschäftsführung der AKN, aber insbesondere
an die Verantwortlichen der Freien und Hansestadt
Hamburg geht, dass Schleswig-Holstein ein erheb-
liches Interesse daran hat, am Erfolgsmodell der di-
rekten AKN-Durchfahrt zum Hamburger Haupt-
bahnhof festzuhalten.

(Beifall bei FDP und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Frauke Tengler:

Ich danke Herrn Abgeordneten Dr. Garg und erteile
das Wort für die CDU-Fraktion Herrn Abgeordne-
ten Hans-Jörn Arp.
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Hans-Jörn Arp [CDU]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Liebe
Kolleginnen und Kollegen! Wenn Sie es denn gern
hören wollen, dann sagen wir es aus Überzeugung:
Die AKN ist ein Erfolgsmodell, ohne Frage. Die
Erschließung im Hamburger Umland und die An-
bindung, die von der Straße auf die Schiene geleis-
tet wurde, Herr Kollege Garg, hat viel Gutes be-
wirkt, gerade in den letzten Jahren, auch mit der
Schaffung neuer Linien. Ich glaube, da gibt es noch
eine ganze Menge weiterer Möglichkeiten, die man
nutzen kann. Aber das ist nicht die Frage, die wir
hier heute miteinander zu diskutieren haben.

Viele von uns, von euch, von Ihnen haben in den
letzten Wochen Post der Gemeinden und der Krei-
se, die an der Linie 1 liegen, bekommen. Darin
wurde immer wieder die Forderung erhoben, wir
sollten uns nicht nur dafür einsetzen, dass die AKN
ganztägig an den Hauptbahnhof durchfährt, sondern
dahinter verbirgt sich auch die Frage: Mit wie viel
Geld wollen wir uns daran beteiligen? Das ist die
Frage, über die wir hier heute miteinander diskutie-
ren. Auf diese Frage, Herr Kollege Dr. Garg, haben
Sie hier keine Antwort gegeben.

Ihnen ist klar, dass das Land zurzeit 25 % bezahlt.
Das ist etwas Einmaliges, das es außerhalb Schles-
wig-Holsteins kein zweites Mal in dieser Form gibt.
Denn eigentlich gilt überall das Territorialprinzip.
Das heißt, jeder hat auf seinem Territorium im Be-
reich des Nahverkehrs die Kosten zu tragen. Wir
tragen 25 % der Kosten auf Hamburger Gebiet, wo-
bei nicht nur Schleswig-Holsteiner, sondern auch
Hamburger dieses Verkehrsangebot nutzen. Das ist
gut so, das soll auch so bleiben. Daran will niemand
etwas ändern.

Was aber nicht angeht, ist, dass wir über diese 25 %
hinausgehen, dass wir weitere Steuermittel für
einen ganztägigen Anschluss an den Hauptbahnhof
bereitstellen, so sinnvoll dieser Anschluss auch ist.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Das ist auch nicht
meine Forderung gewesen!)

- Dazu komme ich gleich. Ich habe Ihre Forderung
nämlich nicht ganz verstanden.

(Zuruf des Abgeordneten Wolfgang Kubicki
[FDP])

- Herr Vorsitzender, ich rede mit dem Kollegen
Garg. Er kann sich allein wehren. Er ist dazu in der
Lage.

Ich frage lediglich, ob er mit den 25 % einverstan-
den ist. Dann sind wir sofort d’accord. Das ist über-

haupt keine Frage. Mehr allerdings, liebe Freundin-
nen und Freunde des Hohen Hauses, können wir
aus Steuermitteln nicht leisten. Wir würden damit
auch das Territorialprinzip verletzen. Wir nehmen
umgekehrt - das muss man in diesem Zusammen-
hang auch einmal sagen - ja auch nichts von den
Hamburgern. Es gibt einige wenige prominente
Hamburger, aber auch viele andere Hamburger, die
regelmäßig von Hamburg nach Westerland durch
das Territorium Schleswig-Holsteins fahren. Wir
könnten ja, wenn wir damit anfangen, das Territori-
alprinzip zu verletzen, in Zukunft auch von den
Hamburgern Geld nehmen, die nach Westerland
fahren. Wir wollten das nicht. Wir hätten dann
mehr Bürokratie, weil wir in allen Zügen die Leute
nach ihrem Herkunftsland fragen müssten. Das
würde einen gewaltigen Aufwand an Bürokratie be-
deuten.

Zur Ernsthaftigkeit zurück. Wir unterstützen die
Forderung. Wir sagen aber auch: Mehr geht aus der
Sicht des Landes nicht. Wenn die betreffenden
Kommunen und Kreise mehr fordern, dann sollen
sie das bitte auch bezahlen. Wir werden sie dabei
unterstützen. Aber aus der Sicht Schleswig-Hol-
steins leisten wir hier durch den Beitrag, den wir
jährlich in den Zuschussbetrieb der AKN geben,
glaube ich, schon eine ganze Menge für die Region
rund um Hamburg, für die AKN, was vergleichbar
in anderen Regionen nicht geschieht.

Deshalb zum Schluss: Wir sagen Ja zu 25 %, kein
Prozent mehr. Mehr Anbindung und größere At-
traktivität auch ja, ohne Frage. Das ist aber jetzt ein
ganz anderes Thema. Bei den Resolutionen der
Kommunen geht es im Wesentlichen darum, dass
sie eine bessere Anbindung bekommen. Da sagen
die Hamburger: Das kostet Geld. Über die Frage,
wer die zusätzlichen Kosten trägt, haben Sie hier
nichts gesagt. Darüber werden wir sicherlich im
Wirtschaftsausschuss gemeinsam miteinander dis-
kutieren. Wenn wir uns darüber einig sind, dass es
bei 25 % bleiben soll, hat Ihr Antrag den Erfolg,
dass wir wenigstens einmal öffentlich darüber dis-
kutiert haben. Fordern Sie aber mehr, dann muss
man auch das Verursacherprinzip sehen. Dann müs-
sen die Gemeinden mit ins Boot. Wir allein können
das nicht leisten.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Frauke Tengler:

Ich bedanke mich bei Herrn Abgeordneten Hans-
Jörn Arp und erteile das Wort für die SPD-Fraktion
Herrn Abgeordneten Bernd Schröder.
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Bernd Schröder [SPD]:

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Die Diskussion über eine Durchfahrt der
AKN bis zum Hamburger Hauptbahnhof ist
nicht neu. Im Archiv des „Hamburger Abendblatts“
vom - jetzt kommt es - 14. November 1951 findet
sich folgende Meldung:

„In den Direktionsräumen der Eisenbahnge-
sellschaft Altona-Kaltenkirchen-Neumünster
(AKN) weht frischer Wind.“

Ich meine, das ist ja mit heute vergleichbar.

„Direktor Dr. Tappert kündigte an, dass die
Verhandlungen mit der Bundesbahn zur
Durchführung der AKN bis Hamburg-Haupt-
bahnhof … gute Fortschritte machen.“

Hört, hört! Auf diesem Weg sind wir jetzt auch.

Seit Dezember 2004 fährt die AKN in einem Ver-
such von Montag- bis Freitagmorgen um 8:36 Uhr
und 9:17 Uhr und abends sowie samstags vormit-
tags und abends zum Hamburger Hauptbahnhof
durch. Die Fahrgäste sind zu diesen Zeiten nicht
mehr gezwungen, in Eidelstedt in die S-Bahn um-
zusteigen.

Für die Fahrten zum Hamburger Hauptbahnhof
setzt die AKN moderne Hybrid-Triebwagen ein.
Das sind Schienenfahrzeuge, die sowohl dieselelek-
trisch betrieben auf den AKN-Strecken verkehren
als auch auf Hamburger Gebiet im S-Bahn-Netz
eingesetzt werden können.

Diese Realisierung der Durchfahrt zum Hamburger
Hauptbahnhof war nicht einfach, da eine Einpla-
nung der zusätzlichen Züge in den sehr komplexen
Betriebsablauf am Hamburger Hauptbahnhof au-
ßerordentlich schwierig war.

Eine geforderte ganztägige Durchbindung der
Triebfahrzeuge von Eidelstedt bis Hamburg schei-
tert, Kollege Garg, zurzeit an fehlender Trassenka-
pazität und ist wegen der Auslastung des Hambur-
ger Hauptbahnhofs nicht realisierbar. Wir müssen
also gemeinsam - das sollte unser Ziel sein, so habe
ich den Antrag verstanden - nach Lösungen suchen,
die sicherstellen, dass wir nicht nur das augenblick-
liche Angebot aufrechterhalten, wie das alle an der
Strecke wollen, sondern dass wir dieses Angebot
weiter verbessern, damit wir eine ganztägige
Durchfahrt haben.

(Vereinzelter Beifall bei SPD, FDP und
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wenn es denn so ist, dass das technisch im Moment
nicht möglich ist - aus den Gesprächen, die auch
ich mit dem Chef der neuen Hamburger S-Bahn
dazu geführt habe, weiß ich, dass aufgrund der
Auslastung im Hamburger Hauptbahnhof kein zu-
sätzlicher Zug dort einfahren kann -, müssen wir ei-
ne Lösung zum Beispiel dergestalt suchen, dass die
Strecke elektrifiziert und dann mit der S-Bahn be-
trieben wird.

Das hat einen zweiten Effekt, nämlich den, dass
solche Fahrzeuge wesentlich schneller sind und
dass der Umsteigevorgang wegfällt. Wir werden al-
so für die ganze Strecke nicht mehr 70 Minuten be-
nötigen, sondern wesentlich weniger. Es liegt si-
cherlich in unserem Interesse, dass dann mehr Be-
rufspendler dieses Angebot nutzen. Es ist ein her-
vorragendes Angebot.

Wir sollten auch dafür sorgen, dass nach dem
31. Dezember 2009 - das ist nämlich das im Augen-
blick Vereinbarte - dieses Angebot nicht gekürzt,
sondern weiter durchgeführt wird. Wir sollten dann
anhand der technischen Möglichkeiten, die es gibt,
daran arbeiten, so schnell wie möglich ein Konzept
aufzulegen, das sicherstellt, dass alle Züge zum
Hauptbahnhof durchfahren können. Dann haben
wir ein SPNV-, ein ÖPNV-Angebot geschaffen, das
wirklich beispielhaft ist. Das sollte die Zielrichtung
sein.

(Beifall des Abgeordneten Andreas Beran
[SPD])

Wir sollten gleichzeitig - auch das ist eine ernste
Aufgabe, der wir uns stellen müssen - ein zukunfts-
fähiges Konzept für die gesamte AKN auflegen.
Wir wissen alle, dass es jedes Jahr hohe Defizitzah-
lungen gibt und dass sich diese Defizitzahlungen,
wenn dort nichts verändert wird, in wenigen Jahren
sogar verdoppeln werden.

Wir wollen außerdem, dass die Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter der AKN eine Sicherheit für ihre
Arbeitsplätze bekommen.

(Beifall des Abgeordneten Dr. Heiner Garg
[FDP])

Auch dieser Verantwortung haben wir uns zu stel-
len. Wir wollen ein zukunftsfähiges AKN-
Schienennetz betreiben, das die von mir eben auf-
gezeigten Vorteile auch umsetzt. Und wir wollen
das Defizit abbauen. Um das zu erreichen, müssen
wir uns auch mit den Hamburgern zusammenset-
zen. Wir wollen für die Menschen in der Region
dieses Angebot in diesem Sinne verbessern.
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(Beifall bei SPD, FDP, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SSW)

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Ich danke Herrn Abgeordneten Bernd Schröder und
erteile für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN Herrn Abgeordneten Detlef Matthiessen das
Wort.

Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Vielen Dank, Frau Präsidentin! - Herr Kollege Arp,
zu dem, was Sie hinsichtlich des Territorialprinzips
alles bemüht haben: Es gibt Befragungen von Gä-
sten, es gibt Statistiken. Aufgrund dessen kann man
die Verteilung nach Territorien hinreichend genau
abbilden, zumindest für Mischfinanzierungen zwi-
schen Schleswig-Holstein und Hamburg.

Meine Damen und Herren, die dauerhafte und
durchgängige Durchfahrt der AKN-Linie A1 von
Neumünster bis zum Hamburger Hauptbahnhof ist
ein dringender Wunsch vieler Pendler. Wir Grünen
sind davon überzeugt, dass auf der dicht besiedelten
Achse Bad Bramstedt-Kaltenkirchen-Henstedt-Ulz-
burg-Norderstedt ein großes Potenzial an Bahnbe-
nutzern besteht. Dieses Potenzial kann aber nur mit
einer unterbrechungsfreien Direktverbindung zum
Hamburger Hauptbahnhof ausgenutzt werden.

Der gültige Fahrplan sieht montags bis freitags vor-
mittags zwei Züge vor. Sie fahren - der Kollege
Schröder erwähnte es schon - 8:36 Uhr und 9:17
Uhr. Vorher und nachher gibt es eine große Pause.
Abends wird der Hauptbahnhof wieder bedient.
Zwischen 19:16 Uhr und 00:37 Uhr gibt es neun
Ankünfte im 40-Minuten-Takt. Am Sonnabend ist
der Abendtakt gleich. Am Vormittag gibt es drei di-
rekte Züge. Sonntags gibt es keine Direktverbin-
dungen. Es geht also eher um Hamburgbesucher als
um Ausbildungs- oder Arbeitsplatzpendler.

Auch die Forderung nach einer schnellen direkten
Schienenanbindung von Schleswig-Holstein an
den Flughafen Hamburg-Fuhlsbüttel besteht
schon sehr lange. Die grüne Landtagsfraktion hat
diese Forderung im Zusammenhang mit der Dis-
kussion um den Ausbau des Flughafens Kiel-Hol-
tenau wieder aufgegriffen, wobei wir sagen, dass
der Flughafen für die Schleswig-Holsteiner und für
die Kieler in Hamburg liegt. Dazu gab es im Rah-
men der zusätzlichen Gutachten zum Kieler Flug-
hafen eine neue Studie von Intraplan Consult. Diese
Studie kam zu schlechten wirtschaftlichen Ergeb-
nissen bei Auslastung und Finanzierung. Allerdings

wurden nur potenzielle Zugbenutzer aus Kiel pro-
gnostiziert, die zum Hamburger Flughafen fahren.
Nicht untersucht wurden die Potenziale für Fahrten
auf der Verkehrsachse Bad Bramstedt-Kaltenkir-
chen-Henstedt-Ulzburg-Norderstedt zum Flughafen
und in den Norden von Hamburg.

Wir Grünen halten den MetroExpress von Kiel bis
zum Flughafen weiterhin für ein sinnvolles Projekt,
da es die Autobahn A7 tatsächlich dauerhaft entlas-
ten würde. Das betrifft doch die Ausbildungs- und
Arbeitsverkehre, die täglichen Pendler.

(Beifall der Abgeordneten Angelika Birk
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Im Dezember 2008 wurde die S-Bahn vom Haupt-
bahnhof zum Flughafen gestartet. Eine Machbar-
keitsstudie des Kreises Segeberg kam zu dem Er-
gebnis, dass eine Verlängerung der S-Bahn vom
Flughafen über Norderstedt nach Kaltenkirchen
nicht wirtschaftlich wäre. Daraufhin erklärte der da-
malige Verkehrsminister Dr. Marnette am 19. De-
zember letzten Jahres:

„Die Schienenachse Kaltenkirchen-Hamburg
muss attraktiver werden. Wir werden uns
jetzt, ohne die anderen Achsen nach Bad Ol-
desloe und Elmhorn zu vernachlässigen, für
einen entsprechenden Ausbau von Kaltenkir-
chen-Quickborn über Hamburg-Eidelstedt
zum Hamburger Hauptbahnhof einsetzen.“

So der Minister. Er erklärte das wohl für die Lan-
desregierung und nicht als Privatperson. Ich bin
sehr gespannt, was aus dieser Ankündigung wird.
Darüber werden wir sicherlich im Ausschuss disku-
tieren.

Die AKN sollte die Chance bekommen, ihre Di-
rektfahrten zum Hauptbahnhof zu verstärken. Dazu
müssten die Anteilseigner der AKN Hamburg und
Schleswig-Holstein mit der DB AG ins Gespräch
kommen. Wir brauchen diese Durchbindung, um
einen attraktiven, schnellen SPNV in enger Taktfol-
ge mit Hamburg anbieten zu können. Nur so kann
das Wort von der Verkehrsverlagerung - in Sonn-
tagsreden immer wieder gern bemüht - dann end-
lich auch in die Wirklichkeit Eingang finden.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und FDP)

Vizepräsidentin Frauke Tengler:

Ich danke Herrn Abgeordneten Detlef Matthiessen
und erteile für den SSW Herrn Abgeordneten Lars
Harms das Wort.
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Lars Harms [SSW]:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Es mutet schon ein bisschen befremdlich
an, wenn im Landesweiten Nahverkehrsplan für die
Jahre 2008 bis 2012 nachzulesen ist, dass die Lan-
desregierung das Bahnangebot vor allem auf den in
Zukunft noch nachfragestärkeren Linien besonders
von und nach Hamburg ausweiten wird.

(Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Wo sind die denn?)

Auf der anderen Seite wird beabsichtigt, nach dem
Fahrplanwechsel im Juni 2009 die AKN-Linie 1
nicht mehr bis zum Hamburger Hauptbahnhof
durchzuführen. Dass ein solcher Beschluss gerade
in den Umlandgemeinden auf Unmut stößt, ist klar.
Von der Stadt Quickborn und von anderen Gemein-
den liegt den Fraktionen eine entsprechende Reso-
lution vor, die von der FDP in den vorliegenden
Antrag umgemünzt wurde.

Die Kritik an den Plänen der Landesregierung ist
aus Sicht des SSW nicht unbegründet. Denn gerade
angesichts gestiegener Fahrgastzahlen und der kli-
mapolitischen Ziele des Landes ist die Abbestel-
lung der Leistung genau das verkehrte Signal. Mit
einem solchen Beschluss werden die Fahrgäste wie-
der auf die Straßen und Autobahnen verlagert. Dies
kann nicht gewollt sein. Gerade im Hinblick auf die
Bauarbeiten am Elbtunnel in den kommenden Jah-
ren wissen wir doch bereits heute, dass es zu weite-
ren Staubildungen auf der A7 kommen wird. Vor
diesem Hintergrund ist die Entscheidung kontrapro-
duktiv und bürgerunfreundlich. Dies wird insbeson-
dere die Berufspendler hart treffen, wenn es wirk-
lich so kommt.

Die Linie 1 hat sich in der Zeit seit Einführung der
Direktanbindung zu einer der wichtigsten SPNV-
Verbindungen in der Metropolregion entwickelt.
Dies nun aus Kostengründen einzustellen, ist nicht
plausibel, insbesondere dann nicht, wenn man sich
die Zahlen anguckt. Nach Auskunft der AKN ver-
zeichnen die Fahrgastzahlen inzwischen einen Zu-
wachs von 130 %, und sie liegen damit weit über
den vorher prognostizierten Zahlen. Über diese Tat-
sache können wir nicht einfach so hinwegsehen,
sondern wir sollten eigentlich froh und glücklich
sein, dass es solche Steigerungsraten im SPNV gibt.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Außerdem sehe ich folgendes Problem: Wenn erst
einmal das Angebot weggefallen ist, wird es umso
schwerer, es wieder einzuführen und beim Fahrgast
zu etablieren. Aber auch bei den Verhandlungen

mit der Hamburger Seite - wir haben vorhin schon
gehört, wie eng es im Hamburger Hauptbahnhof
ist -, wird es dann wahrscheinlich nahezu unmög-
lich sein, wieder eine solche Bahn hinzukriegen.
Schon allein deshalb muss man sehen, dass man die
Linie zumindest so erhält, wie sie jetzt ist. Besser
wäre es natürlich, sie auszubauen. Anstatt also über
die Einschränkung des Angebotes nachzudenken,
sollte überlegt werden, wie das Angebot weiter aus-
gebaut werden könnte. Dies ist im Übrigen auch ei-
ne Forderung von Pro Bahn und im tiefsten Inners-
ten auch eine Forderung dieses Hohen Hauses.

Die angeführten Argumente bestätigen meines Er-
achtens diese Forderung. Wir sollten deshalb dem
Antrag der FDP nachkommen und die Region in ih-
rer Forderung entsprechend unterstützen.

(Beifall bei SSW und FDP)

Vizepräsidentin Frauke Tengler:

Ich danke Herrn Abgeordneten Lars Harms und er-
teile für die Landesregierung dem Wirtschaftsmini-
ster, Herrn Dr. Jörn Biel, das Wort.

Dr. Jörn Biel, Minister für Wissenschaft, Wirt-
schaft und Verkehr:

Sehr verehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Die Verbesserung des
Schienenpersonennahverkehrs in der Metropolregi-
on Hamburg ist wesentliches Anliegen des Achsen-
konzepts, das meine Vorgänger genau wie ich als
einen wichtigen Beitrag zur Aufrechterhaltung der
Mobilität in der gesamten Region betrachten. Be-
sonders auf den Achsen Richtung Ahrensburg/Bad
Oldesloe, Tornesch/Elmshorn, aber auch und gera-
de in Richtung Quickborn/Kaltenkirchen brächte
die Realisierung qualifizierter S-Bahn-Linien
nachhaltige Attraktivitätssteigerungen für die
Standortqualität der Hamburger Randstädte. So hal-
te ich ganztägige Direktfahrmöglichkeiten zum Bei-
spiel zwischen Kaltenkirchen und der Hamburger
Innenstadt, wie sie das Achsenkonzept vorsieht,
für deutlich komfortabler als das gegenwärtig prak-
tizierte AKN-Durchfahren fast ausschließlich im
Abendverkehr. Pendler können davon kaum profi-
tieren.

Zusammen mit Hamburg und dem Bund arbeitet
mein Haus aktuell an Konzepten, die eine Umset-
zung des Achsenmodells spätestens zur avisierten
Inbetriebnahme der festen Fehmarnbelt-Querung
ermöglichen. Doch bis es so weit ist, wollen wir
den Fahrgästen attraktive Bahnverbindungen anbie-
ten. Daher war und ist Schleswig-Holstein bereit,
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die derzeitige AKN-Durchbindung zu den bisheri-
gen Konditionen, also im Verhältnis 75:25, fortzu-
setzen, auch wenn grundsätzlich bei der SPNV-Fi-
nanzierung bundesweit das Territorialprinzip gilt.

(Beifall bei der CDU)

Zunächst konnten wir die Freie und Hansestadt
Hamburg überzeugen, die bisherige Regelung für
ein weiteres halbes Jahr bis Mitte Dezember 2009
fortzusetzen. Danach fordert Hamburg aber einen
wesentlich höheren Finanzierungsanteil von Schles-
wig-Holstein, der aus unseren Landesmitteln aller-
dings nicht aufzubringen ist. Daher müssen wir die
Zeit bis Dezember dazu nutzen, eine mittelfristige
Stärkung der AKN-Bahnstrecke nach Kaltenkir-
chen zu finden.

Ich habe die Landesweite Verkehrsservicegesell-
schaft mbH gebeten, zusammen mit der HVV
GmbH und der AKN einen gemeinsamen Lösungs-
vorschlag zu erarbeiten und hierzu Gespräche mit
den betroffenen Gemeinden zu führen. Ein Ergeb-
nis erwarte ich nach der Sommerpause.

(Beifall bei CDU und SPD)

Vizepräsidentin Frauke Tengler:

Ich danke dem Herrn Minister. - Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. Ich schließe damit die Be-
ratung.

Es ist beantragt worden, den Antrag Drucksache
16/2636 dem Wirtschaftsausschuss zu überweisen.
Wer so beschließen will, den bitte ich um das
Handzeichen. - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Es
ist einstimmig so beschlossen worden.

Meine lieben Kolleginnen und Kollegen, ich gebe
Ihnen noch eine geschäftsführende Mitteilung mit
auf den Weg in die Mittagspause. Ihnen ist mit Si-
cherheit nicht entgangen, dass wir den Tagesord-
nungspunkt 21 nicht geschafft haben. Er wird nach
der Mittagspause nach dem gesetzten Tagesord-
nungspunkt 18 aufgerufen werden. Guten Appetit!

Die Sitzung ist unterbrochen.

(Unterbrechung: 12:54 bis 15:02 Uhr)

Präsident Martin Kayenburg:

Meine Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Ich eröffne die Sitzung und darf darauf
hinweisen, dass wir heute Nachmittag nach dem
Tagesordnungspunkt 18 die Tagesordnungspunk-
te 21 und 29 aufrufen werden. Der Dringlichkeits-
antrag, der von Ihnen angenommen wurde, ist als

Tagesordnungspunkt 29 a eingereiht und für mor-
gen früh 10 Uhr vorgesehen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 18 auf:

Investitionserleichterungsprogramm zur Stär-
kung der kleinen und mittelständischen Unter-
nehmen in Schleswig-Holstein

Antrag der Fraktion der FDP
Drucksache 16/2634

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall. Ich eröffne die Aussprache. Für
die FDP-Fraktion hat Herr Abgeordneter Dr. Heiner
Garg das Wort.

Dr. Heiner Garg [FDP]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Im letzen Quartal des Jahres 2008 ging die deutsche
Wirtschaftsleistung um 2,1 % zurück. Die export-
orientierten Industriezweige hat es ganz besonders
getroffen. Im ersten Quartal des Jahres 2009 setzte
sich dieser Einbruch fort und traf nun insbesondere
die Zulieferindustrie und die Dienstleister der
Großunternehmen. Somit ist die Krise in Schles-
wig-Holstein angekommen.

Der am 22. April 2009 veröffentliche Konjunk-
turklimaindex der IHK Schleswig-Holstein hat im
ersten Quartal einen neuen Tiefpunkt erreicht. Be-
trachteten im vierten Quartal 2008 noch 25,6 % -
also rund ein Viertel - der befragten Unternehmen
ihre Geschäftslage als schlecht, so waren es im ers-
ten Quartal 2009 ganze 40 % der Unternehmen, die
ihre Situation als schlecht einstuften. Hinzu kommt,
dass fast 50 % der befragten rund 1.400 Unterneh-
men sogar noch eine weitere Verschlechterung ih-
rer Lage erwarten.

Dies sind nackte Zahlen. Wer wie wir, die Kollegen
unserer Fraktion, und vermutlich auch die Kollegin-
nen und Kollegen der anderen Fraktionen in den
letzten Wochen Unternehmen in Schleswig-Hol-
stein besuchte und Gespräche mit Mittelständlern,
Kleinbetrieben und Freiberuflern führte, der stellt
fest, dass es oftmals sogenannte vermeintliche Klei-
nigkeiten sind, die den Unternehmern in dieser Kri-
se zusätzlich zu schaffen machen. Mal darf ein Ge-
werbetreibender an einer Landesstraße nicht mit ei-
nem Schild auf seinen Betrieb aufmerksam machen,
weil es sich bei einem solchen Werbeschild um ein
Bauwerk handelt, somit die Landesbauordnung gilt
und diese „außerhalb zusammenhängender bebauter
Ortsteile Werbeanlagen für unzulässig“ erklärt.
Wäre sein Betrieb innerorts, dann dürfte er es laut
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Landesbauordnung zwar, müsste aber diverse Er-
lasse der unteren Straßenverkehrsbehörde, der Stra-
ßenverkehrsordnung, des Naturschutzrechts und des
Baurechts beachten.

Mal bekommt ein Unternehmer, der mit vier Aus-
zubildenden sowohl Neuware verkauft als auch Ge-
brauchtware repariert, kein Investitionsdarlehen,
weil das Förderinstitut sich nicht entscheiden kann,
ob es sich um einen Einzelhändler oder um einen
Handwerksbetrieb handelt. Mal bekommt ein
Handwerksmeister keine Bewilligung aus dem Pro-
gramm Kapital für Handwerk, da er die erforderli-
che Eigenkapitalparität nicht aufbringen kann.

Es sind genau diese vermeintlichen Kleinigkeiten,
die im Extremfall dazu führen, dass diese Unter-
nehmer ihr Geschäft aufgeben müssen, dass Ar-
beits- und Ausbildungsplätze verloren gehen. Ge-
nau hier wollen wir mit dem heute vorgelegten An-
trag ansetzen. Wir wollen ein sogenanntes Investi-
tionserleichterungsprogramm für Schleswig-Hol-
stein auflegen, um die kleinen und mittelständi-
schen Unternehmen in Schleswig-Holstein, die
von der Wirtschaftkrise besonders betroffen sind,
dort zu unterstützen, wo wir das auf Landesebene
tun können.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Aus Sicht der FDP-Fraktion gehören zu diesem
Programm drei Kernmaßnahmen: Erstens muss die
Finanzierung des Mittelstandes - der Stütze unserer
Wirtschaft - kurzfristig ausreichend unterstützt wer-
den. Zweitens muss durch eine konsequente Durch-
forstung der Vorschriften die Bürokratiebelastung
der Unternehmer so schnell und so weit wie mög-
lich reduziert werden. Drittens muss in der mittle-
ren Frist durch eine umfassende Reform der Ver-
waltung eine effiziente Verwaltungsstruktur für die
Unternehmen geschaffen werden, und zwar im Sin-
ne eines Dienstleisters für diese Unternehmen.

(Beifall bei der FDP)

Durch diesen Dreiklang von Maßnahmen, von de-
nen einige sofort wirksam, einige zeitlich befristet,
einige aber auch mittelfristig wirksam sind, sollen
ganz gezielt Landesregelungen geändert werden,
ohne den langwierigen Weg über die Bundesgesetz-
gebung gehen zu müssen. Mit diesem Dreiklang
von Maßnahmen wird es möglich sein, den Unter-
nehmen zu helfen, den Weg aus der Krise zu be-
schleunigen. Es werden die notwendigen Rahmen-
bedingungen geschaffen, um gerade den vielen
kleinen und mittelständischen Unternehmen das In-
vestieren zu erleichtern und um in der Krise den

Arbeitsmarkt zu stabilisieren. Darüber hinaus erzie-
len wir mit diesen Maßnahmen auch eine nachhalti-
ge Wirkung auf die Wirtschaftsfreundlichkeit des
Standortes Schleswig-Holstein.

Lassen Sie mich ganz konkret auf einige Punkte
eingehen. Zum Stichwort Mittelstandfinanzierung:
In Zeiten einer überaus schwierigen Kreditversor-
gung gerade der Klein- und Kleinstbetriebe ist es
von entscheidender Bedeutung, die Finanzierung
dieser Klein- und Kleinstbetriebe sicherzustellen.
Wird es möglich gemacht, dass zeitlich begrenzt
mehr Unternehmen an den Förderprogrammen des
Landes teilnehmen können, dann kann auch deut-
lich mehr Unternehmen in Schleswig-Holstein ge-
holfen werden. Die Nachricht, dass die Mittelab-
schöpfung des Programms „Kapital für Handwerk“
in den vergangenen Wochen deutlich unter den Er-
wartungen liegt, sollte uns allen zu denken geben.
Herr Minister Biel - Biel heißt er jetzt -, ich fordere
Sie auf - -

(Zurufe)

- Es gab ja vorher zwei andere. Ich fordere Sie auf,
an dieser Stelle - -

(Zurufe)

- Entschuldigung, daran muss man sich erst einmal
gewöhnen, dass dort schon wieder jemand anderes
sitzt.

(Zurufe)

- Dass Sie das so trifft, zeigt - -

Präsident Martin Kayenburg:

Kolleginnen und Kollegen, für Ordnungsrufe ist das
Präsidium zuständig.

Dr. Heiner Garg [FDP]:

Dass Sie das so trifft, zeigt offensichtlich nur, dass
hier jemand den Finger in die Wunde gelegt hat.
Dann fordere ich ihn eben nicht auf.

Ein weiteres großes Problem ist gerade bei den vie-
len Kleinstunternehmen unter 25 Mitarbeitern, dass
es um relativ geringe Summen von beispielsweise
etwa 10.000 € - zum Beispiel für Ersatz- oder Um-
bauinvestitionen - geht. Die herkömmlichen För-
derprogramme des Landes sind auf diese Summen
nicht eingestellt, denn oft erhalten die Großen Kre-
dite, die Kleinen gehen leer aus. Hier können Mi-
krokredite, wie sie zum Beispiel seit Anfang des
Jahres in Baden-Württemberg und seit Kurzem
auch in Bayern für Kleinunternehmen der gewerbli-
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chen Wirtschaft und der freien Berufe ausgereicht
werden, hervorragend Abhilfe schaffen. Ich denke,
hier kann man sich durchaus das eine oder andere
anschauen.

(Beifall bei der FDP)

Stichwort Bürokratieabbau: Sämtliche Konjunk-
turpakete der Vergangenheit haben uns gelehrt,
dass sie erst dann greifen, wenn die Wirtschaft
schon längst wieder auf dem Weg der Besserung
ist. Gerade das darf mit dem jetzt vorgelegten Kon-
junkturprogramm II der Bundesregierung nicht pas-
sieren. Daher ist Deregulierung das Gebot der
Stunde, denn wenn das Konjunkturpaket effizient
sein und schnell wirken soll, dann ist jedes bisschen
zu viel Bürokratie ein Hemmnis. Insbesondere im
Bereich des Baurechts, des Landesplanungsrechts
und des Naturschutzes haben es die schleswig-hol-
steinischen Unternehmer mit einer Vielzahl von
Regelungen und Vorschriften zu tun. Würde dieser
Bürokratiedschungel auch nur etwas gelichtet wer-
den, wäre den Unternehmern schon viel geholfen.

Ich frage Sie: Warum muss ein Unternehmer, wenn
er an seiner bestehenden Lagerhalle einen Anbau
errichten will, für die bestehende Halle den Brand-
schutz auf den neuesten Stand bringen? Würde er
keinen Anbau vornehmen, müsste er das hingegen
nicht. Warum wird ein Betrieb, dessen Nachbarge-
bäude unter Denkmalschutz steht, nachdem er seine
Außenmauer von Graffiti gesäubert und neu gestri-
chen hat, nun aufgefordert, die Mauer wieder in den
vorherigen Zustand zurückzuversetzen, weil sie das
Gesamtbild stört? Warum wird ein Gaststättenbe-
treiber aufgefordert, seinen Sicherungskasten von
einer ehemaligen Höhe von 1,90 m auf eine Höhe
zwischen 1,60 m und 1,80 m zu versetzen - und
zwar auf seine Kosten, immerhin 600 €? Ich frage
Sie: Ist dieser - ich fasse das einmal etwas salopp
zusammen - bürokratische Unsinn, ist diese Will-
kür, wirklich geeignet, Schleswig-Holstein als
Wirtschaftsstandort zu empfehlen?

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Nein! - Beifall
bei der FDP)

Jegliche landespolitische Aktivität, die dazu beitra-
gen kann, dass Verwaltungsvorschriften gelichtet
werden, tragen in erheblichem Maße dazu bei,
Schleswig-Holstein wieder auf einen wirtschaftli-
chen Wachstumspfad zu bringen. Denn mit solchen
unsinnigen Vorschriften müssen die Unternehmen
gerade in der Krise nicht auch noch zusätzlich bela-
stet werden. Ein Großteil dieser oftmals kleinteili-
gen und die Unternehmer des Landes einengenden

Vorschriften sollte ein für allemal den Archivaren
übergeben werden.

Stichwort Verwaltungsreform: Mit der Schaffung
von effizienten Verwaltungsstrukturen, der Verein-
fachung und der Verkürzung der Verwaltungsver-
fahren kann man dazu beitragen, die Blockade wirt-
schaftlicher Aktivitäten aufzulösen. Die bisherigen
Bemühungen der Landesregierung werden diesen
Anforderungen - das sage ich ganz deutlich - in kei-
ner Weise gerecht. Immerhin sieht man zumindest
in Teilen der Regierungsfraktionen das wohl genau-
so. Denn auf eine Frage nach der Bilanz des Büro-
kratieabbaus - ich hoffe, darüber regen Sie sich jetzt
nicht schon wieder auf - sagte der Fraktionsvorsit-
zende der CDU-Landtagsfraktion, Dr. Johann Wa-
dephul, am 31. Oktober 2008 in den „Eckernförder
Nachrichten“:

„Ich gebe zu, da haben wir noch nicht so viel
erreicht, wie wir wollten. Mein politisches
Ziel ist deshalb auf Landesebene eine Koali-
tion mit der FDP. Dann schaffen wir auch
beim Bürokratieabbau noch mehr.“

Lieber Kollege Wadephul, auch wir wünschen uns
eine Koalition mit Ihnen. Da Sie aber heute Morgen
mehrheitlich die Neuwahlen abgelehnt haben, bitte
ich Sie, wenigstens für das noch vor uns liegende
Jahr dafür zu sorgen, dass wir im Bereich Bürokra-
tieabbau ein Stückchen weiterkommen, auch ein
Stückchen weiter, als Sie sich das möglicherweise
bislang vorstellen konnten.

(Beifall bei FDP und SSW)

Ich erwarte dann zum Beispiel auch von Ihrem Ent-
bürokratisierungsstaatssekretär, dass er endlich ein-
mal das tut, wofür er eingesetzt wurde. Vielleicht
können Sie, Herr Wadephul, auch dafür sorgen,
dass Sie sich bei Ihrem kleineren Koalitionspartner
SPD dahin gehend durchsetzen.

Lassen Sie uns das von uns vorgeschlagene Pro-
gramm beschließen, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, um gerade den vielen Klein- und Kleinstunter-
nehmen in Schleswig-Holstein sofort zu helfen. Wir
können darüber gern in der nächsten - ich betone: in
der nächsten - Sitzung des Wirtschaftsausschusses
reden. Lassen Sie aber nicht ewig lang Zeit ins
Land gehen. Viele dieser Regelungen können wir
sehr schnell ändern, sie können sehr schnell abge-
schafft werden. Es liegt jetzt an Ihnen, Ihr konkre-
tes Wollen auch zu unterstreichen, indem wir zu
konstruktiven Beratungen und zu einem entspre-
chend positiven Beschluss noch im Juni 2009 kom-
men.
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(Beifall bei der FDP)

Präsident Martin Kayenburg:

Liebe Kolleginnen und Kollegen, auf der Tribüne
begrüßen wir sehr herzlich Mitglieder des CDU-
Ortsverbandes Ahrensburg. - Seien Sie uns allen
herzlich willkommen!

(Beifall)

Für die Fraktion der CDU hat Herr Abgeordneter
Johannes Callsen das Wort.

Johannes Callsen [CDU]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die
Wirtschaftskrise hat die Welt, hat Deutschland
und auch Schleswig-Holstein fest im Griff. Um bis
zu 6 % könnte unsere Wirtschaftsleistung in diesem
Jahr sinken - glaubt man zumindest einigen For-
schungsinstituten. Die Auswirkungen auf den Ar-
beitsmarkt sind schon jetzt zu spüren. Seit der
Pleite von Lehman Brothers stieg die Zahl der Ar-
beitslosen bundesweit um circa 16,5 %. In Schles-
wig-Holstein - darauf wurde heute morgen schon
hingewiesen - fiel der Anstieg allerdings deutlich
und zum Glück moderater aus. Der Zuwachs betrug
insgesamt knapp über 12 % und ist zu einem
großen Teil saisonalen Effekten geschuldet.

Noch deutlicher wird die gute Arbeit in Schleswig-
Holstein, wenn man sich anschaut, wo wir vor
ziemlich genau vier Jahren in diesem Land standen.
Bei der Regierungsübernahme durch die Große Ko-
alition hat uns Rot-Grün fast 180.000 Arbeitslose
hinterlassen. 180.000 Arbeitslose, liebe Kollegin-
nen und Kollegen - dies könnte man auch als ein
Zeichen für Unvermögen werten. Heute, mitten in
der Wirtschaftskrise, sind wir bei knapp über
114.000. Das sind immer noch zu viele, aber dies
entspricht immerhin einem Rückgang von über ei-
nem Drittel. Das ist ein Erfolg der innovativen För-
derpolitik und einer wirtschaftsfreundlichen Politik
dieser CDU-geführten Landesregierung.

(Beifall bei der CDU - Lachen des Abgeord-
neten Bernd Schröder [SPD])

Wir haben in der Großen Koalition die Wirtschaft
und den Arbeitsmarkt im Land wieder vorange-
bracht. Dennoch werden wir wachsam bleiben. Die
kleinen und mittleren Unternehmen sind das Rück-
grat der schleswig-holsteinischen Wirtschaft. Wir
müssen die besten Rahmenbedingungen für die
KMU schaffen, denn nur so kann unser Land er-
folgreich bleiben. Dies ist und bleibt unsere Kern-
aufgabe.

(Beifall bei der CDU)

Seit der Regierungsübernahme haben wir uns für
den Mittelstand eingesetzt. Wir haben neue, wir-
kungsvollere Förderprogramme durchgesetzt.
Und wir haben mit der Großen Anfrage die Bedeu-
tung des Mittelstandes in Schleswig-Holstein unter-
mauert.

(Beifall bei der CDU)

Deswegen wird es auch für die FDP schwierig, uns
auf diesem Gebiet zu überholen.

(Heiterkeit bei der FDP)

Nichtsdestotrotz werden wir diesen Antrag natür-
lich gern nutzen, um über weitere Verbesserungen
zu diskutieren.

Die aktuellen Konjunkturumfragen der IHK und
der Handwerkskammer in Schleswig-Holstein zei-
gen - so kann man Statistiken eben auch lesen -,
dass immerhin noch fast zwei Drittel der befragten
Unternehmen ihre Geschäftslage als gut oder zu-
mindest befriedigend bezeichnen. Es zeigt sich da-
mit erneut, dass die Wirtschaft im Land durch ihre
mittelständische Struktur insgesamt robust gegen-
über konjunkturellen Schwankungen ist. Allein im
vergangenen Jahr haben die Institutionen unseres
Landes Fördermittel in Höhe von 315 Millionen €
bereitgestellt und damit das Dreifache an Investitio-
nen ausgelöst. Die Bundesregierung hat im Rahmen
des Konjunkturpakets II 320 Millionen € für
Schleswig-Holstein bereitgestellt - und das wohlge-
merkt verteilt auf zwei Jahre. Das heißt rechnerisch,
dass die CDU-geführte Landesregierung jedes Jahr
zwei Konjunkturpakete für die Wirtschaft auf die
Beine stellt.

(Beifall bei der CDU)

Für ein weiteres Förderprogramm, das hier eben an-
gesprochen worden ist, hätte ich angesichts des bis-
her schon bereitgestellten Volumens allerdings
dann auch gern einen Deckungsvorschlag von der
FDP gehabt.

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Heiner Garg
[FDP])

Zum Konjunkturprogramm: Der Landes- und der
Bundesanteil bei den Investitionen summiert sich
auf insgesamt 430 Millionen €. Dieses Geld wird
eins zu eins an die mittelständische Wirtschaft flie-
ßen und dort Arbeitsplätze sichern. Hinzu kommt
die verbesserte steuerliche Absetzbarkeit von Hand-
werkerrechnungen - eine von uns geforderte Maß-
nahme, die Schwarzarbeit bekämpft und die Hand-
werksbetriebe stärkt. Und dort, wo die Not noch
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größer ist, kann Kurzarbeit beantragt werden. Die-
ses Instrument wird vielen Unternehmen eine große
Hilfe bei der Überwindung der Rezession sein.

Allerdings kann ich aus Gesprächen mit mittelstän-
dischen Betrieben aus meinem Wahlkreis berichten,
dass das Kurzarbeitergeld gerade von kleinen Un-
ternehmen als zu teuer und zu bürokratisch empfun-
den wird. Hier ist unserer Überzeugung nach der
Bundesarbeitsminister gefordert, im Sinne des Mit-
telstandes für weitere Flexibilisierungen zu sorgen.

(Beifall bei der CDU)

Es gibt einige, die meinen, das Konjunkturpro-
gramm werde im Land nicht schnell genug umge-
setzt. Auch das habe ich der Zeitung entnehmen
können. Hier kann man nur unterstreichen: Wir ha-
ben die Bundesvorgaben schnell umgesetzt und da-
bei auf unnötige Bürokratie verzichtet. Wir wollen
das Geld schnell ausgeben. Jede Freiheit, die die
Kreise und Gemeinden erhalten, hilft dabei. Jetzt
gilt es, gemeinsam anzupacken.

Weil der Vorsitzende der SPD-Fraktion heute Mor-
gen bei seiner Aufzählung die CDU-Minister mög-
licherweise vergessen hat - um es positiv zu formu-
lieren -, will ich an dieser Stelle ganz besonders
dem Wirtschaftsministerium, aber auch dem Land-
wirtschaftsministerium für ihre Beiträge im Bereich
des Konjunkturprogrammes danken. Sie leisten bei-
de hervorragende Arbeit dafür, dass die Wirtschaft
in der Fläche gestärkt wird.

(Beifall bei der CDU und des Abgeordneten
Klaus-Peter Puls [SPD])

Im vergangenen Jahr hat diese Landesregierung
über 310 Millionen € für Verkehrsprojekte bereit-
gestellt. Der Rekordwert aus 2007 konnte damit
noch einmal gesteigert werden. Wir stemmen uns
mit aller Macht gegen den Investitionsstau, denn
der Mittelstand profitiert durch den Ausbau und die
Modernisierung der Infrastruktur gleich in zwei-
facher Weise: Wir bekommen eine bessere Infra-
struktur, und die Bauwirtschaft erhält viele neue
Aufträge.

Kommen wir aber nun zum Herzstück unserer
Wirtschaftspolitik, der modernen Förderpolitik:
Wie ich bereits erwähnt habe, wurden im vergange-
nen Jahr 315 Millionen € dafür bereitgestellt. Das
Geld fließt zum Beispiel in den Seed- und StartUp-
Fonds, der junge Unternehmen in der Gründungs-
und in der Wachstumsphase mit notwendigem Be-
teiligungskapital ausstattet. Hier fördern wir Inno-
vationen, hier fördern wir den Technologietransfer;
und hier fördern wir den Mittelstand von morgen.

Ein anderes Kernelement unserer Förderpolitik ist
die einzelbetriebliche Förderung. Über sie kön-
nen wir nahezu alle kleinen und mittleren Unter-
nehmen erreichen. Auch dies sollte sich der Kolle-
ge Dr. Garg noch einmal ansehen. Im vergangenen
Jahr wurden auf diesem Weg mehr als 900 Betriebe
gefördert und damit insgesamt fast 26.000 Ar-
beitsplätze geschaffen oder gesichert.

(Beifall bei der CDU)

Diesen Erfolg gilt es zunächst einmal anzuerken-
nen. Selbstverständlich wird auch die Bundesrege-
lung für Kleinbeihilfen in Schleswig-Holstein um-
gesetzt.

Ich freue mich, dass auch die FDP der einzelbe-
trieblichen Förderung mit ihrem heute gestellten
Antrag jetzt offenbar offener gegenübersteht. Ich
würde mir wünschen, dass auch unser Koalitions-
partner seine erheblichen Vorbehalte zu dieser Fra-
ge aufgibt.

(Günter Neugebauer [SPD]: Warum sollten
wir das tun?)

- Kollege Neugebauer, wir brauchen die einzelbe-
triebliche Förderung, um in Schleswig-Holstein
weiterhin Innovationen anzustoßen, Arbeitsplätze
zu sichern und zu schaffen sowie dem Mittelstand
gerade in der Wirtschaftskrise zur Seite zu stehen.

(Beifall bei der CDU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Landesregie-
rung hat in den letzten Jahren die Förderprogramme
gerade so nachjustiert, dass jetzt auch vermehrt
kleinere und mittlere Unternehmen davon profitie-
ren können. Denken Sie nur an das schon angespro-
chene Programm „Kapital für Handwerk“ mit zum
Teil sehr geringen Zugangsvoraussetzungen. Wenn
hier offenbar die Nachfrage nicht groß genug ist,
muss man sich ansehen, ob es an den Regelungen
liegt oder an dem tatsächlichen Bedarf. Wir werden
diese Frage weiter beobachten.

Damit allerdings die Fördergelder effizient verteilt
werden können, brauchen wir ein gutes Netz an Be-
ratungs- und Finanzierungseinrichtungen, das wir
in Schleswig-Holstein haben. An erster Stelle danke
ich besonders den Kammern als Selbstverwaltungs-
einrichtung der Wirtschaft für ihr großes Engage-
ment bei der Beratung über Fördermittel, aber auch
bei betrieblichen Beratungen zu Innovation oder
der Bewältigung von Finanzierungsengpässen.
Denken Sie nur an den sogenannten Runden Tisch
für Firmen in Finanzierungsnot.
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Ob es Aufgabe des Staates ist, Betriebsmittel, Kre-
dite für Unternehmen zu finanzieren, da bin ich
sehr skeptisch. Gerade an dieser Stelle sollten wir
auch an die besondere Verantwortung von Banken
und Sparkassen in der Wirtschaftskrise appellieren.

(Beifall bei der CDU)

Es bedarf daher nicht neuer staatlicher Beratungs-
angebote. Bei der Investitionsbank, der Bürg-
schaftsbank, der WTSH und der MBG, also den
Landesinstituten, gibt es klar umrissene Förderin-
strumente und klare Ansprechpartner. Jeder Interes-
sent bekommt dort eine gute Antwort.

Auf diese Weise leistet die Landesregierung auch
einen Beitrag zur Entbürokratisierung und zur Ent-
lastung der kleinen und mittelständischen Unter-
nehmen. In diesem Zusammenhang will ich gern
auch noch auf das neue Vergaberecht mit deutlich
erhöhten Wertgrenzen und die soeben in Kraft ge-
tretene neue Landesbauordnung mit ihren erhebli-
chen Erleichterungen hinweisen. Wir haben für die
Wirtschaft entbürokratisiert und werden dies wei-
terhin tun. Deshalb hat mich auch der Beschluss des
SPD-Landesparteitages zur Korrektur des Laden-
öffnungszeitengesetzes ein wenig gewundert, weil
hier möglicherweise eine Rolle rückwärts vollzogen
werden soll.

Meine Damen und Herren, die CDU steht zur Libe-
ralisierung der Ladenöffnungszeiten, weil wir ange-
treten sind, den Unternehmen mehr gestalterische
Freiheiten zu gewähren.

(Beifall bei der CDU - Günter Neugebauer
[SPD]: Ohne Rücksicht auf die Arbeitneh-
mer!)

Meine Damen und Herren, die CDU-Fraktion wird
sich in der Großen Koalition weiterhin intensiv für
die kleinen und mittelständischen Betriebe im Land
einsetzen. Wir werden sicherstellen, dass die För-
derpolitik flächendeckend wirksam bleibt und eben
nicht nur auf einzelne Cluster beschränkt ist. Wir
werden dafür Sorge tragen, dass sich die Infrastruk-
tur von einem Wachstumshindernis zu einem
Wachstumsmotor entwickelt. Wir werden weiterhin
große Anstrengungen unternehmen, um den Zu-
gang zur Breitbandinternettechnologie auszuweiten.
Wir wollen den Bürokratieabbau fortsetzen und mit
vielen besseren Rahmenbedingungen die Situation
für den Mittelstand verbessern.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, vor diesem Hin-
tergrund enthält der FDP-Antrag Ansätze, über die
man reden kann. Wir wollen weitere Verbesserun-
gen der Rahmenbedingungen für die KMU gerade

in der Wirtschaftskrise. Ich freue mich deswegen
auf die Beratungen im Wirtschaftsausschuss.

(Beifall bei der CDU)

Präsident Martin Kayenburg:

Für die Fraktion der SPD hat Herr Abgeordneter
Bernd Schröder das Wort.

Bernd Schröder [SPD]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Es kommt nicht oft vor, dass ich hier in diesem
Hause fassungslos bin. Herr Kollege Callsen, bei
aller guter Zusammenarbeit, dass nun die positiven
Dinge in diesem Land ausschließlich seit 2005
durch CDU-Wirtschaftsminister geleistet worden
sein sollen, das ist schon starker Tobak.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Stimmt doch! -
Zuruf von CDU: Ihr habt doch nichts hinge-
kriegt!)

Das wird nur noch von dem Kollegen Arp über-
trumpft - man könnte ihn auch „Häuptling fremde
Feder“ nennen -, der letzte Woche in einer Presse-
mitteilung zum Ausdruck gebracht hat, dass die
A 20 in diesem Land nur gebaut wird, weil die
CDU dafür ist. Das fand ich schon wirklich ham-
merhart.

Liebe Kollegen: Eine Nummer kleiner geht auch.
Darauf sollten wir uns vielleicht verständigen.

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Johann Wade-
phul [CDU])

Was die Förderinstrumente angeht, sind sie bis
2005 geschaffen worden, die Bürgschaftsbank, die
I-Bank, mit allen Möglichkeiten, die auch für den
Mittelstand da sind.

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Da kann man einmal nachlesen, welche Minister - -

Die A 20: Sehen wir uns allein einmal die Verfah-
ren in Lübeck bei der Wakenitz an, die hoch
schwierig waren. Sie sind durch Leute wie Stein-
brück und Rohwer vorangebracht worden.

(Zurufe der Abgeordneten Johannes Callsen
[CDU] und Dr. Johann Wadephul [CDU])

Wir sollten das vielleicht einmal ein bisschen sach-
licher diskutieren.

(Beifall bei der SPD)
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Das Konjunkturpaket II und unsere Hilfen für Un-
ternehmen in diesem Land sind offensichtlich
schon so gut, dass der FDP nichts Substanzielles
einfällt, was sie noch fordern könnte. Das muss
man natürlich in einen neuen Antrag einbringen.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Logisch!)

- Kollege Kubicki, was bei Ihnen alles logisch ist,
das wissen wir.

Ich bedanke mich bei den Herren Kollegen für die
Gelegenheit, hier im Landtag noch einmal darzu-
stellen, was das Konjunkturpaket und die Hilfen
bisher geleistet haben. Wir haben die Bürokratie-
pflichten in diesem Land schon erheblich abgebaut.
Wir lösen unnötige Bremsen im Wirtschaftskreis-
lauf, die in einer konjunkturell schwierigen Lage
das wirtschaftliche Wachstum hemmen. Bereits die
beiden Gesetze zum Abbau bürokratischer Hemm-
nisse, insbesondere in der mittelständischen Wirt-
schaft, zum Beispiel die Mittelstandsentlastungsge-
setze aus den Jahren 2006 und 2008, haben kleinere
Unternehmen spürbar von Statistikpflichten entla-
stet.

Darüber hinaus reduzieren das Gesetz zur Vereinfa-
chung und Anpassung statistischer Rechtsvorschrif-
ten aus dem Jahre 2008 sowie das aktuelle dritte
Mittelstandsentlastungsgesetz die statistischen Be-
richtspflichten für das Handwerksgewerbe deutlich.
Die vierteljährliche Befragung des Handwerks für
konjunkturstatistische Zwecke entfällt ebenso wie
die primäre Handwerkszählung, die durch eine Re-
gisterauszählung ersetzt werden soll. Diese Verein-
fachungen sparen im langjährigen Mittel Millionen
€ ein.

Meine Damen und Herren, wenn man Erhebungen,
also bürokratische Pflichten, so weit reduziert,
muss man sich hinterher nicht beklagen,

(Zuruf des Abgeordneten Günter Neugebauer
[SPD])

dass die Regierung diese oder jene Information
nicht mehr zur Verfügung stellen kann. Das sollte
man wissen, wenn man für weitere Vereinfachun-
gen im Bereich Bürokratieabbau sorgen will. Wir
als Abgeordnete sind es, die oftmals bestimmte Fra-
gen an die Regierung stellen, und man braucht auch
bestimmte aktuelle Grundlagen, um sie beantwor-
ten zu können.

Zum wirtschaftlichen Erfolg gehört jedoch weit
mehr als die Entlastung von Bürokratie, die - das
hört man in Gesprächen mit Unternehmen vor Ort -
bei Weitem die Firmen nicht so belastet, wie einige
uns das hier vermitteln wollen. Wir haben uns sehr

zügig darum gekümmert, die Konjunkturprogram-
me hier im Land umzusetzen und den Kommunen
ihre Antragstellung so weit wie möglich zu erleich-
tern. Schleswig-Holstein hat, damit das Geld aus
dem Konjunkturprogramm so schnell wie möglich
bei der Wirtschaft ankommt, bereits das Ver-
gaberecht vereinfacht und die Grenzen für freihän-
dige Vergabe deutlich erhöht.

Im Augenblick liegt der Ball bei den Kommunen.
Sie sollen diese Vereinbarung nutzen, die Planung
so zügig wie möglich durchführen und die Spielräu-
me nutzen, damit die örtlichen Unternehmen ge-
stärkt werden. Das ist sicherlich auch hier im Haus
unser Interesse.

Schleswig-Holstein verfügt mit den Finanzierungs-
instituten Investitionsbank, Bürgschaftsbank und
Mittelständische Beteiligungsgesellschaft über eine
erprobte leistungsstarke Infrastruktur zur Stärkung
der regionalen Wirtschaft. Das wird uns jetzt in der
Wirtschafts- und Bankenkrise helfen.

Ich erinnere daran, dass andere Länder diesem Bei-
spiel gefolgt sind und uns vor einigen Jahren um
diese Instrumente noch beneidet haben.

Wir haben ein breites Instrumentarium von Darle-
hen, Bürgschaften und Beteiligungen, mit dem wir
Unternehmen kompetent, zügig und zielorientiert
unterstützen können. Die verbesserten Finanzie-
rungsmöglichkeiten, die der Bund mit dem Finanz-
marktstabilisierungsgesetz und dem Konjunkturpa-
ket II geschaffen hat, werden auch Unternehmen in
Schleswig-Holstein zugute kommen. Hierzu gehö-
ren Erleichterungen bei der Bürgschaftsbank und
die Flexibilisierung des vom Bund garantierten
KfW-Sonderprogramms 2009.

Meine Damen und Herren, lassen Sie uns all die
Veränderungen, die wir zum Teil selbst auf den
Weg gebracht haben, erst einmal in der Praxis an-
wenden, bevor wir immer und immer neue Instru-
mente einziehen. Ich habe durchaus Verständnis da-
für, dass die FDP nun hofft, angesichts dieser Krise
unauffällig ihr komplettes Wahlprogramm umzu-
setzen und in Anträge hineinzuschreiben, ohne dass
sie hier auch nur Verantwortung in der Regierung
trägt. Aber ich bin davon überzeugt, dass „mehr“
nicht gleich „besser“ ist. Wir haben sehr viele er-
folgreiche Instrumente entwickelt.

Ich möchte daran erinnern, dass es gerade die aus-
gesprochen unbürokratischen freien Handlungs-
möglichkeiten waren, die maßgeblich am Zusam-
menbruch der Finanzmärkte beteiligt waren. Auch
ich bin dafür, unnötige Vorschriften und Regularien
abzuschaffen. Aber darüber, was nötig und was un-
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nötig ist, gibt es unterschiedliche Vorstellungen,
über die wir auch im Fachausschuss weiter disku-
tieren sollten.

Wir Sozialdemokraten wollen gezielte Förderung,
keine wilde Streuung.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD)

Dazu gehört, dass die Mittel so eingesetzt werden,
dass wichtige gesellschaftliche Errungenschaften
befördert statt behindert werden. Wer überprüfen
will, ob Mittel dort ankommen, wo sie hin sollten,
und ob mit ihnen erreicht wird, was erreicht werden
sollte, muss auch Berichtspflichten einbauen, Eva-
luationen oder wie immer Sie es nennen wollen.

Dabei ist Augenmaß wichtig. Ich nenne als Beispiel
die Zusätzlichkeit der Investitionen. Natürlich wol-
len wir Mitnahmeeffekte so weit wie möglich redu-
zieren; sonst macht das Konjunkturprogramm
wenig Sinn. Daher muss nachgewiesen werden,
dass alle Projekte, die aus dem Konjunkturpro-
gramm II mit immerhin 75 % gefördert werden, zu-
sätzlich sind. Allerdings verlangt das Land von den
Kommunen keinen Nachweis zur Erbringung der
summarischen Zusätzlichkeit. Das nämlich könnte
genau dazu führen, dass bürokratische Hemmnisse
entstehen.

Die FDP spricht ausschließlich von Investitionen.
Wirtschaft ist aber, wie wir wissen, kein Selbst-
zweck. Wir Sozialdemokraten haben dabei auch die
Beschäftigten im Blick. Gerade in der Krise ist gute
Arbeit wichtig. Dazu gehören für uns tarifgebunde-
ne Löhne und Gehälter. Dazu gehören Mindestlöh-
ne, wie sie in sechs weiteren Branchen durchgesetzt
wurden.

(Beifall bei der SPD)

Dazu gehören Qualifizierungsangebote. Dazu ge-
hört die Senkung des Krankenkassenbeitrags.

Die Gewerkschaften haben sich in den vergangenen
Jahren immer wieder ausgesprochen flexibel ge-
zeigt, indem sie den Betrieben entgegenkommen
und bei wirtschaftlicher Notwendigkeit Öffnungen
der tariflichen Vereinbarungen zulassen. Es werden
eben die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer und
ihre Familien sein, die einen Großteil der Folgen
der Krise zu schultern haben. Sie sind von Kurzar-
beit betroffen, oft genug von Entlassung bedroht
und haben relativ geringe Möglichkeiten, die Krise
und ihren Verlauf mit zu steuern. Auch deshalb ist
es uns besonders wichtig, die demokratischen
Strukturen zu stärken - in den Betrieben und in der
gesamten Gesellschaft.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD)

Das betrifft die Transparenz der Förderungen, die
demokratische Mitbestimmung in den Kommunal-
vertretungen ermöglichen. Es betrifft die Entlastung
privater Haushalte, beispielsweise durch den Kin-
derbonus und durch die Anhebung der Eckwerte für
Kinder in SGB-II-Bedarfsgemeinschaften. Es be-
trifft die Gleichstellung. Es betrifft die Verbesse-
rung der Integration von Arbeitsuchenden durch
mehr gutes Personal in den Arbeitsgemeinschaften
und Optionskommunen, damit eine Teilhabe nicht
an mangelnder Hilfe scheitert. Und es betrifft die
Aufrechterhaltung öffentlicher Dienstleistungen;
denn gerade diese wirken als Stabilisatoren.

Wir setzen auf Bildung, auf Qualifizierung, auf
Mitbestimmung, auf Nachhaltigkeit, auf Gerech-
tigkeit. Die Überwindung der Folgen der Banken-
und Wirtschaftskrise wird sicher mit betrieblichen
Investitionen unterstützt. Gelingen wird sie jedoch
nur als Anstrengung von uns allen, von der gesam-
ten Gesellschaft, von den Bürgerinnen und Bürgern
in unserem Land. Dafür müssen wir die gesell-
schaftlichen Werte im Blick haben, für die wir Ver-
antwortung haben und für die wir stehen.

Daher plädiere ich dafür, die jetzt beschlossenen
Maßnahmen umzusetzen. Sie sind ausgewogen und
werden bei der Überwindung der Krise helfen.

Wir sollten im Fachausschuss durchaus die Diskus-
sion darüber führen, ob das eine oder andere zu er-
gänzen oder zu verändern ist. Aber wir brauchen
kein neues Antragspaket im Sinne dessen, was die
FDP hier vorgetragen hat.

(Beifall bei der SPD und des Abgeordneten
Lars Harms [SSW])

Präsident Martin Kayenburg:

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat
Herr Abgeordneter Detlef Matthiessen das Wort.

Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Das Finanz- und Wirtschaftssystem ist im De-
regulierungswahn weltweit mit Karacho gegen die
Wand gefahren. Trotzdem gibt es - wir erleben das
mit der Antragstellung der FDP heute hier schon
wieder - immer noch Hard-core-Ideologen der Li-
beralisierung und Deregulierung, die behaupten,
nicht die Finanzmärkte hätten versagt, sondern die
falsche Politik der Regierungen hätte zu der Krise
geführt. Hier werden Ursache und Wirkung auf den
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Kopf gestellt. An den Finanzmärkten ist weltweit
mit einem Vielfachen der real erzeugten Güter und
Dienstleistungen spekuliert worden. Eigentlich
wussten alle, dass das auf Dauer nicht gut gehen
kann. Aber bis zu dem absehbaren Ende wurde ver-
sucht, so viel Profit wie möglich zu ergattern.

Wir haben es mit einer klassischen Finanzkrise,
verbunden mit einer Überproduktionskrise, zu tun.
Es wird gar nicht anders gehen, als dass massiv Ka-
pital vernichtet wird, um die Renditefähigkeit des
Restkapitals zu sichern. Ohne das schon fast un-
glaublich massive Eingreifen der Staaten wäre das
Finanzsystem und danach auch die hoch arbeitstei-
lige Weltwirtschaft zusammengebrochen. Ein
Mensch, der 20 Monate keine Nachrichten gehört
und dann plötzlich erfahren hätte, dass die Regie-
rung von Frau Merkel Banken verstaatlichen und
Großinvestoren enteignen will, hätte sich doch an
den Kopf gefasst und auf die versteckte Kamera ge-
wartet.

Der politische Vertreter dieser komplett gescheiter-
ten Wirtschaftspolitik ist in erster Linie die FDP.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Sie müssen auf-
hören, etwas zu rauchen!)

Es ist ein Treppenwitz der Geschichte: Die Markt-
extremisten von der FDP steigen in den Umfrage-
werten hoch, haben aber wesentlich zu dem ideolo-
gischen Druck des weltweiten Deregulierungs-
wahns beigetragen.

(Lachen des Abgeordneten Wolfgang Ku-
bicki [FDP])

Sie verspricht wider besseres Wissen Steuererleich-
terungen für alle, Unternehmen wie Privatpersonen.
Keine zukünftige Bundesregierung, egal wie sie zu-
sammengesetzt ist, wird tatsächlich Steuern senken
können. Insofern war der Ministerpräsident mit sei-
nen deutlichen Worten sehr nahe an der Wahrheit.
Die FDP ist dort ein steuerpolitischer Traumtänzer.
Auch die FDP - falls sie in eine Regierungsbeteili-
gung käme, was wir den Menschen wirklich nicht
zumuten wollen - wird keine Steuersenkungen
durchsetzen können.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Das werden wir
ja sehen!)

Das wirklich Dramatische an dieser Krise, die 2010
sicherlich noch nicht überwunden sein wird, sind
die Auswirkungen auf die junge Generation. Die
diesjährigen Schulabgänger, Auszubildenden und
Hochschulabsolventen schließen ihren Ausbil-
dungsgang ab und hoffen auf die weitere Ausbil-
dung oder den ersten Arbeitsplatz. Diese Hoffnun-

gen sind sehr gefährdet. Die Zukunftsaussichten der
jungen Generation sind düsterer geworden. Dafür,
meine Herren von der FDP, sind Sie mitverant-
wortlich. Sie haben das marktradikale Wirtschafts-
system immer propagiert und sind damit jetzt voll-
ständig gescheitert.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Wer hat denn in
Deutschland die Hedgefonds zugelassen?
Waren Sie das nicht?)

Lesen Sie einmal das Bundestagswahlprogramm
der FDP zu dieser Legislaturperiode. Da wird doch
gefordert, im Bankensektor noch mehr zu deregu-
lieren, und zwar auch international.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Da steht drin,
dass die Aufsicht verstärkt werden soll!)

- Ich erinnere nur an die Worte Ihres Bundesvorsit-
zenden, der das Wort prägte, das, was wir hier in
der Bundesrepublik an Regulierung haben, sei die
DDR ohne Mauern.

Meine Damen und Herren, die Überwindung der
Krise - das ist der grüne New Deal. Von der Wort-
nutzung her ist der Green New Deal schon längst
mehrheitsfähig. Ich denke an die Rede des Bundes-
präsidenten Köhler bei der Eröffnung der Hanno-
ver-Messe oder an das Regierungsprogramm von
Barack Obama.

(Der Abgeordnete Detlef Matthiessen
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] hält eine
Ausgabe der „Wirtschaftswoche“ in Rich-
tung der Abgeordneten)

Lesen Sie einmal die „Wirtschaftswoche“: „Grün
aus der Krise“. Dort steht: Nicht die kleinen und
mittleren Unternehmen sind besonders betroffen -
wie es im FDP-Antrag so pauschal steht -, sondern
die Zulieferer, zum Beispiel die der Automobilin-
dustrie, werden mit in den Sog gezogen. Die um-
weltorientierte Wirtschaft dagegen erweist sich als
stabil.

Meine Damen und Herren, der Staat soll es jetzt
richten, der Markt alleine schafft es nicht mehr. Oh-
ne staatliches Eingreifen geht es nicht. Wenn aber
schon Milliardensummen in die Wirtschaft ge-
pumpt werden, dann muss die Politik auch sagen,
in welche Richtung, mit welcher Tendenz und mit
welchen Zielen. Ihr Investitionserleichterungspro-
gramm soll von der Landesregierung aufgelegt wer-
den. Mit welchem Finanzvolumen denn? Mit wel-
cher Laufzeit? Wie wird das Programm finanziert?
Wer entscheidet über die Hilfen? Darüber lesen wir
in dem FDP-Antrag nichts. Er ist eine Aneinander-
reihung von Plattitüden aus der Mottenkiste der
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FDP. Bürokratieabbau, weniger Vorschriften - wel-
che denn? Wo denn? In welchem Umfang?

(Zuruf des Abgeordneten Wolfgang Kubicki
[FDP])

Ich kann Ihnen auch sagen, dass wir in unserer Kir-
chengemeinde eine Schautafel aufstellen wollten
und dazu ein Bauantragsverfahren nötig wurde und
drei Monate dauerte.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Sehen Sie!)

Präsident Martin Kayenburg:

Können wir bitte die Dialoge in den Ausschuss ver-
legen?

Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Meine sehr verehrten Kollegen von der FDP, Sie
bleiben jedenfalls in Ihrem Antrag außer pauscha-
len Forderungen nach Entbürokratisierung eine
weitere Konkretisierung vollkommen schuldig.

Was sind denn direkte Hilfsmaßnahmen für kleine
und mittlere Unternehmen? Soll das Eigenkapital
gestärkt werden? Soll die Landesregierung für Kre-
dite bürgen? Um was geht es Ihnen denn?

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Ralf Stegner
[SPD])

Der Kollege Schröder hat ja auf die Instrumente,
die geschaffen sind und die bereits existieren, zu
Recht hingewiesen.

(Dr. Ekkehard Klug [FDP]: Selbst Herr Steg-
ner findet diesen Redner etwas platt!)

Dass die FDP nichts aus der Wirtschaftskrise ge-
lernt hat, zeigt Ihre Position zu den Sparkassen, bei
der sie ausschließlich auf eine schrittweise Privati-
sierung setzen.

(Lachen bei der FDP)

Das Sparkassensystem hat sich aber als ein sehr sta-
bilisierendes Finanzinstitut vor Ort erwiesen, dem
Vertrauen geschenkt wird. Gerade für die kleinen
und mittleren Unternehmen sind die öffentlich-
rechtlichen Sparkassen eine wesentliche Unterstüt-
zung ihrer Geschäftsfinanzierungen. Privatisierte
Sparkassen hätten andere Renditeerwartungen, eine
andere Geschäftspolitik. Gerade deshalb haben sich
die Handwerksverbände immer vehement für den
Erhalt der Sparkassen in der jetzigen Form einge-
setzt.

Präsident Martin Kayenburg:

Herr Kollege Matthiessen, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage?

Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Danke, nein, ich wollte fortfahren, Herr Präsident.

Wo wir Grünen zustimmen können, ist die Vergabe
von Mikrokrediten an Selbstständige, so wie es
zum Beispiel die Kieler Ratsversammlung gerade
beschlossen hat,

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Das ist doch
schon mal was!)

sicherlich auch bei der Reduzierung einiger Be-
richtspflichten. Aber das, was Sie hier machen -
Deregulierung als tibetanische Gebetsmühle zele-
brieren -, ist nun wirklich nicht der Weisheit letzter
Schluss oder eine zündende Idee.

(Zuruf des Abgeordneten Wolfgang Kubicki
[FDP])

Der Grüne New Deal wird weltweit als Antwort auf
die Doppelkrise von Wirtschaft und Umwelt dis-
kutiert. Es geht erstens um einen großen Sprung in
Richtung einer nachhaltigen Ökonomie. Darunter
fallen der Ausbau des öffentlichen Verkehrs, die
ökologische Sanierung von Gebäuden, eine breit
angelegte Förderung erneuerbarer Energien und
umweltfreundlicher Technologien.

Zweitens geht es um mehr Chancengleichheit und
soziale Teilhabe, vor allem durch massive Investiti-
onen in Bildung und berufliche Qualifizierung.
Und schließlich geht es darum, den globalen Kapi-
talismus in ein globales Regelwerk einzubetten und
den Rückfall in Protektionismus und Nationalismus
zu verhindern.

Die ungeheueren Summen, welche die Regierungen
jetzt zur Ankurbelung der Wirtschaft mobilisieren,
müssen genutzt werden, um Fundamente für ein zu-
kunftsfähiges Wirtschafts- und Sozialmodell zu le-
gen. Wird diese historische Gelegenheit verpasst,
erben die folgenden Generationen außer der horren-
den Staatsschulden noch weitere ungelöste Proble-
me wie den fortschreitenden Klimawandel mit sei-
nen Folgen, um nur ein Beispiel zu nennen.

Wir brauchen einen großen gesellschaftlichen Auf-
bruch für die Erneuerung unseres Wirtschaftssys-
tems. Der FDP-Antrag leistet dazu ersichtlich kei-
nen Beitrag.
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(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN -
Wolfgang Kubicki [FDP]: Das fand ich jetzt
auch enttäuschend!)

Präsident Martin Kayenburg:

Für die Abgeordneten des SSW im Schleswig-Hol-
steinischen Landtag hat Herr Abgeordneter Lars
Harms das Wort.

Lars Harms [SSW]:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Das Wort „Investitionserleichterungspro-
gramm“ ist positiv besetzt, und so kann es nicht
wundern, dass man erst einmal sagt, dass ein sol-
ches Programm natürlich sehr wünschenswert wäre.
Doch man kann sich auch gut vorstellen, dass es
unterschiedliche Auffassungen dazu gibt, wie ein
solches Programm aussehen sollte. Allerdings
möchte ich grundsätzlich hervorheben, dass es in
erster Linie wichtig ist, die Binnenkonjunktur
wieder anzukurbeln, damit die Waren und Dienst-
leistungen, die produziert werden und werden sol-
len, auch ihren Konsumenten finden können. Ein
Investitionserleichterungsprogramm macht daher
nur Sinn, wenn die Rahmenbedingungen in Ord-
nung sind. Und das sind sie hier bei uns in Deutsch-
land bei Weitem nicht.

Wenn die Binnenkonjunktur florieren soll, müssen
die einfachen Arbeitnehmer finanziell entlastet wer-
den. Bevor man also ein Steuererleichterungspro-
gramm für Selbstständige und Unternehmen for-
dert, muss erst einmal der Normalbürger steuerlich
entlastet werden. Außerdem müssen dann auch alle
die, die von staatlichen Leistungen abhängig sind,
mit in die Betrachtung aufgenommen werden. Dies
ist eine Klientel, die einen besonders hohen Anteil
ihres Geldes konsumiert. Hier ist die Chance am
größten, dass das Geld, das durch den Staat - im-
merhin durch Steuermittel - ins System eingespeist
wird, auch wirklich in den Wirtschaftskreislauf ge-
langt.

Wenn wir also die Menschen, die nur über geringe
oder niedrige Einkommen verfügen, entlastet ha-
ben, dann kann man auch über ein Investitionser-
leichterungsprogramm reden. Von diesen Entla-
stungen für die Menschen sind wir aber noch weit
entfernt, und deshalb kann man ein solches Pro-
gramm schon aus diesem Grunde kritisch sehen.
Die Rahmenbedingungen in Deutschland sind der-
zeit dank der Großen Koalition in Berlin so, dass
auch das beste Investitionsförderprogramm nicht
richtig greifen kann.

Dies wollte ich vorausschicken, damit deutlich
wird, dass jedes noch so gut gemeinte und gut ge-
machte Investitionsprogramm immer auch vor
dem Hintergrund der Rahmenbedingungen zu sehen
ist und man durchaus die Auffassung haben kann,
dass das Pferd von der falschen Seite aufgezäumt
wird, wenn die Rahmenbedingungen - wie bei uns
in Deutschland - immer noch nicht stimmen.

Betrachtet man den Antrag der FDP, so findet man
eine Vielzahl von Vorschlägen, zu denen man
durchaus die gleichen, aber eben auch unterschied-
liche Auffassungen haben kann. Der grundsätzliche
Tenor des Antrags ist: Gib den Unternehmen, was
sie wollen, und dann ist allen geholfen. Dass dieser
Ansatz natürlich zu kurz greift, zeigt schon der er-
ste Bereich, der sich um die Mittelstandsfinanzie-
rung dreht. Es ist unbestritten, dass Erleichterungen
in der Kreditvergabe - und hier insbesondere im
Verfahren zur Kreditvergabe - den Unternehmen
helfen. Allerdings wird schon im ersten Punkt des
Antrages gefordert, dass Unternehmen Darlehen für
alle betrieblichen Zwecke erhalten können sollen.
Damit würde die Politik ihrer Steuerungsfunktion
nicht mehr gerecht werden. Es geht nämlich nicht
darum - wie die FDP es wünscht -, Unternehmen
mit billigen Krediten staatlich zu subventionieren.
Stattdessen sollen durch die Lenkung von Krediten
in bestimmte Bereiche gesamtgesellschaftlich ge-
wollte Prozesse gefördert und die Wirtschaft in Be-
reichen umgestellt werden, damit sie neuen Heraus-
forderungen gerecht werden kann. Dieses Ziel hat
nichts mit Subventionen zu tun und ist damit poli-
tisch gerechtfertigt. Billige, sichere staatliche Kre-
dite ohne Zielsetzung schaden dem Wettbewerb
und sind nichts anderes als Subventionen durch die
Hintertür, und das lehnen wir als SSW ab.

Positiv sehen wir die Forderung der FDP nach neu-
en Programmen, Kredite schnell und unbürokra-
tisch zu vergeben. Ich habe allerdings auch den
Eindruck, dass das Wirtschaftsministerium nicht
unbedingt so unbürokratisch handelt, wie es auf-
grund des Antrags den Anschein haben mag.
Gleichwohl zeigen die ehemaligen Existenzgründe-
rinnenprogramme, dass solche Programme funktio-
nieren können. Diese Existenzgründerinnenpro-
gramme gibt es nicht mehr, und es wäre zu überle-
gen, ob diese erfolgreichen Programme wieder auf-
gelegt werden könnten. Dazu müsste man dann
aber auch das Netz der Beratungsstellen „Frau und
Beruf“ wieder stärken.

Ein weiterer Punkt des FDP-Antrages ist der
Wunsch, dass Unternehmen und Selbstständige ihre
Steuervorauszahlungen reduzieren können. Die
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erste Frage, die sich dann stellt, ist natürlich:
Warum sollen Freiberufler oder auch normale Ar-
beitnehmer ihre Zahlungen nicht auch reduzieren
dürfen? Deren Beitrag zur wirtschaftlichen Gesun-
dung unseres Landes könnte ja genauso hoch sein.

Aber darüber hinaus hätten wir dann ja noch ein
weiteres Problem: Zwar darf man seine Steuervor-
auszahlungen reduzieren, aber bei der Endabre-
chung im folgenden Jahr wäre dann eine Steuer-
nachzahlung fällig. Dann würden wir nur ein Jahr
später alles das wieder einreißen, was möglicher-
weise in dem einen oder anderen Fall kurzfristig
durch die Reduzierung der Vorauszahlung gewon-
nen worden wäre. Eine richtige Hilfe wäre dies so-
mit auch nicht. Helfen würden eigentlich nur Rege-
lungen, die dauerhaft zu einer Entlastung führen
würden. Allerdings braucht der Staat Steuern für
die gesellschaftlichen Aufgaben, die er zu erfüllen
hat. Und wenn schon über Steuererleichterungen
geredet wird, dann müssen diese zuallererst den
Normalbürgern zugutekommen. Das stärkt die Bin-
nenkonjunktur am besten. Denken Sie daran: Die
Rahmenbedingungen müssen stimmen.

Sehen wir uns nun den zweiten Bereich an, der im
Antrag angesprochen ist, den Bürokratieabbau.
Bürokratie muss abgebaut werden, das ist klar.
Hierbei geht es aber in erster Linie um den Abbau
von Doppelzuständigkeiten und von unübersichtli-
chen Verwaltungsstrukturen. Es sind weniger die
Gesetze und Verordnungen das Problem als viel-
mehr die vielen Verwaltungen und die vielen ver-
schiedenen Zuständigkeiten. Wenn also die FDP
fordert, Gesetze und Verordnungen zeitlich zu be-
grenzen, dann gewinnt sie erst einmal gar nichts,
weil die Regelung erst einmal unverändert bestehen
bleibt. Sie verliert aber an politischem Einfluss,
weil über diese Regelung nicht mehr politisch dis-
kutiert werden muss, wenn sie wegfallen soll. Dies
schadet unserem politischen System mehr, als es
dem Bürokratieabbau nützt.

Genauso verhält es sich mit der sogenannten Ge-
nehmigungsfiktion. Entweder haben wir rechtliche
Regelungen, dann müssen wir uns auch daran hal-
ten, oder wir haben diese eben nicht. Wir als SSW
sind der Auffassung, dass ein und derselbe Tatbe-
stand immer gleich behandelt werden muss. Mit ei-
nem Anzeigeverfahren können wir im Einzelfall le-
ben. Aber dass beispielsweise eine nicht rechtmäßi-
ge Baumaßnahme auf einmal rechtens sein soll,
weil die Bauverwaltung eine Bearbeitungsfrist nicht
einhalten kann, werden wir nicht akzeptieren kön-
nen.

Gleiches gilt für die Abschaffung von Beauftragten
oder auch die Schleifung des Bau-, Naturschutz-,
Denkmalschutz- und Landesplanungsrechts. Al-
le diese Bestimmungen sind Ausfluss von politi-
schen Prozessen und dürfen nicht einfach außer
Kraft gesetzt werden. Wenn Regelungen geändert
werden sollen, kann man in diesem Haus einen
konkreten Antrag mit konkreten Vorschlägen stel-
len, der dann politisch unter Beteiligung der betrof-
fenen gesellschaftlichen Organisationen diskutiert
wird. Soll es dann Änderungen geben, so ist dies ei-
ne politische Entscheidung, die dann auch zu re-
spektieren ist. Automatismen darf es aber nicht ge-
ben. Solange die Gesetze so sind, wie sie sind, sind
sie einzuhalten, und sie sind dann auch notwendig,
weil politisch gewollt.

Den Kern der Sache trifft die FDP nach unserer
Auffassung aber im dritten Teil ihres Antrags, in
dem sie dazu auffordert, die Verwaltung mittel-
standsfreundlicher zu gestalten. Genau das ist der
Kern. Es müssen effiziente Verwaltungsstrukturen
geschaffen werden. Betrachtet man allerdings die
kommunale Verwaltung, so kann man feststellen,
dass die Große Koalition total versagt hat. Normal
wäre es gewesen, wenn wir eine dreigliedrige Ver-
waltung bekommen hätten, die auf allen drei Ebe-
nen von der Politik in ihrem Rahmen gesteuert wor-
den wäre. Land, Kreise und große, leistungsfähige
Kommunen wären das Bild von einer idealen drei-
gliedrigen Verwaltung gewesen, die es durchaus in
anderen Bundesländern gibt. Stattdessen haben wir
auf Landesebene eine verwirrende Vielzahl von Zu-
ständigkeiten und dazu Kreise, die durchaus mehr
Aufgaben als Selbstverwaltungsaufgaben überneh-
men könnten und auch wollten. Darüber hinaus
leisten wir uns eine kleinteilige kommunale Struk-
tur mit Gemeinden, großen und kleinen Ämtern,
Amtskooperationen und Zweckverbänden, die das
Verwaltungschaos mit eingebautem Demokratiede-
fizit mehr als deutlich machen.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Unter solchen Bedingungen kann es keine bürger-
und unternehmensfreundlichen Strukturen geben,
und schnelle und transparente Entscheidungen sind
hierbei auch nicht möglich.

Wer also einen guten Service für Bürger und Unter-
nehmen bieten will, braucht gute Verwaltungsstruk-
turen, moderne und innovative Dienstleistungen
und eine entsprechende Ausstattung der Verwal-
tung. All dies fehlt uns noch, und hier haben wir in
der Tat eine politische Baustelle, die die Große Ko-
alition zwar einmal besichtigt hat, aber die sie un-
verrichteter Dinge wieder verlassen hat.
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Wenn die FDP in ihren dritten Punkt allerdings nur
davon spricht, dass die Leistungen der Verwaltung
bewertet und ihre Bürokratiekosten ermittelt wer-
den sollen, ist das nach unserer Auffassung nicht
genug. Vielmehr müssen alle Auswirkungen von
Verwaltungshandeln in die Betrachtung mit einbe-
zogen werden, zukünftige gesellschaftliche Kosten
von Verwaltungshandeln ebenso wie auch die Um-
setzung gesetzlich festgelegter Ziele, die wir uns al-
le einmal politisch gesetzt haben. Verwaltungen
sind nicht in erster Linie Umsetzungsgehilfen für
die Wirtschaft, sondern sie setzen politisch formu-
lierte gesellschaftliche Ziele um. Das ist das Maß,
an dem wir als SSW Verwaltungshandeln messen.

Zusammenfassend, meine Damen und Herren, kann
man sagen, dass der FDP-Antrag Licht und etwas
mehr Schatten hat und so sicherlich nicht zustim-
mungsfähig ist. Aber losgelöst von einzelnen Lö-
sungsvorschlägen möchte ich noch einmal darauf
aufmerksam machen, dass Grundvoraussetzung für
die nachhaltige Wirkung von solchen Vorschlägen
immer die Ankurbelung der Binnenkonjunktur ist.
Und diese Diskussion dreht sich dann beispielswei-
se um Steuererleichterungen für Kleinverdiener,
Verbesserung von Sozialleistungen oder auch um
die Einhaltung von Tariflöhnen. Diese Themen sind
wichtiger für das soziale Gefüge einer Gesellschaft.
Sie wirken sich unmittelbar und schnell auf die
wirtschaftliche Entwicklung aus, und das zum Posi-
tiven.

(Beifall beim SSW und des Abgeordneten
Karl-Martin Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

Präsident Martin Kayenburg:

Für die Landesregierung erteile ich das Wort dem
Herrn Minister für Wissenschaft, Wirtschaft und
Verkehr, Dr. Jörn Biel.

Dr. Jörn Biel, Minister für Wissenschaft, Wirt-
schaft und Verkehr:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Zu-
nächst möchte ich dem Abgeordneten Garg danken,
und zwar in zweierlei Hinsicht. Erstens wird er sich
jetzt wohl meinen Namen merken können. Zwei-
tens danke ich dafür, dass er diesen Antrag gestellt
hat, denn das gibt mir die Möglichkeit, über das zu
berichten, was die Landesregierung eingeleitet hat
und was erreicht wurde.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Den Namen
kennt er ja schon!)

Schleswig-Holstein ist deutlich mittelständischer
strukturiert als andere Bundesländer. Die kleinen
und mittleren Unternehmen dominieren den Alltag
in der Wirtschaft. 99,7 % aller Unternehmen in
Schleswig-Holstein gehören zum Mittelstand,
77,2 % aller Arbeitnehmer sind dort beschäftigt,
und 54,3 % des Gesamtumsatzes werden dort er-
wirtschaftet. Unsere Wirtschaftsstruktur ist nicht so
abhängig von den großen Schwankungen auf den
Weltmärkten. Obwohl die derzeitige Wirtschafts-
krise, für die ich heute das erste Mal das Wort
„Überangebotskrise“ gehört habe, auch uns nicht
verschont hat, zeigt sich doch, dass kleine und mit-
telständisch geführte Unternehmen flexibler als die
großen auf die Schwankungen reagieren können.

Wie können wir als Landesregierung der Wirtschaft
helfen, die Krise zu meistern und gestärkt aus ihr
hervorzugehen?

Die von der FDP genannten drei Schwerpunktthe-
men sind und waren auch Schwerpunkte der Lan-
desregierung. Im Folgenden hangele ich mich an
der Gliederung des Antrags entlang, ohne jetzt auf
die Überschriften einzugehen.

Aus der Sicht der Landesregierung ist ein hinrei-
chender Zugang zu den Kapitalmärkten gerade
auch in der Zeit der Finanz- und Wirtschaftskrise
für die vorwiegend mittelständisch strukturierten
Unternehmen in Schleswig-Holstein unerlässliche
Voraussetzung zur Sicherung von Arbeits- und
Ausbildungsplätzen in den Betrieben. Wir dürfen
dabei die Kreditwirtschaft nicht aus der Verant-
wortung entlassen. Allerdings werden das Land und
seine Förderinstitute mit den bewährten Finanzie-
rungsinstrumenten aus Darlehen, Beteiligung und
Bürgschaften wie schon erfolgreich in der Vergan-
genheit den mittelständischen Unternehmen weiter
tatkräftig zur Seite stehen und damit auch die Kre-
ditwirtschaft unterstützen, ihrer Verantwortung ge-
recht zu werden.

Diesen Finanzierungsinstrumenten des Landes und
der Förderinstitute Investitionsbank, Mittelständi-
sche Beteiligungsgesellschaft und Wirtschaftsbank
kommen in Ergänzung zu den von der Bundesregie-
rung mit den Konjunkturprogrammen aufgelegten
Finanzierungsinstrumenten eine besondere Bedeu-
tung zu. Bei den Förderprogrammen werden selbst-
verständlich die von der Europäischen Kommission
beschlossenen beihilferechtlichen Erleichterungen
und die auf dieser Basis geschaffenen und bis zum
31. Dezember 2010 befristeten Bundesregelungen,
zum Beispiel Kleinbeihilferegelungen bis
500.000 €, umfassend genutzt, um den Unterneh-
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men einen höchstmöglichen Spielraum zu verschaf-
fen.

(Beifall bei der CDU)

Durch die in Schleswig-Holstein bestehende Ver-
netzung der Förderinstitute - räumlich, fachlich und
auch personell - sowie die schlanken Strukturen ha-
ben wir gute Voraussetzungen, um für die jeweili-
gen individuellen Belange der KMU auch in
schwierigen Zeiten passgenaue Lösungsvorschläge
zu erarbeiten. Es bedurfte nicht erst der Finanz- und
Wirtschaftskrise, dass in Schleswig-Holstein Ange-
bote auch für die Gründerinnen und Gründer bezie-
hungsweise kleine Unternehmen geschaffen wur-
den. Bereits seit 1997 stand zunächst für die Grün-
derinnen und seit 2003 auch für die Gründer mit der
„Starthilfe Schleswig-Holstein“ ein entsprechendes
Angebot der Investitionsbank mit Unterstützung
des Landes bereit.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Seit Ende 2005 können auch bestehende Unterneh-
men mit tragfähigen Konzepten von der Hausbank-
funktion der Investitionsbank im Kleindarlehenbe-
reich durch das Programm „IB.KMU direkt“ profi-
tieren, wenn die originäre Hausbank keine Mittel
zur Verfügung stellen kann.

Schleswig-Holstein verfügt über eine vielfältige
Beratungsstruktur für Unternehmen.

(Unruhe)

Präsident Martin Kayenburg:

Es mag ja sein, dass Sie das alles schon kennen.
Aber Sie sollten den Minister trotzdem nicht stören.

Dr. Jörn Biel, Minister für Wissenschaft, Wirt-
schaft und Verkehr:

Üblicherweise sind die zuständigen Handwerks-
und Handelskammern für Unternehmen die ersten
Ansprechpartner. Vor allem Handwerkskammern
bieten eine umfassende Betriebsberatung zu The-
men der Existenzgründung, der Betriebswirtschaft,
der Umwelt und der Betriebsvermittlung an. Die
Betriebsberatung ist in der Regel für die Betriebe
kostenlos.

Ergänzend erhalten Unternehmen Informationen zu
Förderangeboten und zu Finanzierungsmöglichkei-
ten bei den Förderinstituten des Landes. Allein bei
der Investitionsbank Schleswig-Holstein stehen
für Unternehmensgespräche vier Förderlotsen zur
Verfügung. Die Wirtschaftsförderung und Techno-
logietransfer Schleswig-Holstein GmbH, die

WTSH, fungiert als sogenannte One-Stop-Agentur
bei allen Fragen zu Ansiedlung, Außenwirtschaft
und Innovation. Auch die Beratung der Investiti-
onsbank und der WTSH ist für die Unternehmen
kostenfrei.

Beispielhaft ist auch die Potenzialberatung für klei-
ne und mittlere Unternehmen. Das Land bietet im
Rahmen des Zukunftsprogramms Arbeit eine Ana-
lyse von Stärken und Schwächen des zu beratenden
Unternehmens mithilfe externer Beratungskompe-
tenz an. Bis zu zehn Tage lang erhalten alle KMU
einen Zuschuss von 45 % der Beratungskosten, ma-
ximal 300 € pro Beratungstag. Ansprechpartner für
die Potenzialberatung ist die Investitionsbank.

Ein weiteres Programm erscheint mir an dieser
Stelle entbehrlich. Letztlich kommt es auf die Qua-
lität der Beratungsangebote an. Orientierung und
Übersichtlichkeit sollten Vorrang haben.

Wie mir Finanzminister Rainer Wiegard mitgeteilt
hat, gehen die Finanzämter in Schleswig-Holstein
sehr verantwortungsbewusst mit Anträgen auf Her-
absetzung der Steuervorauszahlungen um und pas-
sen die Vorauszahlungen an die nachgewiesene
oder glaubhaft gemachte aktuelle Gewinnsituation
des einzelnen Unternehmers an. Insofern ist nicht
zu befürchten, dass sich hier für diejenigen KMUs,
die von der Wirtschaftskrise besonders betroffen
sind, besondere Hürden aufbauen.

Eine von der Einzelfallprüfung losgelöste Reduzie-
rung der Vorauszahlungen, wie sie eventuell im
Antrag der FDP-Fraktion zum Ausdruck kommt, ist
auch angesichts der eindeutigen Rechtslage nicht
zulässig.

Auf der Ebene der Verordnungen haben wir be-
reits mit § 62 Landesverwaltungsgesetz eine lan-
desgesetzliche Regelung zur Befristung der Gel-
tungsdauer. Bei Gesetzen ist die Legislative frei,
dort, wo es angebracht erscheint, Befristungen be-
ziehungsweise Evaluationen vorzunehmen.

Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes, das
im Auftrag des Bundes eine Bürokratiekostenmes-
sung nach dem Standardkostenmodell vorgenom-
men hat, liegen die Gesamtkosten bürokratischer
Belastungen in Deutschland bei gut 47 Milliar-
den €. Die Belastung der Wirtschaft durch Statistik
beträgt rund 350 Millionen €. Das sind weniger als
1 % der gemessenen Belastung der Wirtschaft
durch Informations- und Berichtspflichten. Allein
zehn Statistiken verursachen 81 % der Statistikbe-
lastung, nämlich 284 Millionen €.
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Zu den aufwendigsten Statistiken zählen die Intra-
handels-Extrahandels-Statistiken sowie der Monats-
bericht einschließlich Auftragseingangserhebung
und die Produktionserhebung für das verarbeitende
Gewerbe, Bergbau und Gewinnung von Steinen
und Erden.

Das Land Schleswig-Holstein hat im Bereich der
Wirtschaftsstatistik bereits alle Erhebungen abge-
schafft, die allein in der Verfügungsgewalt des Lan-
des liegen. Die derzeitigen statistischen Erhebun-
gen sind durch Bundesgesetz vorgeschrieben, nicht
selten auf der Grundlage einer EU-Anforderung.

Angesichts der Tatsache, dass bestimmte statisti-
sche Auskunftspflichten auch in Zukunft unum-
gänglich sein werden, begrüßt die Landesregierung
die Bestrebungen der amtlichen Statistik, zusam-
men mit den Herstellern von Unternehmenssoftwa-
re Module zu entwickeln, die ergänzend zur norma-
len Unternehmenssoftware die erforderlichen stati-
stischen Informationen direkt aus der betrieblichen
Software herausfiltern. Wir haben auch hier schon
viel erreicht und sind auf einem guten Weg.

Durch die Reform des Landesnaturschutzgesetzes
sind bei der Eingriffsregelung im Flächenschutz
Vereinfachungen eingeführt worden. Die Land-
schaftsrahmenplanung sowie die Grünordnungspla-
nung sind komplett weggefallen, und beim vertrag-
lichen Naturschutz sind die Naturschutzbehörden
verpflichtet, die Möglichkeit von vertraglichen Re-
gelungen als Alternative zu ordnungsrechtlichen
Maßnahmen zu prüfen.

Im Denkmalrecht ist seit vielen Jahren eine ver-
bindliche Höchstdauer der Bearbeitungszeit festge-
legt und für den Fall der Verfristung eine Genehmi-
gungsverpflichtung festgeschrieben. Dieses lang-
jährig bewährte und bürgerfreundliche Verfahren
soll beibehalten werden.

Die neue Landesbauordnung ist erst kürzlich,
nämlich Ende April, in Kraft getreten. Sie enthält
zahlreiche Vereinfachungen und beschleunigt die
Genehmigungsverfahren, ohne dabei die Sicherheit
und Gesundheit der Menschen zu vernachlässigen.
Im Mittelpunkt steht das Genehmigungsfreistel-
lungsverfahren. Liegt ein Bebauungsplan vor,
braucht ein Gebäude bis 7 m Höhe keine Bauge-
nehmigung mehr.

Im Bereich der Landesplanung sind die Entbüro-
kratisierungsmaßnahmen schon erfolgreich vollzo-
gen worden, und die Landesregierung hat, wie Sie
wissen, die EU-Dienstleistungsrichtlinie von Be-
ginn an als einen Motor zur Verwaltungsmoderni-
sierung gesehen.

Durch den einheitlichen Ansprechpartner, der mit
den kommunalen Partnern sowie mit den IHKs und
HBKs kooperativ umgesetzt wird, werden Verwal-
tungsstrukturen und Geschäftsprozesse nutzer-
freundlich verbessert, Verfahren für die Unterneh-
men vereinfacht und beschleunigt. Grundsätzlich
gilt eine Genehmigung nach Fristablauf als gesetzt.

Eine neue Steuerung soll die Arbeit der Verwaltung
nicht primär über den Mitteleinsatz, sondern über
Ziele und Ergebnisse steuern. Hierzu werden Ziel-
vereinbarungen und ein Finanzmanagementsystem
eingeführt. Der betriebswirtschaftliche Ansatz um-
fasst Methoden wie Kosten- und Leistungsrechnung
und das Controlling.

Lassen Sie mich zu einem Fazit kommen: Wie Sie
meinen Ausführungen entnehmen können, ist das
meiste von dem, was die FDP-Fraktion mit dem In-
vestitionserleichterungsprogramm fordert, schon
vorhanden oder eingeleitet worden. Natürlich ist
nichts so gut, als dass es nicht noch verbessert wer-
den könnte. In Teilbereichen sollten wir noch ein-
mal genauer hinsehen. Vieles ist auch noch sehr im
Anfangstadium. Da müssen noch Erfahrungen ge-
sammelt werden und in Verbesserungsvorschläge
eingehen. Allerdings sollten wir uns vor einem
Überangebot an Programmen und Begrifflichkeiten
hüten. Das Vorhandene ist gut und praktikabel. Wir
müssen nicht unbedingt mehr machen, sondern das,
was wir tun, muss besser vermittelt werden.

(Beifall bei CDU und SPD)

Präsident Martin Kayenburg:

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich
schließe die Beratung.

Es ist beantragt worden, den Antrag Drucksache
16/2634 dem Wirtschaftsausschuss zu überweisen.
Wer so beschließen will, den bitte ich um das
Handzeichen. - Gegenprobe. - Enthaltungen? - Ein-
stimmig so beschlossen!

Ich will Sie kurz auf den weiteren Ablauf der Ta-
gung aufmerksam machen. Der Tagesordnungs-
punkt 40 wird auf die Juni-Tagung verschoben. Der
Tagesordnungspunkt 13 wird morgen Vormittag
nach Tagesordnungspunkt 29 a, also nach dem
Dringlichkeitsantrag, aufgerufen. Die Tagesord-
nungspunkte 14 und 27 werden am Freitag ohne
Aussprache behandelt werden.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 21 auf:
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Umfassende Prüfung der Auswirkungen einer
Umverteilung des Frequenzbandes von 790 bis
862 MHz

Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Drucksache 16/2638 (neu)

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall.

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort für die Frak-
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat die Frau Ab-
geordnete Angelika Birk.

Angelika Birk [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! In unserem Antrag fordern wir den
Landtag dazu auf, unserem Anliegen „Keine Zu-
stimmung im Bundesrat zu den neuen Frequenzbe-
reichen für den Mobilfunk“ zu folgen. Wir fordern
also die Landesregierung auf, ihren Einfluss geltend
zu machen. Die Sitzung findet schon am 15. Mai
2009 statt.

Worum geht es? Werden demnächst die Landtags-
debatten abgebrochen werden müssen, weil der
Handygebrauch im benachbarten Restaurant an der
Kiellinie durch unsere Lautsprecheranlage Störge-
räusche überträgt? Wird die Bundesregierung hier-
für gesetzlich veranlassen, dass wir für eine techni-
sche Schutzausrüstung der Lautsprecherübertra-
gung des Landtags Schadenersatz erhalten?

Diese Fragen müssten sich eigentlich alle stellen,
die mit kabellosen Mikrofonen arbeiten, denn die
Bundesregierung hat eine neue Verteilung der
Medienfrequenzen beschlossen, ohne die weitrei-
chenden Folgen zu prüfen, die alle kabellosen Laut-
sprecheranlagen betreffen. Die meisten Betroffe-
nen - und wer ist das in diesem Fall nicht, denn das
fängt bei einer privaten Party an und hört bei den
Sport- und Theaterveranstaltungen nicht auf? - wis-
sen überhaupt nichts von diesem drohenden Ärger-
nis, auf das dankenswerterweise der Bühnenverein
bundesweit aufmerksam gemacht hat.

Mitte Mai soll im Bundesrat über den Entwurf
„Zweite Verordnung zur Änderung der Frequenzbe-
reichszuweisungsplanverordnung" abgestimmt wer-
den. Die Änderung bedeutet eine Öffnung des Be-
reichs zwischen 790 und 862 MHz für breitbandige
Mobilfunkanwendungen. Dieses Frequenzspektrum
war ursprünglich dem Rundfunk zugeteilt und ist
durch die Einführung der digitalen Technik nun frei
geworden.

Schon am 4. März 2009 hat das Bundeskabinett die
Frequenzbereichszuweisungsplanverordnung
verabschiedet. Eine Technologiefolgenabschätzung
dieser Maßnahme hat bisher nicht stattgefunden.

Diese Verordnung ist ein Eckpfeiler der Breit-
bandstrategie der Bundesregierung und soll dazu
dienen, die angeblich nicht genutzten Rundfunkfre-
quenzen im genannten Bereich für breitbandiges In-
ternet an Mobilfunkanbieter zu versteigern. Derzeit
werden diese Frequenzen aber von Betreiberinnen
und Betreibern so genannter Mikroportanlagen, al-
so Funksysteme zur drahtlosen Audioübertragung,
genutzt. Dieses Frequenzband wurde den Mikro-
portanlagen als so genannter Sekundärdienst von
der Bundesnetzagentur bis 2015 zugewiesen.

Die fachlichen Hintergründe haben aber zur Folge -
so sagen es viele Fachleute, die sich damit beschäf-
tigt haben -, dass vom Pop-Konzert bis zur Sport-
veranstaltung einschließlich der städtischen Thea-
ter, sofern sie sich auch der Mikrofonverstärkung
bedienen, Störungen vorliegen können, sobald
Handynutzung erfolgt. Sie können aber nicht wie
im Flugzeug allen in der Umgebung sagen: Bitte,
machen Sie Ihr Handy aus. Aus den USA liegen be-
reits Berichte vor, die besagen, dass Konzerte we-
gen Frequenzüberschneidungen sogar abgebrochen
werden mussten.

Das Bundeswirtschaftsministeriums will dies zwar
vermeiden, aber seine Überlegungen, Frequenzen
zwischen 1785 und 1800 MHz für Mikroportanla-
gen zuzuweisen, so wie dies offenbar in anderen
europäischen Ländern vorgesehen ist, sind nicht
realistisch: In diesem Bereich schwingen die Mi-
krowellen so kurz, dass sie von kleinsten Hinder-
nissen absorbiert werden.

Das bedeutet im Klartext: Für eine saubere und sta-
bile Übertragung des Audiosignals ist eine Sicht-
verbindung zwischen Sender und Empfänger drin-
gend erforderlich. Der Vorteil der Bewegungsfrei-
heit der Mikrofonträger und die sendesichere Über-
brückung auch unter schwierigen Bedingungen wä-
ren also hinfällig. Die Mikroportanlagen wieder auf
einen Frequenzbereich des Rundfunks zu legen, wo
sie wieder nur als Sekundärnutzer senden können,
ist ebenso wenig praktikabel, da sich durch die Di-
gitalisierung die Frequenzauslastung im Rundfunk-
band ebenfalls verändert hat. Das DVB-T-Signal
stört bei paralleler Nutzung das Signal der Mikro-
portanlagen ebenfalls erheblich.

Auch der Verband Deutscher Kabelnetzbetreiber
befürchtet erhebliche Störungen durch die geplante
Nutzung bisheriger Rundfunkfrequenzen. In vie-
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len Regionen würde dadurch die Angebotsvielfalt
eingeschränkt werden. Ich sehe schon: Deutsch-
landfunk oder so etwas können wir demnächst viel-
leicht nicht mehr hören. Das bedeutet im Klartext,
allen Anbietern stehen erhebliche Umrüstungsauf-
gaben ihrer Mikrofonanlagen bevor.

Im Bundesratsausschuss für Kultur war Schleswig
Holstein Berichterstatter zu diesem Thema - wovon
wir bedauerlicherweise nichts wussten. Zweifel an
der neuen Regelung haben NRW, Rheinland Pfalz
und eine Reihe anderer Länder im Kulturausschuss
des Bundesrates geäußert. Wie gesagt, verschiedene
große Vereinigungen warnen vor erheblichen Kos-
ten. Allein die Stadt Kiel hat ausgerechnet, für das
Theater würde das 300.000 € bedeuten. Allein für
die bundesweiten Kultureinrichtungen würden das
je nach Schätzung 2,5 bis 3,5 Milliarden € bedeu-
ten. Dies kann niemand wollen. Diese Art von Kon-
junkturpaket III würde sicherlich nie beschlossen.
Selbst wenn es beschlossen würde, würde niemand
sicherstellen, dass die Verursacher, nämlich die
Mobilfunkindustrie, die Kosten tatsächlich bezah-
len - abgesehen von der großen Bürokratie, die not-
wendig wäre. Über dieses Thema haben wir gerade
gesprochen.

Um dieses Risiko zu vermeiden, fordern wir den
Ministerpräsidenten, fordern wir die Regierung auf:
Keine Zustimmung im Bundesrat am 15. Mai! Zie-
hen Sie die Notbremse! Es muss eine Technikfol-
genabschätzung stattfinden. Es muss eine neue
Frequenzbereichsverhandlung stattfinden. Dieses
Desaster müssen wir unbedingt vermeiden. Dem
können wir keinesfalls zustimmen. Das würde be-
deuten: Augen zu und durch, und wir alle hätten
den Schaden davon.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Martin Kayenburg:

Für die Fraktion der CDU hat der Herr Abgeordne-
te Johannes Callsen das Wort.

Johannes Callsen [CDU]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der An-
trag der Grünen behandelt ein Thema, auf das viele
von uns wohl angesichts des sperrigen Titels nicht
sofort gekommen wären. Ich dachte eigentlich, auf-
grund der Länge des Titels müsste einem die dop-
pelte Redezeit zustehen. Ich will den Grünen aber
danken, weil es im Kern bei diesem Antrag um die
Frage geht: Wie nutzten wir moderne Technologi-
en, um den Wirtschaftsstandort Schleswig-Holstein
weiter voranzubringen?

Durch die Umstellung auf die digitale Technik ist
es nämlich möglich, die bestehenden Frequenzen
deutlich effektiver zu nutzen. Ich möchte einen
Aspekt besonders betonen: Die zusätzlich frei wer-
denden Kapazitäten können und müssen für Breit-
band-Internetverbindungen über Funk genutzt wer-
den. Das sind die Segnungen der modernen Tech-
nologie. Schleswig-Holstein wird davon profitieren.

Aus dem Antrag der Grünen lese ich genau das her-
aus - das ist eben auch deutlich geworden -, was wir
in Deutschland nicht brauchen, nämlich verbissene
Technologieskepsis und Bedenkenträgerei.

(Beifall des Abgeordneten Niclas Herbst
[CDU])

Sie können doch nicht ernsthaft den auf der einen
Seite dringend notwendigen DSL-Ausbau in
Schleswig-Holstein wollen - oder zumindest so tun
als ob - und auf der anderen Seite dieses Ziel durch
Bedenken konterkarieren.

Um es deutlich zu sagen: Auch die Menschen auf
dem Land in Schleswig-Holstein haben ein Recht
auf schnelle Internetverbindungen. Wir sollten
alles tun, um die technischen Möglichkeiten für den
Ausbau des Breitbandnetzes zu nutzen.

Es geht nicht darum, dass wir gewisse Bedenken
nicht ernst nehmen. Aber es kann doch nicht sein,
dass wir die Potenziale, die sich durch die soge-
nannte digitale Dividende eröffnen, einfach ver-
schenken. Immerhin geht es laut einer Studie der
EU-Kommission um einen Gegenwert von rund
70 Milliarden € in Europa. Ich sehe es in meinem
Wahlkreis, viele der Kolleginnen und Kollegen si-
cherlich auch: Viele Bürgerinnen und Bürger in den
ländlichen Regionen haben noch keinen Zugang
zum Breitbandinternet. Dabei ist es gerade dort
für die Mittelständler, für die KMUs, sehr wichtig,
über schnelle Verbindungen zum World Wide Web
zu verfügen.

Das Verlegen neuer Kabel ist sehr kostspielig, auch
nicht überall wirtschaftlich darstellbar. Wir erhalten
über das Konjunkturpaket zusätzliche Mittel für
diese Maßnahmen. Die CDU-Fraktion wird dafür
Sorge tragen, dass im Landesentwicklungsplan der
weitere Ausbau des Breitbandnetzes festgeschrie-
ben wird.

(Beifall bei der CDU)

Wir brauchen dennoch jede Initiative, jede Chance,
die es uns ermöglicht, alternative Zugänge zum
schnellen Internet bereitzustellen, insbesondere
dort, wo die Verlegung neuer Kabel unwirtschaft-
lich ist.
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In diesem Zusammenhang möchte ich mich ganz
besonders bei unserem Ministerpräsidenten Peter
Harry Carstensen bedanken. Er hat Ende April eine
Kooperationsvereinbarung mit mehreren Glasfa-
sernetzbetreibern unterzeichnet. Dadurch können
wir jetzt bestehende Infrastrukturen besser nutzen
und damit Lücken im Breitbandnetz in Schleswig-
Holstein schließen. Wir sind damit erneut bundes-
weit Vorreiter.

(Beifall bei der CDU - Zuruf von der CDU:
Wunderbar!)

Kommen wir zurück zur Frequenzbereichszuwei-
sungsplanverordnung. Ich halte fest: Die Neuord-
nung der Frequenzbereiche hilft Schleswig-Hol-
stein, die flächendeckende Versorgung mit DSL in
absehbarer Zeit zu realisieren. Wir sollten diese
Verordnung deshalb baldmöglichst verabschieden,
damit wir nicht noch mehr Zeit verlieren. Es wird
auf politischer Ebene alles getan - so die Zusagen
aus Berlin -, um die Probleme mit Sekundärnutzern,
die hier angesprochen wurden, zu verhindern und
die von Ihnen befürchteten Beeinträchtigungen zu
vermeiden. Die Bundesregierung wird auf interna-
tionaler Ebene initiativ tätig werden, damit alterna-
tive Frequenzbereiche für die Sekundärnutzer be-
reitgestellt werden können. Auch die Bundesnetz-
agentur, die als sehr verlässlich gilt, wird mögliche
Störungsquellen managen und beseitigen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Befürchtun-
gen der Grünen gegenüber den möglichen neuen
Frequenzbereichen sind daher aus meiner Sicht
deutlich überzogen. Wir müssen Warnungen ernst
nehmen und die Interessen aller berücksichtigen.
Ich bin aber zuversichtlich, dass sich eine für alle
tragfähige Lösung finden wird. Die Versorgung mit
Breitbandinternet in ganz Schleswig-Holstein hat
für die CDU-Fraktion nach wie vor oberste Priori-
tät. Es bleibt dabei: Wir wollen diese neue Techno-
logie nutzen. Die angesprochenen Bedenken wer-
den in dem bisherigen Verfahren ausreichend ge-
würdigt und berücksichtigt. Das Risiko, dass es zu
ernsthaften Störungen kommt, wird allgemein als
sehr gering eingeschätzt. Ich sehe daher keinen An-
lass für einen weiteren Aufschub und beantrage Ab-
lehnung dieses Antrags.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
SPD - Wolfgang Kubicki [FDP]: Ich sage
nur: Elektrosmog!)

Präsident Martin Kayenburg:

Für die Fraktion der SPD hat der Herr Abgeordnete
Peter Eichstädt das Wort.

(Zuruf: Hat er überhaupt ein Handy? - Hei-
terkeit)

Peter Eichstädt [SPD]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Die Problematik im Zusammenhang mit der Verga-
be von Frequenzen im Bereich von 790 bis
862 MHz ist von durchaus erheblicher Bedeutung.
Allerdings gibt es nicht wirklich einen Anlass für
den Beschluss, wie ihn die Grünen hier vorschla-
gen. Frau Birk, nach Ihrem Redebeitrag würde ich
sagen: Ich finde es eigentlich schade, dass ein The-
ma, das durchaus wichtig ist und Betrachtung ver-
dient, von Ihnen mit dieser Art der Hysterie verse-
hen wird.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Das finde ich
auch!)

Das ist einer Problematik, die bei vernünftiger Be-
trachtung durchaus lösbar ist, überhaupt nicht ange-
messen.

(Beifall bei SPD und CDU)

In meinem Beitrag wird deutlich werden, worum es
eigentlich geht.

Ausgangspunkt der Diskussion um die Neuvertei-
lung ist die sogenannte digitale Dividende. Was ist
das? - Durch den Umstieg bei Rundfunk und Fern-
sehen von der analogen auf die digitale Technik
werden Teile der bislang für die terrestrische Ver-
breitung von Rundfunk- und Fernsehsignalen be-
nutzten Frequenzspektren frei. Der Gewinn in Form
von frei werdenden Frequenzen wird als digitale
Dividende bezeichnet.

Diese frei werdenden Frequenzen könnten in ver-
schiedenster Weise verwendet werden. Die für
Schleswig-Holstein wichtigste Verwendungsmög-
lichkeit ist die einer breitbandigen Internetver-
sorgung für den ländlichen Raum. Gleichzeitig
nehmen auch die Rundfunkanstalten, die diese Fre-
quenzen frei machen, für sich in Anspruch, weiter-
hin Frequenzen für den Ausbau und die Weiterent-
wicklung von Rundfunk- und Fernsehübertragun-
gen für sich zu behalten. Das sollen sie auch.

Es ist erkennbar, dass es um diese im Rahmen der
digitalen Dividende zu vergebenden Frequenzen -
das sind noch mehr als die hier angesprochenen;
das ist nur ein kleiner Teil - einen Streit verschie-
denster Interessengruppen, im Wesentlichen der
Rundfunkveranstalter und der Mobilfunkanbieter
für Handyleistungen, aber auch für Breitbandver-
sorgung geben wird.
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Zum einen muss den Rundfunkanbietern - das ist
meine Überzeugung - die Möglichkeit offengehal-
ten werden, sich weiterzuentwickeln. Dafür müssen
sie auch Frequenzen behalten. Daneben sollen aber
ausreichend Frequenzen zur Verfügung stehen, um
den Internetausbau/DSL in den ländlichen Berei-
chen zu gewährleisten.

Die Bundesnetzagentur hat ein Eckpunktepapier
für die Vergabe dieser Frequenzen erstellt, zu dem
der Bundesrat am 15. Mai 2009 eine Stellungnahme
beschließen wird. Diese Stellungnahme ist der
Drucksache 204/09 des Bundesrats enthalten. Man
hätte sich dort informieren können. Darin werden
nämlich die von den Grünen angesprochenen
Aspekte umfänglich berücksichtigt.

Es ist notwendig - das ist ganz klar -, dass bei der
Vergabe der Frequenzen darauf geachtet wird, dass
sowohl ein störungsfreier Rundfunkempfang ge-
währleistet ist, als auch diverse drahtlose Produkti-
onsmittel ein gleichwertiges und hinreichendes Er-
satzspektrum erhalten. Dazu gehören auch die hier
angesprochenen drahtlosen Kommunikationsmittel
im Bereich der Kultur- und Bildungseinrichtungen,
bei Sportveranstaltungen und Ähnlichem. Auch die
Kommunen nutzen solche Geräte. Bis zum Jahr
2015 werden diese den hier genannten Frequenzbe-
reich weiter nutzen können. Danach sollen ihnen
Frequenzen zugewiesen werden, die eine Störung
durch andere Nutzungen ausschließen. Diese Um-
stellung kostet Geld. Deshalb fordert der Bundes-
rat in seiner Stellungnahme von der Bundesnetz-
agentur, dass mögliche Kosten der Anbieter solcher
Dienste durch zu erwartende Erlöse aus den Ver-
steigerungen der Frequenzen ausgeglichen werden.
Ich erinnere hier an die Versteigerung der UMTS-
Frequenzen. Ganz so viel wird es hier nicht werden.

Festzuhalten ist: Mit der Änderung der - jetzt
kommt noch einmal dieses Wortungetüm - Fre-
quenzbereichszuweisungsplanverordnung - -

(Dr. Johann Wadephul [CDU]: Bitte?)

- Frequenzbereichszuweisungsplanverordnung. Ich
habe auch gedacht: Wer sich solch ein Wort aus-
denkt, der muss sich für Breitbandübertragungen
aussprechen. Herr Kollege, ich wiederhole das jetzt
nicht. Damit wird nur ein erster Schritt in die Rich-
tung der Nutzung der Frequenzen in diesem Be-
reich für die mobile breitbandige Internetversor-
gung im ländlichen Raum getan. Die weitere Um-
setzung bedarf der intensiven Abstimmung mit dem
Bund und den Ländern.

Es ist davon auszugehen, dass die Bundesnetzagen-
tur bei der Versteigerung dieser Frequenzen Erlöse

erzielt. Mit diesen Erlösen sollen auch die Kosten
der Sekundärnutzer und der Hersteller, die diese
durch die Umstellung auf andere Frequenzbereiche
haben, ausgeglichen werden. Der Bundesrat sagt
deshalb in seiner Stellungnahme, dass der Bund den
die Frequenzen bisher nutzenden Kultur- und Bil-
dungseinrichtungen beziehungsweise den sie tra-
genden Kommunen oder Ländern die Umstellungs-
kosten in geeigneter Form erstattet.

Was bleibt? - Die Forderung der Grünen, vor der
tatsächlichen Frequenzvergabe die Störproblematik
für drahtlose Produktionsmittel ebenso wie für lei-
tungsgebundene und nichtleitungsgebundene Rund-
funkübertragung zu prüfen und eine befriedigende
Lösung aufzuzeigen, ist in der Stellungnahme des
Bundesrats bereits enthalten. Die Nutzung der digi-
talen Dividende zu verzögern, liegt nicht im Inter-
esse des Landes Schleswig-Holstein. Die von uns
allen gewünschte baldige Versorgung aller ländli-
chen Bereiche mit Breitbandtechnologie ist für die
Wirtschaft mindestens genauso wichtig wie man-
cher Bau einer Autobahn. Sie ist aber auch für die
Bildung und die Kultur in unserem Land wichtig.

Präsident Martin Kayenburg:

Herr Kollege, achten Sie bitte auf die Redezeit.

Peter Eichstädt [SPD]:

Ich komme zum letzten Satz. - Es bleibt festzustel-
len, dass die Problematik im Begründungsteil die-
ses Antrags der Grünen zwar richtig beschrieben
ist, dass die Begründung in diesem Fall allerdings
deutlich besser ist als der Antrag selbst. Trotzdem
will ich sagen, dass es im Rahmen des Parlaments-
informationsgesetzes noch vorbildlicher gewesen
wäre, wenn die Landesregierung den Landtag zu ei-
nem früheren Zeitpunkt über diese doch sehr wich-
tige Problematik informiert hätte. Dies richte ich an
die Landesregierung.

(Beifall bei SPD, SSW und vereinzelt bei der
CDU)

Präsident Martin Kayenburg:

Für die Fraktion der FDP hat der Oppositionsführer
und Fraktionsvorsitzender, Herr Abgeordneter
Wolfgang Kubicki, das Wort.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Jetzt kommt be-
stimmt eine große Rede!)
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Wolfgang Kubicki [FDP]:

Sehr verehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Der Kollege Dr. Stegner erwartet
von mir eine große Rede. Ich will ihn nicht enttäu-
schen. Ich werde mich nicht mit ihm beschäftigen.
Ich möchte sagen, dass die herausragenden Beiträge
des Kollegen Callsen und des Kollegen Eichstädt
eigentlich alles zum Thema gesagt haben, was man
dazu sagen kann. Ich kann mich dem voll umfäng-
lich anschließen.

Ich habe mich auch gefragt, was die Grünen veran-
lasst hat, zum heutigen Tag einen solchen Antrag
zu stellen, und zwar vor allem deshalb, weil die
Problembeschreibung und der Weg zur Problemlö-
sung bereits in der Stellungnahme des Bundesrates
enthalten sind. Mir ist aufgefallen, dass der Partei-
tag von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN stattfindet.
Ich möchte dem Hohen Haus nicht ersparen, dass es
wunderbare Meldungen über die Antragslage gibt.
Darunter ist die folgende dpa-Meldung von heute,
13:38 Uhr:

„Wir wollen eine sendeleistungsabhängige
Mobilfunksteuer einführen und die Möglich-
keit schaffen, hochfrequenzfreie Gebiete als
Lebensraum für elektrosensitive Personen
auszuweisen.“

(Lachen bei der CDU)

Das ist ein hervorragender Beitrag zur Bewältigung
der Krise, in der wir uns befinden. In diesem Zu-
sammenhang macht die Diskussion über die Frage,
ob wir Mobilfunk auch im Breitbandbereich nut-
zen können oder nicht, sicherlich viel Sinn.

Im Ernst: Ich gehe davon aus, dass der Landesre-
gierung bewusst ist, dass es zur Förderung unserer
Kulturschaffenden und zur Erhaltung ihrer Mög-
lichkeiten selbstverständlich ist, die Beeinträchti-
gungen, die wir selbst alle wahrnehmen, wenn wir
uns hier im Saal befinden, zu lösen. Wenn wir hier
im Saal ein Handy dabei haben, dann sehen wir,
dass der Redefluss durch Störfrequenzen unterbro-
chen werden kann. Diese Beeinträchtigungen finan-
zieller und tatsächlicher Art müssen ausgeglichen
werden. Hier vertraue ich mit dem Hohen Haus ge-
meinsam - außer mit den Grünen - auf die Stand-
haftigkeit der Landesregierung, zumal wir von
kompetenten Partnern aus der Union und der SPD -
Herr Kollege Dr. Stegner - gestützt werden. Hier
verlasse ich mich auf die Zusagen des Kollegen
Eichstädt. Ich wünsche uns noch einen schönen
Nachmittag.

(Beifall bei FDP, CDU und vereinzelt bei der
SPD)

Präsident Martin Kayenburg:

Für den SSW im Landtag erteile ich der Frau Vor-
sitzenden, Frau Abgeordneter Anke Spoorendonk,
das Wort.

Anke Spoorendonk [SSW]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Die Breitbandversorgung des ländlichen Raums bis
Ende 2010 ist das Versprechen der Kanzlerin an die
Wirtschaft und an die Bürgerinnen und Bürger, die
derzeit noch nicht in den Genuss eines Breitband-
zugangs gekommen sind. Etwa 12 % der Bevölke-
rung im ländlichen Raum sind von diesem Infra-
strukturdefizit betroffen. Gleiches gilt für die dort
ansässigen Betriebe. Daher besteht auch die Forde-
rung vonseiten der Wirtschaft nach einem deutlich
schnelleren Internet, um Wettbewerbsvorteile oder
-nachteile zu vermeiden. Die schnelle Versorgung
durch Internet hat sich mittlerweile zu einem
Standortkriterium für die Ansiedlung neuer Be-
triebe entwickelt. Sie hat sich auch zu einem Krite-
rium für die Entscheidung darüber entwickelt, wo
man sich häuslich niederlassen möchte. Das soll
heißen, das schnelle Internet hat sich binnen weni-
ger Jahrzehnte zu einem genauso entscheidenden
Infrastrukturfaktor entwickelt wie Elektrizitäts-,
Wasser- oder Abwasseranschlüsse.

Um die Unterversorgung zu lösen, hat die Kanzle-
rin eine zweiteilige Ausbaustrategie vorgelegt. Zum
einen sollen mit den Mitteln aus dem Konjunktur-
programm Leerrohre verlegt werden, in die die An-
bieter ihr Breitbandkabel ziehen können. Zum an-
deren sollen ungenutzte beziehungsweise frei wer-
dende Rundfunkfrequenzen für die drahtlose Inter-
netversorgung zur Verfügung gestellt werden. Da-
mit komme ich zu dem Antrag der Grünen.

Aus der Begründung des Antrags geht hervor, wo
die Probleme liegen können, wenn die Bundesre-
gierung die frei werdenden Frequenzen künftig für
breitbandige Mobilfunkanwendungen zur Verfü-
gung stellen will. Ich wiederhole noch einmal aus
der Begründung: Es können Störungen von Funk-
mikrofonen oder auch im Bereich des Kabelfernse-
hen auftreten, die aufgrund der hohen Feldstärken
der mobilen Internetübertragung entstehen können.
Labor- und Feldversuche bestätigen diese Befürch-
tungen, sagen die Grünen. Die Bundesnetzagentur
hat für den genannten Frequenzbereich bis Ende
2015 die Zusage erteilt, dass auch drahtlose Funk-
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mikrofone diesen Frequenzbereich nutzen dürfen.
Das dürfen sie auch weiterhin, jedoch mit dem Un-
terschied, dass es rein praktisch so nicht mehr
machbar sein wird. Ich denke, das wäre so, als wür-
de man eine Wohnung zweimal vermieten, ohne
dass eine Regelung für die bestehenden Mieter ge-
funden ist.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Kurz gefasst sieht die Problematik wie folgt aus:
Auf der einen Seite besteht die durchaus berechtigte
Forderung nach einer flächendeckenden schnellen
Internetversorgung. Auf der anderen Seite gilt die
ungestörte Nutzung des Frequenzbereichs für Kul-
tur- und Sportveranstaltungen oder auch durch
Medienunternehmen. Wir unterstützen den Antrag
der Grünen daher grundsätzlich, dass vor einer Zu-
teilung der Frequenzen für mobiles Internet die
Auswirkungen auf die drahtgebundene Rundfunk-
verbreitung sowie auf die anderen Nutzer umfas-
send geprüft werden sollten. Wir brauchen bei sol-
chen Entscheidungen grundsätzlich eine Technolo-
giefolgenabschätzung. Dieser Meinung sind wir
schon.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir hätten uns gewünscht, dass dieser Antrag im
Ausschuss noch eine Runde hätte drehen können.
Das wäre angemessen gewesen.

(Johannes Callsen [CDU]: Dafür ist er zu
spät eingereicht worden!)

- Ja, das ist nicht möglich. Das sage ich auch. Es
wäre aber angemessen für einen solchen Antrag ge-
wesen. Es soll jetzt in der Sache entschieden wer-
den. Für die SSW will ich sagen: Eigentlich wollten
wir dem Antrag in der Sache zustimmen. Mich hat
aber der Beitrag des Kollegen Eichstädt überzeugt.
Daher werden wir uns der Stimme enthalten.

(Vereinzelter Beifall bei CDU und SPD)

Präsident Martin Kayenburg:

Zu einem Kurzbeitrag nach § 56 Abs. 4 der Ge-
schäftsordnung hat Frau Abgeordnete Angelika
Birk das Wort.

Angelika Birk [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Liebe Kollegin Spoorendonk, der
Kollege Eichstädt hat sich um die entscheidende
Frage herumgedrückt. Ich habe nicht alle Aus-
schussvoten nachgesehen, aber im Bundesrat und in
den Gremien ist das sehr nebulös gehalten. Es wird

gesagt, dass eine Lösung gefunden werden muss.
Das technische Problem wird nicht geleugnet. Es
wird von Entschädigung geredet. Es ist aber über-
haupt nicht klar, wie die Bundesregierung die zu-
künftigen Nutznießer der neuen Regelung definiert.
Es wird nicht definiert, zu welchen Anteilen sie
sich an der Entschädigung beteiligen wird und wie
man diese Entschädigung beantragt.

Sie müssen also demnächst, wenn irgendein Schüt-
zenverein ein Fest veranstaltet und plötzlich fest-
stellt, die ganze Anlage funktioniert nicht mehr, es
gibt Störgeräusche, einen Antrag auf Entschädi-
gung stellen. Jedes kleine Theater, jeder Sportver-
anstalter, wenn er sich in diesem Bereich aufhält,
ist betroffen. Da, wo diese Frequenzen keine Rolle
spielen, ist das nicht der Fall. Wenn Leute, die sich
damit befasst haben, schon sagen, dass es sich al-
lein im kulturellen Bereich um 2 Milliarden bis
3 Milliarden €, es war sogar von 3,5 Milliarden €
die Rede, handelt, geht es doch nicht mehr um
Summen, die man einmal eben aus der Westenta-
sche zahlt. Insofern ist das schon regelungsbedürf-
tig, bevor man so weitreichende Entscheidungen
trifft.

Nun noch einmal zum Grundsätzlichen: Uns hier zu
unterstellen, wir wären gegen Breitbandverkabe-
lung und wir wären gegen die schnelle Nutzung des
Internets im ländlichen Raum, das ist einfach un-
lauter. Das hat hier niemand gefordert.

(Zuruf des Abgeordneten Johannes Callsen
[CDU])

Aus anderen Beiträgen zur Medienpolitik ist von
uns auch bekannt, dass wir diese grundsätzlichen
Bedenken nicht haben, die man uns unterstellt. Es
geht um ein ganz konkretes Problem, für das man
eine Lösung finden muss; die kann man auch inner-
halb von Wochen und Monaten finden, dazu
braucht man nicht Jahre. Wir fordern nichts weiter,
als dass die Entscheidung verschoben wird, dass
diese Entscheidung nicht am 15. Mai 2009 fällt,
dass sich Schleswig-Holstein dafür einsetzt und
dieser Entscheidung am 15. Mai 2009 nicht zu-
stimmt - nicht mehr und nicht weniger. Vielleicht
kann sich der SSW doch noch einmal einen Stoß
geben - vielleicht auch andere.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Martin Kayenburg:

Zu einem weiteren Kurzbeitrag nach § 56 Abs. 4
unserer Geschäftsordnung erteile ich Herrn Abge-
ordneten Peter Eichstädt das Wort.
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Peter Eichstädt [SPD]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Liebe Frau Kollegin Birk, es hat doch niemand be-
stritten, dass diese Problematik besteht. Schleswig-
Holstein ist ja keine Insel, auf der das plötzlich auf-
tritt, weil die Grünen das möglicherweise entdeckt
haben, sondern das ist natürlich eine Problematik,
die bei der Vergabe dieser Frequenzen auftritt.
Aber ich habe gesagt: Sie ist handlebar.

Im Moment ist der Bundesrat mit einem Eckpunk-
tepapier und einer Stellungnahme an die Bundes-
netzagentur beschäftigt. Ich habe gesagt, dass all
Ihre Bedenken in diesem Papier - lesen Sie das
doch einmal in der Drucksache nach - abgehandelt
und problematisiert werden

(Angelika Birk [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Aber nicht gelöst werden!)

und dass dort gefordert wird, dass sichergestellt
wird, dass entweder andere Frequenzen vergeben
werden oder dass in den anderen Fällen die Kosten
aus den Erlösen der Frequenzversteigerung finan-
ziert und übernommen werden.

Die Probleme sind da, aber Sie können doch jetzt
nicht sagen, dass die Nutzung der digitalen Divi-
dende bei uns in Deutschland plötzlich als exklusi-
ves Problem auftritt. Wir befinden uns da eher am
Ende der Reihe. Viele andere Länder haben da
schon Erfahrungen gesammelt und sind schon lange
dabei. Martin, das musst du eigentlich auch wissen.

Wir haben jetzt fünf Jahre Zeit. Die tatsächliche
Vergabe wird nicht morgen oder auch nicht am
16. Mai 2009 vorgenommen, sondern davor wird es
die Vergabe und die Beratung über den Beirat der
Bundesnetzagentur geben, in dem - das nur neben-
bei - auch wieder alle Länder vertreten sind, auch
das Land Schleswig-Holstein. Bis dahin, in dieser
Zeit, werden die Probleme zu lösen sein.

Die Anmerkung der Probleme - mehr können wir
doch im Bundesrat in dieser Phase nicht machen -,
die Sie genannt haben, sind alle darin enthalten, al-
lerdings etwas weniger hysterisch. - Vielleicht hätte
ich das jetzt nicht sagen dürfen. Durfte ich das,
Herr Präsident? - Doch, er hat nichts gesagt.

(Zuruf der Abgeordneten Angelika Birk
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

- Ich habe das zu Ihnen gesagt. Ich glaube, wir sind
hier nicht unter Männern, liebe Kollegin.

Ich glaube, es ist in Ordnung, wenn wir das so zur
Kenntnis nehmen, was die Landesregierung im
Bundesrat mit auf den Weg gebracht hat.

Ich habe am Ende ausdrücklich gesagt, es wäre
durchaus schöner gewesen, wenn man im Rahmen
des Parlamentsinformationsgesetzes diese Proble-
matik auch einmal dem zuständigen Ausschuss zu-
geleitet hätte. Aber auch dies kann nur ein Appell
für die Zukunft sein.

(Beifall der Abgeordneten Dr. Henning
Höppner [SPD], Johannes Callsen [CDU],
Wolfgang Kubicki [FDP] und Lars Harms
[SSW])

Präsident Martin Kayenburg:

Für die Landesregierung hat der Minister für Wis-
senschaft, Wirtschaft und Verkehr, Herr Dr. Jörn
Biel, das Wort.

Dr. Jörn Biel, Minister für Wissenschaft, Wirt-
schaft und Verkehr:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Von den
Herren Abgeordneten Callsen und Eichstädt ist das
Wesentliche gesagt worden, deshalb will ich mich
sehr kurz fassen.

Für die Befassung im Bundesrat wird zurzeit mit
Unterstützung Schleswig-Holsteins eine Entschlie-
ßung zur Frequenzbereichszuweisungsplanver-
ordnung vorbereitet. Wahrscheinlich wird es ir-
gendwann dafür einmal eine Abkürzung geben.
Diese wird fordern, dass vor der tatsächlichen Fre-
quenzvergabe und Nutzung der digitalen Dividen-
de für die Störfallproblematiken für drahtlose
Produktionsmittel und für die Rundfunkübertra-
gung eine befriedigende Lösung aufzuzeigen ist.
Außerdem wird der Bundesrat fordern, den Nutzern
von drahtlosen Mikrofonen bereits vor Beginn des
Versteigerungsverfahrens ein gleichwertiges Er-
satzspektrum verbindlich zu benennen. Die Bun-
desnetzagentur wird daher in der nächsten Woche
ihrem Beirat ein Konzept für die Frequenzzuteilung
für drahtlose Mikrofone und sonstige Reportage-
und Funkanlagen vorlegen.

Damit ist davon auszugehen, dass die Belange der
drahtlosen Mikrofone hinlänglich berücksichtigt
werden. Der Bundesrat erwartet zudem, dass unver-
tretbare Umstellungskosten aus der Frequenzverla-
gerung erstattet werden. Auch die Bundesregierung
hat diese Forderung grundsätzlich anerkannt, wie
sich aus dem Entwurf der Frequenzbereichszuwei-
sungsplanverordnung ergibt.

Noch einmal: Wir brauchen die Änderung der Fre-
quenzbereichszuweisungsplanverordnung, damit
auch mit Hilfe dieser Frequenz möglichst schnell
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die Lücken der Breitbandversorgung im ländlichen
Raum geschlossen werden können.

(Vereinzelter Beifall bei der CDU)

Das ist gerade in einem Flächenland wie Schles-
wig-Holstein von großer Bedeutung, denn wir rech-
nen damit, dass mehr als 300 Gemeinden momen-
tan unterversorgt sind.

Dabei sind selbstverständlich die berechtigten An-
liegen des Rundfunks und der drahtlosen Produkti-
onsmittel in angemessener Weise zu berücksichti-
gen. Die praktische Umsetzung der Verordnung
wird auf der nächsten Ebene des Frequenzmanage-
ments durch die Bundesnetzagentur erfolgen. Dabei
ist eine intensive Zusammenarbeit mit den Ländern
sichergestellt. Herr Eichstädt machte darauf bereits
aufmerksam. Diese ist unter anderem institutionali-
siert in Form des Beirates bei der Bundesnetzagen-
tur, in der 16 hochrangige Ländervertreter - meist
die zuständigen Minister - mit beschließen. Die Öf-
fentlichkeit wird in Form einer Anhörung zu den
Frequenzvergabegrundsätzen beteiligt.

Die berechtigten Interessen der Beteiligten wer-
den also ausreichend berücksichtigt. Die Probleme
sind nach unseren Erkenntnissen auch lösbar. Was
wir zusätzlich zu diesem Verfahren nicht brauchen
können, sind weitere Warteschleifen. Deshalb wäre
es auch nicht hilfreich, wenn der Antrag hier im
Haus eine Mehrheit finden würde. Geben Sie den
Menschen und der Wirtschaft im ländlichen Raum
eine Perspektive zur besseren Breitbandversorgung,
und lassen Sie uns das Verfahren nicht weiter ver-
zögern.

(Vereinzelter Beifall bei CDU und SPD)

Präsident Martin Kayenburg:

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor, ich
schließe die Beratung. Es ist beantragt worden, über
den Antrag Drucksache 16/2638 (neu) in der Sache
abzustimmen. Wer dem Antrag Drucksache 16/
2638 (neu) zustimmen will, den bitte ich um das
Handzeichen. - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Da-
mit ist der Antrag mit den Stimmen von CDU, SPD
und FDP gegen die Stimmen von BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN und bei Enthaltung der Abgeordne-
ten des SSW abgelehnt.

Ich darf ganz herzlich auf der Tribüne Senioren des
Deutschen Roten Kreuzes aus Groß Grönau begrü-
ßen. - Seien Sie uns ganz herzlich willkommen!

(Beifall)

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 29 auf:

Kein CO2-Endlager in Nordfriesland

Antrag der Abgeordneten des SSW
Drucksache 16/2647

Wir das Wort zur Begründung gewünscht? - Das ist
nicht der Fall. Dann eröffne ich die Aussprache.
Das Wort hat für die Abgeordneten des SSW Herr
Abgeordneter Lars Harms.

Lars Harms [SSW]:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Am 12. März 2009 haben die RWE Dea
und die Landesregierung in einer gemeinsamen
Pressemitteilung verkündet, dass sie die Möglich-
keiten der Einlagerung in Nordfriesland, Osthol-
stein und der küstennahen Nordsee von klima-
schädlichem CO2 aus Kohlekraftwerken erkunden
werden. Partner bei diesem Vorhaben sind die Uni-
versität Kiel, das IFM-GEOMAR sowie die Bun-
desanstalt für Geowissenschaften und Rohstoffe.
Bis Ende 2009 sollen die seismischen Untersuchun-
gen abgeschlossen sein, und im Sommer 2010 wird
gegebenenfalls eine Erkundungsbohrung durchge-
führt werden. Sollten diese Voruntersuchungen
erfolgreich sein, dann sollen die CO2-Abfälle aus
Kohlekraftwerken in Nordrhein-Westfalen künftig
in flüssiger Form über eine 500-km-Pipeline nach
Schleswig-Holstein fließen und hier in den Unter-
grund gepumpt werden. Soweit die Ausgangslage.

Wir halten dieses Vorhaben aus zweierlei Gründen
für falsch. Zum einen stellt sich - wie bei jeder End-
lagerung von umweltschädlichen Substanzen - die
Frage, ob diese wirklich dauerhaft von Mensch und
Natur ferngehalten werden können. Zum anderen
ist die CO2-Speicherung auch aus energiepoliti-
schen Gründen ein Holzweg.

CO2 ist grundsätzlich erst einmal eine gefährliche
Substanz - wie gefährlich, das lässt sich anhand von
vulkanischen Kraterseen in Afrika beobachten. Zu-
letzt sind 1986 im Kamerun natürliche CO2-Vor-
kommen aus dem Nyos-See entwichen und töteten
innerhalb kürzester Zeit alles Leben bis zu 20 km
rund um den Kratersee. Es mag sein, dass in
Schleswig-Holstein ein solcher GAU durch das
plötzliche Entweichen großer Mengen von giftigem
CO2 aus den geplanten Endlagern höchst unwahr-
scheinlich wäre, trotzdem sprechen wir hier von ei-
ner gefährlichen Substanz. Und es stellt sich die be-
rechtigte und entscheidende Frage: Kann das Gas
durch die Einlagerung in Salzstöcken dauerhaft von
Mensch, Tier und Klima ferngehalten und von an-
deren Prozessen im Untergrund getrennt werden?
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Die Diskussion um das unsichere Endlager Asse
hat gezeigt, dass sich Salzstöcke nicht immer so
verhalten, wie Kraftwerksbetreiber und Geologen
es gern hätten.

Wie auch bei anderen Endlagern, geht es beim CO2

um eine Lagerung, die unüberschaubar viele Gene-
rationen sicher überdauern soll. Deshalb kann es
auch nicht befriedigen, wenn der RWE-Dea-Chef
darauf verweist, dass die Natur Erdgas schließlich
über Jahrmillionen sicher gelagert habe. Es gibt da
eben doch einen Unterschied. Die RWE Dea ist
nicht Mutter Natur, und sie wird es auch nie wer-
den.

(Beifall des Abgeordneten Karl-Martin Hent-
schel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Ein Eingriff durch den Menschen ist etwas anderes,
und keiner kann geologische Prozesse so lange vor-
hersehen.

Diesen Erwägungen muss man den energie- und
klimapolitischen Nutzen gegenüberstellen, den
diese CCS-Technologie für uns bringt - oder bes-
ser: nicht bringt. Denn die CO2-Endlagerung ist ei-
ne extrem teure Methode der CO2-Vermeidung. Sie
verschlingt zudem selbst erhebliche Energiemen-
gen, weil das CO2 erst einmal abgeschieden, ver-
flüssigt, transportiert und eingelagert werden muss.
Dafür muss man dann bis zu 10 % mehr Kohle ver-
brennen. Es geht hier aber auch nicht zuerst darum,
das Klima zu retten. Die RWE Dea verfolgt kurzfri-
stige finanzielle Interessen, und die bestehen darin,
die RWE-Kohlekraftwerke möglichst lange am
Laufen zu halten und neue zu bauen.

(Konrad Nabel [SPD]: So ist es!)

Das vorrangige Ziel der CO2-Einlagerung ist also
die Lebensverlängerung für eine veraltete Energie-
technologie.

(Beifall des Abgeordneten Detlef Matthies-
sen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Sie ist die Blutwäsche für Kohlekraftwerke, die in
Zeiten des Klimawandels eigentlich nicht mehr
überlebensfähig sind. Es ist aber eine Milchmäd-
chenrechnung, das Klima über der Erde dadurch
verbessern zu wollen, dass man den Klimakiller in
den Untergrund pumpt. Das CO2 bleibt in der Um-
welt und wird nur unter den Teppich gekehrt.

Die RWE Dea und ihre Unterstützer in der Politik
werden natürlich einwenden, dass wir die Kohle-
verstromung noch für eine Übergangszeit brauchen,
bis wir genug regenerative Energie erzeugen kön-
nen. Das ist auch richtig. Aber durch Milliardenin-

vestitionen in CCS wird die Laufzeit der Kohle-
kraftwerke länger als nötig verlängert, wird der Bau
neuer Kohlekraftwerke legitimiert und wird vor al-
lem Geld gebunden, das in den Aufbau der nachhal-
tigen Energieerzeugung fließen sollte.

(Beifall bei SSW, SPD und BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

So verhindert die CCS-Technologie sogar den Aus-
bau der regenerativen Energien.

Alles in allem ist dies ein absurdes System, das sich
allenfalls aus Sicht der Kraftwerksbetreiber be-
triebswirtschaftlich begründen lässt. Vielleicht
überzeugt es auch noch einen verarmten Finanzmi-
nister, der gierig auf die Konzessionsabgabe ist, die
für die CO2-Speicherung fällig wird. Aber einen
nachdenkenden Menschen und einen verantwor-
tungsvollen Politiker, der alle Vorteile und Nachtei-
le abwägt, kann dieser Weg nicht überzeugen.

Der SSW fordert die Landesregierung auf, das Pro-
jekt einer möglichen Speicherung von Kohlendi-
oxid in Nordfriesland zu stoppen. Es liegt in Ihrer
Hand dafür zu sorgen, dass der nordfriesische Un-
tergrund und das Wattenmeer nicht zum Endlager
für die Abgase der Kohlekraftwerke von RWE Dea
werden. Dieses Projekt wird vom Wissenschaftsmi-
nisterium und vom Umweltministerium unterstützt
und vom Landesamt für Bergbau, Energie und Geo-
logie genehmigt. Damit hat die Landesregierung
genug in der Hand, das Projekt wieder zu stoppen -
am besten sofort.

Noch ein letztes Wort: Gestern hat der Bundestag
bereits in erster Lesung einen Gesetzentwurf bera-
ten, mit dem die CO2-Lagerung in Deutschland ge-
regelt werden soll. Es hinterlässt schon einen star-
ken Nachgeschmack, dass die Bundesregierung den
Energieversorgungsunternehmen bereits den Weg
in die Endlagerung ebnet, bevor überhaupt Pilot-
projekte stattgefunden haben.

Deshalb fordern wir die Große Koalition auf: Sor-
gen Sie dafür, dass Ihre Parteikollegen im Bundes-
tag und im Bundesrat nicht noch schnell vor der
Bundestagswahl ein Gesetz zur CCS-Speicherung
durchdrücken und so eine Vorfestlegung im Sinne
der Kraftwerksbetreiber vornehmen! Selbst der
Sachverständigenrat für Umweltfragen der Bun-
desregierung warnt vor vorschnellen Weichenstel-
lungen und weist darauf hin, dass derzeit noch viele
technische, ökologische und finanzielle Fragen im
Zusammenhang mit der CCS-Technologie unge-
klärt sind. Da wäre es vollkommen falsch, jetzt
schon ein Gesetz zur Endlagerung von CO2 aus
Kohlekraftwerken zu beschließen. Stimmen Sie un-
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serem Antrag zu, dann helfen Sie auch dem Natio-
nalpark Wattenmeer!

(Beifall bei SSW und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Martin Kayenburg:

Für die Fraktion der CDU hat Herr Abgeordneter
Dr. Axel Bernstein das Wort.

Dr. Axel Bernstein [CDU]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Gerade in der letzten Sitzung des Umweltausschus-
ses vor einigen Tagen haben wir zwei Anträge der
Oppositionsfraktionen zu dieser Thematik, die sich
diametral widersprachen, behandelt. Die Grünen
haben einen Antrag gestellt, der die CCS-Technolo-
gie generell ablehnte. Die FDP forderte in einem
Antrag, diese Technologie in Schleswig-Holstein
umfassend voranzutreiben. Den Antrag der Grünen
haben wir aus Überzeugung abgelehnt, den der
FDP aus Koalitionsraison, und heute formuliert der
SSW auch einen Antrag mit genereller Ablehnung -
ein bisschen ergänzt um die Variante Sankt-Flo-
rians-Prinzip: Bitte nicht in Nordfriesland! Wir wis-
sen ja nun, dass Grüne, SPD und auch der SSW in
Schleswig-Holstein vorzeitig aus der friedlichen
und klimafreundlichen Nutzung der Kernenergie
aussteigen und auch auf die Nutzung von Kohle
verzichten wollen. Beides freut möglicherweise
Altkanzler und Gazprom-Funktionär Schröder. Es
ist aber sicherlich wirtschafts-, sozial- und umwelt-
politisch ausgemachter Unsinn.

Vor einiger Zeit konnten wir auf großen roten Pla-
katen lesen: CO2 ist tödlich. Bei einer derart tief
greifenden Argumentation hätte man vielleicht dar-
auf hinweisen sollen, dass bei gleicher Anwendung
für Wasser dasselbe gilt.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: CO2 rettet Leben!
Wenn Sie keins haben, gehen die Pflanzen
ein!)

Lieber Kollege Lars Harms, der CO2-Gehalt in der
Luft liegt normalerweise bei ungefähr 0,4 %, wenn
wir ausatmen, liegt er bei 4 %. Das ist etwas, was
wir vielleicht bei jedem Redebeitrag mit bedenken
sollten.

(Heiterkeit und vereinzelter Beifall bei der
CDU)

Wenn wir auf diesem Niveau Energiepolitik ma-
chen, werden wir weder der Sache gerecht, noch
sind wir in der Sache tatsächlich glaubwürdig. Zum

Thema Glaubwürdigkeit: Wenn man die anderen
Alternativen, die sicherlich in der Debatte auch
noch wieder hervorgekramt werden, haben möchte,
sollte man sie auch konsequent vertreten. Ich darf
anmerken, dass die Grünen im Bundestag heute
Morgen gerade das Gesetz zum Ausbau der Höchst-
leistungsenergienetze abgelehnt haben.

Aus unserer Überzeugung heraus muss der Ener-
giemix der Zukunft sicher verfügbare, klimafreund-
lich erzeugte, einseitige Abhängigkeiten vermei-
dende und bezahlbare Energie liefern. Kohle ist
derzeit sicher, sie ist kostengünstig, sie ist grund-
lastfähig und sie ist verfügbar, aber sie ist eben
nicht klimafreundlich. CCS bedeutet, dass wir dar-
auf hoffen dürfen, in absehbarer Zeit über eine
Technologie zu verfügen, die CO2 aus Verbren-
nungsprozessen separieren kann. CCS basiert auf
Techniken und Werkzeugen, über die wir bereits
heute verfügen - wenn auch nicht in diesem Maß-
stab -, und man muss sich nur einmal vor Augen
halten, an wie vielen Stellen in der Bundesrepublik
Deutschland, auch hier in Kiel, Gas unterirdisch ge-
speichert wird - im Unterschied zu CO2 übrigens
brennbares Gas.

Durch CCS soll CO2 nicht in die Atmosphäre ge-
langen, sondern es wird in 2.000 bis 3.000 m Tiefe
in Gesteine gepresst und lagert sich dort dauerhaft
ein. Das Ganze ist deswegen bei uns in Schleswig-
Holstein ein so großes Thema, weil eben die tiefen
Bodenstrukturen im Norden Deutschlands be-
sonders geeignet sind. Wir sollten die heutige Dis-
kussion nutzen, solche sachlichen Informationen zu
dieser Thematik nach außen zu treiben und nicht ei-
ne populistische Verunsicherung voranbringen, in-
dem man das Ganze mit Endlagern, wie beispiels-
weise Salzstöcken, vergleicht. Das sind völlig un-
terschiedliche Themen.

Auch das Märchen, wir würden die Technologie
nicht brauchen, weil es kurzfristig ohne Kern- und
Kohleenergie geht, hilft uns an der Stelle nicht wei-
ter. Selbst wenn wir es mit einem gewaltigen
Kraftakt für Schleswig-Holstein oder sogar für
Deutschland hinbekommen würden, ohne Kern-
und Kohleenergie unsere Energieversorgung sicher-
zustellen: Was hilft es uns vor dem Hintergrund der
Klimadiskussion? - Die derzeitige weltweite Ener-
gienachfrage verursacht einen CO2-Ausstoß von
etwa 30 Milliarden t. Die EU geht davon aus, dass
die Nachfrage nach Energie weltweit bis 2030 um
60 % steigen wird. Kohle ist weltweit so viel vor-
handen und so billig, dass sie in steigendem Maße
genutzt werden wird, völlig unabhängig davon, was
wir bei uns technologisch machen.
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Nach aktuellen Berechnungen ist die CO2-Konzen-
tration in der Atmosphäre bereits heute auf ein
derartiges Maß angestiegen, dass es zweifelhaft ist,
ob das Klimaziel von maximal 2° C Temperaturan-
stieg tatsächlich zu erreichen ist. Wir brauchen al-
lein deshalb schon Technologien, CO2 wieder aus
der Atmosphäre herauszubekommen. Ich glaube, an
dieser Stelle sind wir uns sogar einig. Aber dann zu
sagen, mit CCS würden die Lagerstätten für CO2 im
Erdboden blockiert, die man dringend als Senke
brauche, zeigt wieder einmal genau den grünen Tel-
lerrand.

(Zuruf des Abgeordneten Detlef Matthiessen
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Sehen wir denn gar nicht, dass in China jeden drit-
ten Tag ein neues Kohlekraftwerk ans Netz geht?
Wollen wir denn die Augen davor verschließen,
dass ein noch so perfekter Beitrag, den wir als
Deutsche für den Klimaschutz leisten, die weltweite
Entwicklung nur in einer Nachkommastelle beein-
flusst?

Wir sind zwar ein kleines Land und haben einen
kleinen Einfluss auf die weltweite CO2-Emission,
aber wir sind ein Standort für Spitzentechnologie
und Spitzenforschung. Deshalb kann unser Beitrag
zum Klimaschutz nur dann wirklich nachhaltig
sein, wenn wir analysieren, was die großen Länder
machen und wir ihnen mit unserer Forschung und
unserer Technologie helfen, ihre Energie künftig
klimafreundlich zu erzeugen.

(Beifall bei der CDU)

CCS ist ein wichtiger Bestandteil des EU-Klima-
paktes, und Schleswig-Holstein steht nicht nur aus
geologischen Gründen im Fokus, sondern Klima-
schutztechnologie ist ein wichtiger Wirtschaftsfak-
tor für Schleswig-Holstein und kann mit CCS ge-
stärkt und ausgebaut werden.

Präsident Martin Kayenburg:

Herr Kollege Bernstein!

Dr. Axel Bernstein [CDU]:

Herr Präsident, mein letzter Satz, mit Blick auf die
Uhr. - Bei uns - wie weltweit - kann CCS nur eine
Brückentechnologie sein, die uns gemeinsam mit
anderen klimafreundlichen Wegen der Energieer-
zeugung die Zeit verschafft, global in ein Zeitalter
ohne die massenhafte Verbrennung von Gas, Öl
und Kohle einzutreten.

(Beifall bei der CDU)

Präsident Martin Kayenburg:

Für die Fraktion der SPD hat Herr Abgeordneter
Olaf Schulze das Wort.

Olaf Schulze [SPD]:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Der vorliegende Antrag des SSW greift die
hier zuletzt im Januar dieses Jahres geführte Debat-
te um die CCS-Technik auf und fordert angesichts
aktueller Explorationsvorhaben einen Stopp für die
Pläne, CO2-Endlager in der küstennahen Nordsee
vor Nordfriesland zu erkunden. Dem kann ich
mich natürlich anschließen,

(Beifall des Abgeordneten Lars Harms
[SSW])

möchte aber ergänzen, dass wir dies für ganz
Schleswig-Holstein und seine Küsten fordern.
Schleswig-Holstein darf nicht zur CO2-Müllkippe
Deutschlands werden!

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW)

Dabei stehen für mich die ungelösten Endlager-
probleme bei der CCS-Technik erst am Ende der
Problematik. Die CO2-Abscheidungstechnik ist
voller Fragezeichen und bei genauer Betrachtung
nur ein Deckmantel mit dem blauäugigen Verweis
auf eine vielleicht in 20 Jahren einsetzbare Technik,
um heute weiter Kohlekraftwerke mit gewaltigem
CO2-Ausstoß bauen zu dürfen.

Hier kurz die Gründe, warum wir als SPD in
Schleswig-Holstein das Fazit gezogen haben, dass
die CCS-Technologie insgesamt abzulehnen ist:

Die gegenwärtig untersuchten Verfahren zu CCS
verursachen relativ hohe Kosten und hohe energeti-
sche Verluste. Bei der CCS-Technik würden bis zu
15 % Wirkungsgrad verloren gehen. Das würde be-
deuten, dass die Effekte der neuen Kraftwerke ge-
genüber den alten gleich Null wären. Es kommt
hinzu, dass die Technik noch in einem frühen For-
schungsstadium steckt.

Auch die Transporte von CO2 von den Kraftwer-
ken zu den vorgesehenen Endlagern und die geolo-
gische Eignung solcher Endlagerstätten sind
fragwürdig und gesellschaftlich nicht durchsetzbar.
Der Transport auf langen Strecken mit Lkws, Pipe-
lines oder Schiffen ist darüber hinaus unwirtschaft-
lich. Die gedachte Lagerung in entleerten Öl- und
Gasfeldern setzt erhebliche und kostspielige geolo-
gische Untersuchungen voraus, wenn sie sicher sein
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soll. Ich glaube, ich kann hier sagen: Eine hundert-
prozentige Sicherheit kann es nicht geben.

Ich darf an den Vortrag von Professor Dr. Radema-
cher auf der Nachhaltigkeitskonferenz Schleswig-
Holstein am 24. April 2009 hier in Kiel erinnern. Er
warnte vor dem menschlichen Mechanismus: Hast
du ´ne Krise, hol dir ´nen Ingenieur und lass ihn
diese lösen!

Dies gilt aus meiner Sicht gerade angesichts des
Klimawandels und der Suche nach Lösungen, um
den durch Menschen verursachten CO2-Ausstoß zu
senken. Eine wesentliche Ursache für den viel zu
hohen CO2-Ausstoß ist die Kohlekraftwerktech-
nik. Bei allem Respekt für Forschung und Technik:
Ein nur auf Technik basierender Ansatz zur Lösung
der Probleme des Klimawandels greift zu kurz.

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW)

Das wird bei der CCS-Technik offenkundig. Mit
Milliarden € eine Technik zu fördern, die in 20 Jah-
ren - vielleicht - einsatzfähig wird und dann auf vie-
le hundert Jahre Folgekosten und -probleme schafft,
ist keine Lösung.

Daher wiederhole ich gern meine Worte aus dem
Januar:

„Wir wollen keine Kraftwerksdinosaurier,“

- mit oder ohne CCS-Technik -

„sondern wir setzen auf kleinere, dezentrale
Kraftwerke. Sie bieten größere Flexibilität,
geringere Leitungsverluste und leichtere
Wärmenutzung. Deshalb sollten sich For-
schung und Entwicklung auf diese Energie-
träger konzentrieren.“

(Beifall bei SPD und SSW)

Noch ein paar Worte zum Gesetzentwurf aus Berlin
zur CCS-Technik! Richtig ist, dass auf Druck inter-
essierter Kreise das Bundeskabinett einen Gesetz-
entwurf eingebracht hat, der die Erprobung und
Entwicklung der CCS-Technik regeln soll. Es
gibt aber noch viele inhaltliche Baustellen und
Konflikte zwischen den Interessen der SPD und de-
nen der Energiekonzerne. Nicht akzeptabel wäre es,
wenn, wie im Entwurf vorgesehen, schon 30 Jahre
nach Stilllegung des CO2-Speichers die Verantwor-
tung für dessen Risiken auf den Staat übergehen
soll. Dies wäre - das Atommülllager Asse lässt grü-
ßen - wieder eine unverantwortliche Verlagerung
von Verantwortung und Kosten von der Wirtschaft
auf den Steuerzahler in den betroffenen Bundeslän-
dern und damit möglicherweise auch auf Schles-

wig-Holstein. Daher glaube ich nicht, dass der Ge-
setzentwurf zur CCS-Technik in dieser Legislatur-
periode in Kraft treten wird, und das ist auch gut so.

Hier darf ich den Sachverständigenrat für Um-
weltfragen der Bundesregierung zitieren, der
gestern in seiner Stellungnahme zum vorliegenden
Gesetzentwurf vor übereilten Weichenstellungen
für die CCS-Technik warnte und zunächst eine Zu-
kunftsdebatte zur CO2-Speicherung und damit ins-
gesamt zur CCS-Technik einforderte. Dem sieben-
köpfigen Sachverständigenrat gehört auch Profes-
sor Dr. Hohmeyer aus Flensburg an. In der Um-
weltpolitik sind neue und überzeugende Bewegun-
gen oft aus Schleswig-Holstein heraus gestartet
worden.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD und Beifall
der Abgeordneten Anke Spoorendonk
[SSW])

Vielleicht liegt es an der klaren Luft bei uns im
Norden, die klare Gedanken schärft.

(Zuruf von der SPD: Nicht bei allen!)

Ich wünsche mir, dass auch die von uns gestartete
Absage an die CCS-Technik von Schleswig-Hol-
stein heraus bald in alle Köpfe einzieht.

So sehr ich dem Antrag des SSW auch meine Sym-
pathie ausspreche, kann ich ihm mit Blick auf unse-
ren Koalitionspartner leider nicht zustimmen. Da-
her beantrage ich die Überweisung in die Ausschüs-
se Wirtschaft und Umwelt.

(Beifall bei SPD und SSW)

Präsident Martin Kayenburg:

Für die Fraktion der FDP hat das Wort der Opposi-
tionsführer und Fraktionsvorsitzende, Herr Abge-
ordneter Wolfgang Kubicki.

Wolfgang Kubicki [FDP]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Es ist bedauerlich zu sehen, wie sehr sich die SPD
in diesem Land immer mehr als Fortschrittspartei
verabschiedet. Aber darauf komme ich gleich noch
einmal zurück. Man sollte immer auch ein bisschen
in die Geschichte der eigenen Partei gehen, Herr
Kollege Dr. Stegner, wenn man sich zu solchen
Themen äußert.

Dass Planungen zur Lagerung von Kohlendioxid
in Nordfriesland im Rahmen der Entwicklung der
CCS-Technologie bei Kohlekraftwerken bestehen,
ist nicht neu. So war bereits am 11. März 2008 und
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am 17. März 2008 der Kreis Nordfriesland unter
anderem im Rahmen von Informationsveranstaltun-
gen des Wirtschaftsministeriums und der Firma
RWE Dea AG über die Suche nach einer Kohlen-
dioxid-Lagerstätte informiert worden.

Im Umweltausschuss des Kreises Nordfriesland
wurde bereits am 19. März 2008 bekannt gegeben,
dass für die geplanten seismischen Untersuchungen
der Bereich Bredstedt-Leck-Niebüll festgelegt wor-
den sei. Daher mag man sich wundern, warum der
Antrag des SSW erst jetzt vorliegt. Aber sei es
drum. Letztlich geht es bei der Frage, ob wir die
Suche nach Lagerstätten von Kohlendioxid in
Nordfriesland zulassen wollen oder nicht, um die
Frage, wie wir uns zur neuen Technik bei der CCS-
Abscheidung von Kohlekraftwerken stellen.

Die FDP-Fraktion hat bereits mehrfach betont, dass
CCS eine Zukunftstechnologie darstellt, die wir un-
terstützen. Wir sind mit dieser Auffassung nicht al-
lein. So steht im Koalitionsvertrag von CDU und
SPD auf Seite 25 unter anderem der Satz:

„Wir werden neue Energietechnologien wie
zum Beispiel die Brennstoffzelle, die Nut-
zung von Wasserstoff und die modernen
Technologien zur Kohlenutzung weiter ent-
wickeln.“

Herr Dr. Stegner, vielleicht erklären Sie uns einmal,
was Sie damit gemeint haben.

Die Sozialdemokraten betonen auch in ihrem soge-
nannten „Regierungsprogramm 2005 - 2010“, also
dem Landtagswahlprogramm der SPD, auf Sei-
te 23:

,,Wir wollen neue Energietechnologien wie
zum Beispiel die Brennstoffzelle, die Nut-
zung von Wasserstoff oder die modernen
Technologien zur Kohlenutzung weiter ent-
wickeln und an Standorten in Schleswig-Hol-
stein anwenden.“

Was um alles in der Welt hat Sie eigentlich veran-
lasst, diese Position aufzugeben? Der Klimawandel
war 2005 bereits bekannt.

Das wollte die SPD also mit den Grünen durchset-
zen.

Wenn wir uns den Koalitionsvertrag von BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und SPD ansehen, dem der
SSW seine Zustimmung gegeben hat, dann stellt
man fest: Vergleichbares steht auch dort drin. - Sie
müssen uns und den Bürgerinnen und Bürgern
Schleswig-Holsteins schon einmal erklären, was Ih-
ren Positionswandel in dieser Frage begründet.

(Beifall bei FDP und CDU)

Präsident Martin Kayenburg:

Herr Kollege Kubicki, gestatten Sie eine Zwischen-
frage des Abgeordneten Dr. Stegner?

Wolfgang Kubicki [FDP]:

Selbstverständlich, gern. Zur Weiterbildung des
Kollegen Dr. Stegner trage ich gern bei.

Dr. Ralf Stegner [SPD]: Lieber Herr Kolle-
ge Kubicki, ist Ihnen der Unterschied be-
kannt zwischen Forschung an einer bestimm-
ten Technologie und der Lagerung? Frage
Nummer 1. Frage Nummer 2: Tritt die FDP
dafür ein, dass solche Abscheidungen aus an-
deren Bundesländern nach Schleswig-Hol-
stein gebracht werden? Ist das die Position
der FDP? Zu beiden Fragen wäre ich an Ihrer
Antwort sehr interessiert.

- Die erste Frage habe ich nicht richtig verstanden.
Der Unterschied zwischen Forschung und Lagerung
ist mir bekannt. Aber ich habe den Zusammenhang
nicht verstanden.

Zur zweiten Frage kann ich sagen: Selbstverständ-
lich verweigern wir uns nicht - wenn es bei uns ent-
sprechende Lagerstätten gibt, die dazu geeignet
sind - zu sagen, wir nehmen das auf. Wir machen
das anders als Sie, wir sagen nicht „beggar my
neighbour“.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich darf für die
FDP sagen: Wir kämpfen mit den Sozialdemokra-
ten in diesem Punkt Seite an Seite. Es gibt noch
vernünftige Sozialdemokraten, auch auf Bundes-
ebene, die das genauso sehen. Auch darauf komme
ich gleich noch einmal zurück.

Das gilt gerade vor dem Hintergrund des Beschlus-
ses meiner Landespartei, die den Ausstieg aus dem
Atomstrom im Wege des Atomkompromisses aus-
drücklich mitträgt.

Um die Energieversorgung sicherzustellen und
gleichzeitig die von der EU im Dezember letzten
Jahres gesetzten Klimaziele zu erreichen, wird
auch Strom aus Kohle einen Anteil am Energiemix
einnehmen müssen. Vernünftigerweise kann Kohle-
strom nach Auffassung der EU-Kommission aber
nur dann zur Versorgungssicherheit und zu den Kli-
maschutzzielen einen Beitrag leisten, wenn es ge-
lingt, die Abspaltung und die unterirdische Lage-
rung von Kohlendioxid marktgängig zu machen.
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Mein Kollege Dr. Garg hat in diesem Zusammen-
hang schon in früheren Reden die Studien aus dem
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und
Reaktorsicherheit zitiert - übrigens SPD-geführt;
Herr Kollege Gabriel ist SPD-Minister, wenn ich
das richtig sehe -, die besagen, dass CCS zumindest
im Sinne einer Brückenfunktion einen befristeten,
aber wichtigen Beitrag zum Klimaschutz leisten
kann.

Wir können dann, wie die Sozialdemokraten auch,
nicht gegen die Suche nach etwaigen Endlagern
sein - auch nicht, wenn sie in unserem Bundesland
vorgefunden werden; auch nicht, wenn dies in
Nordfriesland der Fall wäre; auch nicht, wenn das
in Strande - ich wohne dort - der Fall wäre. Wenn
die Lagerstätte geeignet wäre, wären wir doch ver-
dammt noch einmal verpflichtet, auch hier unseren
Beitrag zur Energieversorgung zu leisten. Alles an-
dere wäre inkonsequent.

(Beifall bei der CDU)

Letztlich geht es also nicht um das Ob, sondern um
des Wo bei der Suche nach geeigneten Lagerstät-
ten. Die Antwort auf diese Frage kann sich nicht
nach politischer Opportunität, sondern nur nach
seismologischen Kriterien richten.

Ob diese Voraussetzungen in Nordfriesland vorlie-
gen - und hierfür scheint viel zu sprechen -, das ge-
nau soll nun untersucht werden. Wenn die Voraus-
setzungen für die Erteilung einer Genehmigung für
Probebohrungen gegeben sind, dann muss sie er-
teilt werden.

Dennoch sind wir natürlich daran interessiert, dass
das Wirtschaftsministerium auch dem Landtag über
das weitere Verfahren berichtet. Wir sind daher mit
einer Überweisung des Antrags an den Ausschuss
einverstanden und erwarten eine Erklärung zu den
weiteren Entwicklungen.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Präsident Martin Kayenburg:

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat
Herr Abgeordneter Detlef Matthiessen das Wort.

Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Vielen Dank, Herr Präsident. - Verehrte Kollegin-
nen und Kollegen! Wir unterstützen den SSW-An-
trag. Nordfriesland darf nicht zur Klimagas-Müll-
kippe der Nation werden.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

In Schleswig-Holstein hat RWE Dea im März 2008
auf Antrag eine Erlaubnis nach § 7 Bundesbergge-
setz erhalten, die Möglichkeiten der Speicherung
von CO2 zu untersuchen. Der Antrag wurde vom
Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie ge-
nehmigt, das übrigens für Schleswig-Holstein in
Niedersachsen sitzt.

RWE Dea untersucht drei Gebiete: Nordfriesland,
Ostholstein und die küstennahe Nordsee außerhalb
der 12-Seemeilen-Zone.

Die Untersuchungen erfolgen seismisch, Probeboh-
rungen soll es frühestens im Sommer 2010 geben.
Es liegt aber noch kein Antrag vor, in Schleswig-
Holstein CO2 geologisch zu speichern. Aber das ist
natürlich das Ziel der Untersuchungen. Soweit zur
Sache.

Das Konzept CCS - Carbon Capture and Storage
oder Coal Carbon Sequestration - ist eine große
Hoffnung der Industriekonzerne, trotz der vollstän-
digen Versteigerung der CO2-Zertifikate ab 2013
neue Kohlekraftwerke wirtschaftlich betreiben zu
können. Voraussetzung ist dabei aus ökonomischer
Sicht, Herr Kubicki, dass CCS-Technik kostengün-
stiger ist als der Erwerb von Zertifikaten bezie-
hungsweise der Handelswert der Zertifikate.

Die Abtrennung des CO2, der Transport des verflüs-
sigten CO2 und der Endlagerung in alten Lagerstät-
ten von Erdöl und Erdgas sowie in sogenannten tie-
fen salinen Aquiferen - dass sind poröse Gesteins-
schichten in 1.000 m Tiefe, die wir hier in Schles-
wig-Holstein vermuten und untersuchen wollen -,
das alles klingt nicht gerade billig. Völlig unklar ist,
was CCS kosten wird und ob die CO2-Endlager
dauerhaft - also mindesten 10.000 Jahre - dicht sein
werden.

Ich erwähne die Salzstöcke, die für die Endlage-
rung von Atommüll vorgesehen sind. Zum Beispiel
zeigt sich in Asse II jetzt in aller Dramatik, dass das
Forschungsatommülllager schon nach 25 Jahren ab-
gängig ist. Es sollte doch angeblich über 100.000
Jahre sicher sein.

Hans Peter Villis, Vorstandsvorsitzender der
EnBW, hat in den „Energiewirtschaftlichen Tages-
fragen“ vom November 2008 erklärt: CCS ist für
uns derzeit nicht wirtschaftlich nutzbar. Wir produ-
zieren CO2 dort, wo keine Speichermöglichkeiten
sind. Das neue EnBW-Steinkohlekraftwerk in
Karlsruhe werde zwar mit der nötigen CCS-Ab-
scheidetechnologie ausgerüstet. Das nennt sich
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Capture-Ready-Bauen. Das bedeutet aber nichts an-
deres, als dass das Grundstück so groß ist, dass man
vielleicht einmal eines Tages, wenn man die Hälfte
der vorhandenen Anlage abreißt, eine CCS-Ab-
scheidung dazu bauen kann. Das ist auch so ein
Märchen zur Legitimation neu gebauter Kohlekraft-
werke wie die ganze CCS-Technik.

Er sagt jedenfalls, dass in Karlsruhe diese Abschei-
detechnologie eingerichtet werde. Er ist weit davon
entfernt. Es beutet nur ein größeres Grundstück.
Der Transport von mehreren 100.000 t CO2 zu ver-
fügbaren Speichern - beispielsweise in Niedersach-
sen oder Schleswig-Holstein - werde kaum finan-
zierbar oder durchsetzbar sein.

Es gibt eine McKinsey-Studie „Carbon Capture and
Storage: Assessing the Economics“. Da geht es um
Wirtschaftlichkeitsfragen. Die Studie geht davon
aus, dass die CO2-Abscheidung und Speicherung ab
2030 wirtschaftlich sein kann. Der Vorstandsvorsit-
zende von RWE Dea, Dr. Schöning, rechnet mit ei-
nem wirtschaftlichen Einsatz zwischen 2010 und
2025.

Im Landeshaushalt sind beim Umweltministerium
für das „Projekt zur Modellierung und Parametrie-
rung von CO2-Speicherung in salinen Formationen“
171.400 € für 2009 und 153.900 € für 2010 einge-
stellt. Die grüne Landtagsfraktion hatte beantragt,
die Mittel zu streichen - leider erfolglos. Es handelt
sich hier um nichts anderes als eine Subventionie-
rung der Kohleindustrie.

(Beifall der Abgeordneten Karl-Martin Hent-
schel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] und
Lars Harms [SSW])

Die EU-Kommission hat eine Richtlinie für CCS
beschlossen. Eine wichtige Voraussetzung für die
zukünftige Genehmigung von Kraftwerken mit ei-
ner elektrischen Leistung von mehr als 300 MW ist
der Nachweis über verfügbare geeignete Speicher-
stätten. Das kann zurzeit kein einziger Kraftwerks-
betreiber.

Seit dem 1. April 2009 liegt ein Gesetzesentwurf
zur Umsetzung der CCS-Richtlinie vor, ein Gesetz
über Anlagen zur Abscheidung, zum Transport und
zur Speicherung von CO2, das sogenannte Kohlen-
dioxid-Anlagengesetz.

Meine Damen und Herren, CCS - ich sagte es
schon - ist eine Legitimationsstrategie für den Bau
neuer großer Kohlekraftwerke.

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Herr Kollege, die Zeit!

Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Herr Bernstein sagte, es solle CO2 aus der Luft ge-
holt werden - weit entfernt davon! Es soll neue
Kohle aus der Erde genommen werden und ein Teil
davon soll mit CCS-Technik weggespeichert wer-
den. Ein Teil davon - aber ein großer Teil in der
Größenordnung von etwa 25 % - hören Sie zu, Herr
Bernstein; davon können Sie etwas lernen - wird
eben nicht weggespeichert, meine Damen und Her-
ren!

(Beifall des Abgeordneten Lars Harms
[SSW])

Vizepräsidentin Frauke Tengler:

Die Zeit! Herr Kollege, es kommt noch die Aus-
schussüberweisung!

Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Und der deutsche Einfluss ist so gering nicht. Zum
Beispiel sind weltweit die meisten gebauten Kraft-
werke Windkraftwerke. Das ist deutscher Einfluss.
Sie sagten, es spielt keine Rolle, was wir hier ma-
chen. Es spielt sehr wohl eine Rolle.

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Herr Kollege, bitte!

Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Wir sind Exportweltmeister. Wir stimmen dem
SSW-Antrag zu.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Das Wort hat der Wirtschaftminister, Herr Dr. Jörn
Biel.

Dr. Jörn Biel, Minister für Wissenschaft, Wirt-
schaft und Verkehr:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Dieser
Antrag hat mich erstaunt. Wir sind uns alle einig,
dass wir alle gemeinsam dringend etwas gegen den
fortschreitenden Klimawandel und dessen Folgen
tun müssen.

(Beifall des Abgeordneten Manfred Ritzek
[CDU])
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Die Förderung regenerativer Energien sowie ver-
stärkte Anstrengungen zur Energieeinsparung sind
wichtige Beiträge um dieses Ziel zu erreichen.

(Karl-Martin Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Das sagen alle!)

Sie allein reichen aber nicht aus. Sie wissen, wenn
es bei dem beschlossenen Atomausstieg bleibt, kön-
nen wir in den nächsten Jahren auf Kohlekraftwer-
ke für die Grundsicherung der Stromversorgung
nicht verzichten.

(Beifall bei CDU und FDP - Zuruf des Abge-
ordneten Karl-Martin Hentschel [BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN])

Auch wenn das Gegenteil immer wieder leichtfertig
behauptet wird.

Die Abscheidung und dauerhafte Speicherung von
CO2 unter der Erde wird deshalb voraussichtlich
für die nächsten Jahre oder sogar Jahrzehnte ein
wesentlicher Baustein für eine auf heimischen
Energieträgern beruhende Energieversorgung einer-
seits, aber andererseits auch ein wichtiger Beitrag
zur Erreichung der Klimaschutzziele der Bundesre-
gierung, aber auch der gesamten Europäischen Uni-
on sein.

Nach bisherigen Untersuchungen befinden sich die
wesentlichen Speicherpotenziale in der norddeut-
schen Tiefebene. Die norddeutschen Länder sind
insofern die Hauptbetroffenen in Bezug auf die
Speicherung. Das Hauptpotenzial an Kohlekraft-
werken befindet sich jedoch südlich davon, begin-
nend in Nordrhein-Westfalen als dem größten deut-
schen Kraftwerkbetreiberland.

Daraus resultiert ein natürlicher
Interessenkonflikt, bei dessen Auflösung die be-
troffenen norddeutschen Länder auf Folgendes be-
sonders achten werden: diskriminierungsfreier Zu-
gang der vorhandenen und geplanten norddeutschen
Kohlekraftwerke zu der von RWE in Aussicht ge-
nommenen Pipeline und der Speicherung in Nord-
deutschland, angemessener finanzieller Ausgleich
für die Sondernutzung des Bodens und des Unter-
grundes sowie für die voraussichtlich lange Zeit
eingeschränkte anderweitige Nutzung des Unter-
grundes und natürlich Einhaltung aller erforderli-
chen Sicherheitsstandards zum Schutz der Men-
schen und der Umwelt.

Die Wahl, einfach Ja oder Nein zu sagen, haben wir
allerdings nicht. Wir können diesen Prozess im Sin-
ne des Sankt-Florian-Prinzips, weil wir es nur nicht
wollen, nicht stoppen.

(Beifall bei CDU und FDP)

Die Europäische Union, die Mitgliedstaaten und
auch die Länder arbeiten gemeinsam und intensiv
an Klimaschutzmaßnahmen. Hierzu hat die EU die
CCS-Richtlinie erlassen, die national umzusetzen
ist.

Die nationale Umsetzung wird derzeit durch den
CCS-Gesetzentwurf der Bundesregierung vorberei-
tet. Eine Verabschiedung des Gesetzes noch vor der
Bundestagswahl halte ich für dringlich, denn De-
monstrationsvorhaben und erste Untersuchungen
müssen auf gesicherter und für alle verlässlicher
Rechtsgrundlage erfolgen.

Meine Damen und Herren, wir reden über Kohlen-
dioxid, also über einen Stoff, der weder giftig, kan-
zerogen noch mutagen ist, sondern beispielsweise
als klimafreundliches Kältemittel eingesetzt und so-
gar Lebensmitteln wie Bier und Mineralwässern zu-
gesetzt wird. Ein Stoff, der zum Überleben aller
Pflanzen auf dieser Erde genauso unverzichtbar ist
wie Sauerstoff und Wasser. Das Risiko ist nicht der
Stoff. Die Thematik ist für alle völliges Neuland.
Ob und wie erfolgreich eine Umsetzung sein wird,
kann heute noch niemand mit Gewissheit sagen.
Insbesondere beim Transport per Pipeline und der
Verpressung unter der Erde wissen wir heute
nicht, ob es funktionieren wird und gegebenenfalls,
wie lange der Untergrund in welcher Ausdehnung
nicht benutzbar sein wird.

Gleichwohl möchte ich an dieser Stelle daran erin-
nern, dass im Sleipner-Feld vor Stavanger bereits
seit Langem das bei der Erdölförderung mitgewon-
ne CO2 gleich wieder verpresst wird. In den USA
existieren CO2-Pipelines von Texas bis tief ins Lan-
desinnere, und Texas ist immerhin doppelt so groß
wie Deutschland.

Schleswig-Holstein hat Anträge gestellt, um Unter-
suchungen vor dem eigentlichen Planverfahren
zwingend vorzusehen und sie nicht in das Ermessen
des Antragstellers oder der Genehmigungsbehörde
zu stellen. Auf Modellrechnungen am Computer
wollen wir uns nicht verlassen. Ebenso setzen wir
uns dafür ein, dass alle erforderlichen Sicherheits-
vorkehrungen einschließlich der Prüfung und Be-
wertung des Leckagerisikos, der Nachsorge nach
Schließung und der ausreichenden Vorsorgesicher-
heit getroffen werden. Die Genehmigung wird auf
jeden Fall nur im Rahmen eines förmlichen Plan-
verfahrens erfolgen. Damit ist sichergestellt, dass
die Einbindung der Bevölkerung transparent und
offen erfolgt.

(Beifall bei der CDU)
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Denn auch wenn es sich bei Kohlendioxid nicht um
einen gefährlichen Stoff handelt, so gibt es keiner-
lei Erfahrung mit diesem Verfahren, aber eine Men-
ge Fragen, sowohl was den sicheren Transport als
auch die sichere und dauerhafte Einlagerung be-
trifft. Umso mehr ist es erforderlich, alle dafür nur
denkbaren Sicherheitsvorkehrungen zu installieren,
um mögliche Unfälle oder Schäden für Menschen
oder Umwelt zu vermeiden.

Hohe Sicherheits- und Umweltstandards sowie
größtmögliche Transparenz sind nicht zuletzt
Grundvoraussetzungen für die Akzeptanz durch die
Öffentlichkeit, ohne die dieses Vorhaben politisch
nur schwer umsetzbar sein wird.

Deshalb an Sie meine herzliche Bitte: Unterstützen
Sie dieses erforderliche Projekt durch kritische und
aufmerksame Begleitung, aber konterkarieren Sie
es nicht. Denn es gibt derzeit keine Alternative.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Ich danke dem Herrn Minister. - Das Wort für
einen Kurzbeitrag hat nun der Herr Abgeordnete
Axel Bernstein.

Dr. Axel Bernstein [CDU]:

Frau Präsidentin! Liebe Kollegen! Ich bitte um
Nachsicht, wenn ich das Thema noch einen kleinen
Moment in die Länge ziehen muss, aber die freund-
liche Aufforderung des Kollegen Matthiessen, viel-
leicht etwas von ihm zu lernen, möchte ich gern
aufgreifen.

Als Erstes habe ich heute gelernt, dass globales
Denken bei den Grünen offenbar der Vergangenheit
angehört und heute keine Rolle mehr spielt. Denn
wenn Sie darauf hinweisen, dass der Beitrag
Deutschlands bei der Thematik CO2-Ausstoß hier
gar nicht so gering wäre, dann bitte ich doch einmal
einen Blick auf die Zahlen zu werfen. Der CO2-
Ausstoß in Deutschland liegt bei knapp 900 Mil-
lionen t im Jahr. Das ist eine Menge. Weltweit liegt
er bei etwa 30 Milliarden t. Das macht schon klar,
dass wir mit den Aktivitäten, die wir bei uns entfal-
ten, die Welt in ihrer Klimaproblematik nicht retten
werden.

Unser Beitrag kann, wenn er denn sinnvoll sein
soll, doch nur darin bestehen, dass wir mit dem
technologischen Know-how, das wir haben, mit den
Forschungseinrichtungen, die wir haben, und auch
mit den Unternehmen, die bei uns ansässig sind,
Wege aufzeigen, wie andere Länder, die einen deut-

lich höheren CO2-Ausstoß haben, künftig agieren
können, damit es für das Weltklima verträglicher
ist.

(Beifall bei CDU, FDP und des Abgeordne-
ten Jürgen Weber [SPD])

Wir kennen das ja nun schon aus verschiedenen
Debatten, dass eine Art Pawlowscher Reflex ein-
tritt, wenn es um Aktivitäten von Energiekonzernen
geht. Nur hilft das an dieser Stelle einfach nicht
weiter. Wer soll denn die technologische Entwick-
lung voranbringen, wenn nicht diejenigen, die auch
bei uns als Kraftwerksbetreiber das Know-how ha-
ben und in der Branche tätig sind?

(Beifall bei der CDU)

Vor diesem Hintergrund: Ich glaube, wir sind uns
in der Zielsetzung ja durchaus einig, dass wir eine
Energieversorgung ohne zusätzliche Belastung der
Atmosphäre hinbekommen können. Wir können
auch darüber streiten, ob es unterschiedliche Wege
gibt, wie wir das bei uns vor Ort realisieren können.
Aber wir müssen doch einfach der Tatsache ins Au-
ge sehen, dass sich Länder, in denen Kohle fast un-
begrenzt und kostengünstig verfügbar ist, nicht mit
unseren Standards messen lassen, und dass solche
Technologien deshalb im globalen Maßstab drin-
gend notwendig sind. Wenn sie bei uns schneller
entwickelt werden können als anderswo, dann ist
das ein wichtiger Beitrag, den wir leisten können.

(Beifall bei CDU und FDP)

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Das Wort für einen weiteren Kurzbeitrag hat der
Herr Abgeordnete Karl-Martin Hentschel.

Karl-Martin Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und
Herren! Die Kernfrage, wenn wir investieren wol-
len und auf regenerative Energien umsteigen wol-
len - da sind wir uns alle einig, dass wir bis
2050 100 % des Stroms regenerativ erzeugen wol-
len -, ist doch: Fangen wir jetzt an und machen alle
Investitionen für den neuen Weg, oder bauen wir
zunächst einmal noch alte Kraftwerke, um in Zu-
kunft dann neue zu bauen? Welchen Sinn gibt das
überhaupt?

Sinnvoll ist es doch, wenn wir alle Investitionen
jetzt in regenerative Energien stecken, damit wir
so schnell wie möglich die Umstellung schaffen
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und so schnell wie möglich von der CO2-Produkti-
on wegkommen.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und des Abgeordneten Lars Harms [SSW])

Die Berechnungen, die ich über zukünftige Ener-
gieversorgung kenne, sagen eindeutig: Wir können
ohne den Zubau von Kohlekraftwerken 2023 die
Atomkraftwerke abschalten, wenn wir mit der glei-
chen Geschwindigkeit, wie es in den letzten Jahren
geschehen ist, die regenerativen Energien, näm-
lich Wind, Sonne, Wasser und Biomasse,
ausbauen. Es bestehen genügend Kapazitäten, um
ganz Europa zu versorgen.

Das einzige Problem, das wir lösen müssen, ist der
Leitungsausbau, damit wir die Energien von den
Erzeugern zu den Zielstandorten bekommen, denn
bei den regenerativen Energien werden die Entfer-
nungen größer sein. Die Windkraftwerke werden
überwiegend am Atlantik und an der Küste stehen,
die Solarkraftwerke mehr im Süden, die Wasser-
kraftwerke in Norwegen und in den Alpen. Das
heißt, wir haben Entfernungen zu überbrücken.
Deswegen ist der Netzausbau durch die Europäi-
sche Union - dafür ist die Gemeinschaft für erneu-
erbare Energien in diesem Jahr gegründet worden -
der zentrale Punkt, damit uns das gelingt.

Alle Investitionen in alte Kraftwerke sind kontra-
produktiv und sind der falsche Weg. Die Lösung
mit Kohlekraftwerken ist deswegen unsinnig, weil
die CCS-Technologie nach allen Voraussagen erst
2030 zur Verfügung steht, also viel zu spät, um die
Probleme zu lösen, die wir jetzt in der Übergangs-
phase lösen müssen. Aber 2023, wenn wir die
Atomkraftwerke abgeschaltet haben, wird der Pro-
blemdruck immer geringer. Der zentrale Punkt ist
das Jahr 2023, wenn Brokdorf abgeschaltet wird.
Danach haben wir jedes Jahr weniger Probleme mit
der Situation, nämlich einerseits Rückgang der kon-
ventionellen Energien und andererseits Ausbau der
regenerativen Energien.

Deswegen ist der Weg, alles in die richtige Rich-
tung zu investieren, richtig und der Weg, alte Kraft-
werke zu bauen, falsch.

Jetzt zur internationalen Dimension! Wir werden
umso mehr die Menschen in China, in Indien, in
Brasilien und sonstwo überzeugen, dass es richtig
ist, in Wind- und Solarenergie zu investieren, wenn
wir es vormachen.

(Zuruf des Abgeordneten Wolfgang Kubicki
[FDP]: Das sehen wir bei der Atomenergie!)

Der neue US-Präsident Obama hat im Wahlkampf
gesagt, dass die USA den Vorsprung Europas bei
regenerativen Energien aufholen wollen und dass in
20 Jahren die Stromwirtschaft in den USA auf er-
neuerbare Energien umgestellt werden soll, insbe-
sondere Solar- und Windenergie.

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Herr Kollege, die Zeit ist um.

Karl-Martin Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

In den USA will man massiv investieren, und Sie
fordern jetzt, zurückzugehen und alte Technologien
zu fördern. Ich halte das für absurd. Wir sollten un-
sere Weltmarktführerschaft in dem Bereich, wo wir
stark sind, nutzen und weiter ausbauen.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Das Wort zu einem weiteren Kurzbeitrag hat der
Herr Abgeordnete Konrad Nabel.

Konrad Nabel [SPD]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Es
wiederholt sich ja alles, aber ich denke, es ist si-
cherlich aus pädagogischen Gründen notwendig,
das zu wiederholen. Das habe ich in meiner Ausbil-
dung gelernt. Es geht nicht um das Sankt-Florians-
Prinzip. Mag sein, dass sich die Diskussion heute
wieder an einer speziellen Schleswig-Holsteiner
Lokalität festmacht, aber es geht eigentlich darum,
welche sachlichen Gründe wir haben, CCS-Tech-
nologien nicht zu wollen.

(Beifall der Abgeordneten Anke Spooren-
donk [SSW])

Erstens. Es dauert mindestens 20 Jahre, bis diese
Technologie im großtechnischen Maßstab in der
Bundesrepublik Deutschland und darüber hinaus
einsetzbar ist. Selbst in Norwegen, in den USA, in
China sind Technologien vorhanden, die nicht in
dem Maße einsetzbar sind, wie wir das brauchen
würden.

Zweitens. Die Kosten sind unglaublich hoch. Das
wären gesellschaftliche Kosten, die wir der Indu-
strie vorstrecken beziehungsweise der Industrie ab-
nehmen müssten.

Drittens. Vorhandene Speicherkapazitäten dürfen
nicht blockiert werden für andere Zwecke, die wir
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unbedingt brauchen, zum Beispiel um Kraftwerks-
unterschiede im Bereich regenerativer Energien ni-
vellieren zu können. Dazu brauchen wir beispiels-
weise Druckluftspeicher oder möglicherweise auch
die Kohlenstoffdioxidsenke auch bei Kraftwerken
mit biologischem Brennstoff.

Also, es wird zu spät sein, es wird zu teuer sein,
und der Effizienzgrad wird sich derartig niedrig
darstellen, dass sich diese Technik nicht lohnt.

Dieses Vorausschauende führt uns dazu zu sagen:
Wir wollen jetzt nicht mit Milliarden in eine Tech-
nologie investieren, die 20 Jahre zu spät kommen
wird. Uns geht es darum, Technologien, die wir ha-
ben, und Technologien, die auf dem aufbauen, was
wir haben, zu entwickeln und damit auch der inter-
nationalen Vorbildfunktion zu entsprechen, die wir
in der Bundesrepublik dadurch haben, dass wir
Know-how und damit auch Technologien exportie-
ren und damit auch Geld verdienen können.

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Herr Kubicki, Sie haben gefragt, was moderne
Kohletechnologien sind. Moderne Kohletechnolo-
gien sind Technologien, die die Verbrennung von
Kohle hoch effizient machen, beispielsweise in der
Kraft-Wärme-Kopplung in kleinen dezentralen Ein-
heiten, wo dann der Wirkungsgrad statt 40, 45, ma-
ximal 48 % bei herkömmlicher Technologie bis auf
80, 85, 86 % erhöht werden kann. Das ist moderne
Kohletechnologie.

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Die wollen wir vorantreiben, die wollen wir ent-
wickeln und die wollen wir im Land implementie-
ren. Ich sagte schon, dass wir Technik exportieren
wollen. Unser EEG wird weltweit kopiert und das,
was dahinter steht, auch. Die Technologien im Be-
reich erneuerbarer Energien und das Know-how da-
zu können wir exportieren.

Natürlich brauchen wir eine internationale Zu-
sammenarbeit. Unlängst wurde eine Studie vorge-
stellt, die sich darauf beruft, dass es durch die
Kopplung von Solarenergie im Süden, von Wind-
kraft und Wasserkraft im Westen und Norden dazu
kommen kann, dass Europa zum Stromexporteur
wird, ohne ein zusätzliches Gramm CO2 zu emitie-
ren. Das muss unser Ziel sein und darauf arbeiten
wir hin.

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW)

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich
schließe die Beratung.

Es ist beantragt worden, den Antrag Drucksache
16/2647 federführend dem Wirtschaftsausschuss
und mitberatend dem Umwelt- und Agrarausschuss
zu überweisen. Wer so beschließen will, den bitte
ich um das Handzeichen. - Dann ist das so gesche-
hen.

Wir hatten die Parlamentarischen Geschäftsführer
und vor allen Dingen den Antragsteller zu Tages-
ordnungspunkt 24, der aufzurufen wäre, gebeten, zu
klären, ob wir diesen Tagesordnungspunkt mit ei-
nem Stundenvolumen aufrufen sollen. Das würde
schwierig.

(Holger Astrup [SPD]: 13! - Dr. Ekkehard
Klug [FDP]: 13!)

- 13. Ich bedanke mich sehr herzlich für diese Ko-
operation. Wir sind uns einig. Ich bedanke mich bei
allen, die mitmachen, auch bei dem Minister.

Ich darf also Tagesordnungspunkt 13 aufrufen.

Umsetzung des ECOFIN-Beschlusses zur An-
wendung reduzierter Mehrwertsteuersätze

Antrag der Fraktion der FDP
Drucksache 16/2558

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall. Dann erteile ich dem Antragsteller
das Wort, dem Vorsitzenden der FDP-Fraktion,
Herrn Abgeordneten Wolfgang Kubicki.

Wolfgang Kubicki [FDP]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Es ist geradezu symbolisch, dass wir die Debatte zu
unserem Antrag zu reduzierten Mehrwehrtsteuer-
sätzen an dem Tag führen, an dem der DEHOGA
bundesweit einen Aktionstag zur Umsetzung dieser
Forderung startet.

Die Finanzminister der Europäischen Union haben
am 10. März 2009 die Anwendung von reduzier-
ten Mehrwertsteuersätzen auf arbeitsintensive
Dienstleistungen, wie zum Beispiel in der Gastro-
nomie, im Handwerk, in der Baubranche und in der
häuslichen Betreuung, beschlossen.

Lieber Kollege Neugebauer, falls es Ihnen entgan-
gen sein sollte: Dieser Beschluss ist mit der Stimme
des deutschen Bundesfinanzministers Peer Stein-
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brück, SPD, und damit der Bundesregierung getrof-
fen worden.

(Günter Neugebauer [SPD]: Er hat eine Pro-
tokollnotiz abgegeben, wie Sie wissen!)

Es ist für mich überhaupt nicht nachvollziehbar,
dass die Bundesregierung der Senkung der Mehr-
wertsteuersätze für bestimmte Branchen auf euro-
päischer Ebene zustimmt, gleichzeitig aber den hei-
mischen Unternehmen und Verbrauchern die An-
wendung der reduzierten Mehrwertsteuersätze ver-
sagt.

Aber das ist offenbar genau die derzeitige Politik
der Bundesregierung: Wenn die Großen etwas wol-
len, werden sie mit offenen Armen empfangen.
Wenn die kleinen und mittelständischen Familien-
betriebe etwas wollen, dann wird die Tür zuge-
schlagen. Nur noch mal zur Erinnerung, der Bun-
desfinanzminister ist ein Sozialdemokrat. Ich frage
den Kollegen Neugebauer in Vertretung von Herrn
Dr. Stegner: Ist das eigentlich sozialdemokratische
Politik?

Vielleicht darf ich Ihnen beispielhaft sagen, welche
Branchen von dieser Regelung profitieren wür-
den. Es geht zum Beispiel um Renovierung und Re-
paratur von Privathäusern, es geht um Reinigungs-
arbeiten, es geht um Restaurantdienstleistungen und
es geht nicht zuletzt um Haushaltshilfearbeiten wie
die Betreuung junger oder alter sowie kranker oder
behinderter Menschen. Warum setzen eigentlich
Sozialdemokraten mit ihrem Nein die Arbeitsplätze
in diesen Branchen aufs Spiel? Ist das für sie sozial-
demokratische Politik?

Wenn wir uns die Handwerksverbände anschauen,
stellen wir fest, dass unsere ganze Debatte über die
Frage, wie wir Schwarzarbeit reduzieren, auch eine
Frage der Steuersätze ist, wie uns immer wieder er-
klärt wird. Auch hier kann ich mir vorstellen, dass
sich wie bei der Abwrackprämie die Sache selbst fi-
nanziert.

Mit dem Beschluss vom 10. März 2009 eröffnet
sich für Deutschland die Möglichkeit, durch die
Einführung reduzierter Mehrwertsteuersätze beste-
hende Wettbewerbsverzerrungen zulasten dieser
überwiegend mittelständisch geprägten Branchen
im europäischen Wettbewerb zu beseitigen. Die
Mehrwertsteuersätze sind in der mittelständischen
Wirtschaft ein wesentliches Element der Preisge-
staltung. Deshalb führt die Anwendung der vollen
Mehrwertsteuersätze in Deutschland - mit den im
europäischen Vergleich hohen Lohn- und Lohnne-
benkosten - zu unbefriedigenden Betriebsergebnis-
sen. Das ist ein erheblicher Wettbewerbsnachteil.

Die von SPD und CDU herbeigeführte Erhöhung
der Mehrwertsteuer von 16 % auf 19 % zum
1. Januar 2007 war und ist konjunkturschädlich und
konsumfeindlich. Für die arbeitsintensiven Dienst-
leistungsbranchen wäre die Einführung reduzierter
Mehrwertsteuersätze ein wesentlicher Beitrag zur
Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit. Durch diesen
zentralen Baustein zur Verbesserung wirtschaftspo-
litischer Rahmenbedingungen würden mehr Flexi-
bilität an der Preisfront sowie mehr Spielräume bei
Investitionen, bei der Mitarbeiterqualifizierung und
Mitarbeiterentlohnung geschaffen. Mit der Einfüh-
rung ermäßigter Umsatzsteuersätze für die von den
EU-Finanzministern beschlossenen Branchen auch
in Deutschland kann die deutsche Wirtschaft ge-
stärkt, wettbewerbsfähiger und international besser
positioniert werden. Dies ist besonders in der aktu-
ellen Wirtschaftskrise von großer Bedeutung, da
die arbeitsintensiven Dienstleistungsbranchen bei
uns einen wichtigen Wirtschaftsfaktor darstellen,
der eine Vielzahl qualifizierter Arbeitsplätze si-
chert.

Für mich ist es unverständlich, wie derselbe SPD-
Bundesfinanzminister, dem derzeit die Schuldenpa-
kete gegen die Finanz- und Wirtschaftskrise nicht
groß genug sein können, sich vernünftigen Entla-
stungen der arbeitsintensiven Dienstleistungsbran-
chen so massiv in den Weg stellen kann. Für mich
ist dieses Verhalten, in der Wirtschaftskrise mutwil-
lig neue Aufträge im Dienstleistungsbereich und
im Handwerk zu verhindern, verantwortungslos.

Aus diesem Grund fordere ich die Fraktionen von
SPD und CDU auf: Unterstützen Sie unser Anlie-
gen, dass die Landesregierung sich im Bundesrat in
geeigneter Weise dafür einsetzt, dass die Bundesre-
gierung von der Regelung, der sie selber im Rat der
Finanzminister auf EU-Ebene zugestimmt hat, Ge-
brauch macht! Und an den Kollegen Dr. Stegner
appelliere ich: Verhindern Sie nicht, die Konjunktur
zu stützen, verhindern Sie nicht, den Konsum zu er-
höhen, und verhindern Sie nicht die Sicherung von
Arbeitsplätzen in einem Bereich, in dem die Ange-
stellten kaum mehr über ein Existenz sicherndes
Einkommen verfügen!

An unseren Finanzminister appelliere ich, sich ein
Beispiel an Bayern und Baden-Württemberg zu
nehmen, wo die Kollegen vor Ort das Gleiche for-
dern wie wir.

(Beifall bei der FDP)
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Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Ich danke dem Herrn Abgeordneten Kubicki. - Das
Wort für die CDU-Fraktion hat der Herr Abgeord-
nete Peter Sönnichsen.

Peter Sönnichsen [CDU]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Meine Damen und Herren! Begeben wir uns also
wieder einmal in die Abteilung Wiedervorlage. Wa-
ren es 2007 der Antrag der Grünen zur Weiterent-
wicklung der ermäßigten Mehrwertsteuer und davor
und danach zum Beispiel der Antrag zum Thema
Mehrwertsteuer auf Arzneimittel, so bietet Ihnen,
verehrte Kollegen von der FDP, nun der ECOFIN-
Beschluss vom 10. März 2009 die Möglichkeit, sich
als vermeintliche Steuersenkungspartei zu positio-
nieren.

(Günter Neugebauer [SPD]: Immer kurz vor
den Wahlen!)

Sei es drum!

Der Sachverhalt ist klar: Die Mitgliedstaaten der
EU dürfen künftig für weitere - für weitere, Herr
Kubicki - arbeitsintensive Dienstleistungen den
Mehrwertsteuersatz absenken. Für Handwerks-
leistungen besteht diese Möglichkeit schon länger.
Am 10. März 2009 ist das auf die Restaurants er-
weitert worden.

Dänemark, Bulgarien, Estland und Deutschland ha-
ben gleich festgehalten, von dieser Möglichkeit kei-
nen Gebrauch machen zu wollen. Die Bundesre-
gierung vertritt diese ablehnende Haltung im Übri-
gen schon über den Regierungswechsel hinweg.
Schon seit 1999, als die Europäische Union ihr Mo-
dellprojekt auf diesem Gebiet gestartet hat, war die
Politik in Deutschland skeptisch - und das aus gu-
tem Grund. Was wir wirklich benötigen, ist etwas
anderes. Wir brauchen ein in sich geschlossenes
Steuerkonzept, dessen Einzelmaßnahmen aufein-
ander abgestimmt sind. Das deutsche Steuerrecht
ist schon heute komplexer und unübersichtlicher als
irgendwo sonst auf der Welt. Auch das beklagen
wir alle gemeinsam. Nun sollen also diese Komple-
xität, diese Ausnahmetatbestände und Sonderrege-
lungen noch weiter ausgebaut werden.

Genau wie bei anderen Steuerarten gilt in der
Mehrwertsteuer, dass diese unterschiedlichen Steu-
ersätze wenig Vorteile, aber viel Verwaltungsauf-
wand bedeuten. Sie bedeuten auch noch mehr Prüf-
pflichten für unsere Finanzverwaltungen als schon
bisher. Wir sollten lieber gemeinsam dafür sorgen,
dass die Finanzbeamtinnen und Finanzbeamten die

Sicherstellung der Einnahmen für unser Land im
Auge haben, und wir sollten Ihnen diese Aufgabe
nicht noch zusätzlich erschweren.

Im Übrigen kommt die Europäische Union schon
im Jahr 2003 zu der Erkenntnis, die der jetzt gefas-
ste ECOFIN-Beschluss ignoriert: In einem Bericht
an Rat und Parlament schreibt die EU-Kommission,
dass eine sektionale Absenkung des Mehrwertsteu-
erfaktors faktisch kaum etwas bringt.

Das Absenkungsmodell läuft nicht nur dem Ober-
ziel Steuervereinfachung, sondern auch dem der
Entbürokratisierung entgegen.

Zum Abschluss möchte ich kurz drei Punkte be-
leuchten:

Erstens. Die Haushaltslage, die wir alle gern bekla-
gen, lässt Spielräume für das Absenken nicht zu.
Auch hier gilt der Satz unseres Ministerpräsidenten,
dass Steuern nichts Unanständiges sind, sondern für
die vielfältigen Aufgaben, die wir zurzeit haben,
benötigt werden.

Zweitens. Interessant wäre eine Absenkung des
Mehrwertsteuersatzes im Bereich der Dienst- und
Handwerkerleistungen dann, wenn dadurch die
Schwarzarbeit eingedämmt werden kann. Das wer-
den wir mit dieser Leistung kaum erreichen.

Drittens. Schauen wir uns doch einmal den konkre-
ten ECOFIN-Beschluss an. Er ermöglicht nun den
ermäßigten Mehrwertsteuersatz für Dienstleistun-
gen in Restaurants. Da in unserem örtlichen Gast-
hof die Preise regelmäßig mit der Zahl 90 hinter
dem Komma enden, würde sich an diesen kaum et-
was ändern. Vielleicht freut sich ja der Wirt.

In der Gastronomie gibt es jetzt schon den Regel-
satz für Verzehr im Haus und den reduzierten für
den Außer-Haus-Verkauf. Wer bei McDonald die
abschließende Frage der freundlichen Bedienung
„Zum hier Essen oder zum Mitnehmen?“ beantwor-
tet, entscheidet über 7 % oder 19 % Mehrwertsteu-
er, weil dann eine entsprechende Eingabe in die
Kasse erfolgt. Sagen Sie also ruhig häufiger einmal
„hier essen“ und nehmen das BigMac-Menü trotz-
dem mit. Das dient der Umwelt, weil zusätzliche
Verpackungen nicht entsorgt werden müssen, und
bringt den höheren Mehrwertsteuersatz, ohne dass
der Verbraucher mehr bezahlen muss.

(Heiterkeit und Beifall des Abgeordneten
Karl-Martin Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

- Danke schön. - Neue Entscheidungsgrundlagen
oder gar Erkenntnisse bringt der ECOFIN-Be-
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schluss nicht. Wir sind in dieser Angelegenheit ent-
scheidungsfähig. Gleichwohl stimmen wir einer
Ausschussüberweisung zu.

(Beifall bei der CDU und der Abgeordneten
Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Ich danke Herrn Abgeordneten Sönnichsen. - Das
Wort für die SPD-Fraktion hat nun Frau Abgeord-
nete Anna Schlosser-Keichel.

Anna Schlosser-Keichel [SPD]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Hintergrund unserer Debatte ist der schon geschil-
derte Beschluss des ECOFIN, der den EU-Mitglied-
staaten nach langer und sehr kontroverser Diskussi-
on Anfang März 2009 die Möglichkeit eröffnet hat,
ermäßigte Mehrwertsteuersätze auf bestimmte
,,arbeitsintensive Dienstleistungen“ anzuwenden,
zum Beispiel auf Dienstleistungen und Reparaturen
im Privatbereich, auf Friseurleistungen, auch auf
die Reparatur von Fahrrädern und Schuhen. Man
fragt sich manchmal, wie solche Prioritäten zustan-
de kommen.

Auch Dienstleistungen im Gaststättengewerbe sol-
len künftig mit dem ermäßigten Mehrwertsteuersatz
abgerechnet werden können, wovon sich die Befür-
worter sinkende Preise in der Gastronomie, da-
durch mehr Gäste und in der Folge insgesamt Um-
satzsteigerungen versprechen.

Nun muss man ganz deutlich sagen, dass der Be-
schluss des ECOFIN den Mitgliedstaaten diese
Möglichkeit zwar eröffnet, aber dies keineswegs als
Empfehlung zu lesen ist. Im Gegenteil.

(Günter Neugebauer [SPD]: Sehr richtig!)

Da heißt es nämlich - ich zitiere -:

,,Der Rat erkennt an, dass ermäßigte Mehr-
wertsteuersätze sich je nach den Umständen
positiv oder negativ auf die Wirtschaft aus-
wirken können, sodass ein Mitgliedstaat im-
mer auch effizientere alternative Lösungen
erwägen sollte, bevor er sich für die Anwen-
dung von ermäßigten Mehrwertsteuersätzen
entscheidet.“

Das ist Teil dieses Beschlusses.

In neun Mitgliedstaaten sind die Ermäßigungen,
über die wir heute sprechen, bereits einige Jahre
lang erprobt worden. Die EU-Kommission hat dem

Parlament über die Erfahrungen damit berichtet und
mitgeteilt, dass - noch ein Zitat - „günstige Auswir-
kungen einer derartigen Ermäßigung auf die Be-
schäftigungssituation und auf die Schattenwirt-
schaft nicht eindeutig nachweisbar“ sind.

Auch die Bundesregierung stellte im Oktober 2007
in einem umfangreichen Bericht fest, dass die Er-
mäßigung des Umsatzsteuersatzes - noch ein letztes
Zitat - „nicht immer im vollen Umfang und in kei-
nem Fall auf Dauer an Verbraucher weitergegeben
wird“.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Herr Kubicki, die
Hoffnung, dass sich diese Steuersenkung positiv
auf die wirtschaftliche Entwicklung auswirken
wird, ist auf jeden Fall mit einem riesengroßen Fra-
gezeichen zu versehen. Garantiert und ganz sicher
wären dagegen Steuerausfälle in Milliardenhöhe in
der Bundesrepublik. Ich glaube, wir sind uns einig,
dass wir uns die eigentlich nicht leisten können.

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW)

In der Diskussion wird die Sorge deutlich, es könn-
ten sich Wettbewerbsnachteile ergeben, wenn
Nachbarstaaten für den Gastronomiebereich oder
kleine Handwerksbetriebe den Beschluss anwenden
und die Mehrwertsteuer senken, Deutschland je-
doch nicht. Das Argument hat insbesondere der
bayrische Ministerpräsident mit Blick auf die Kon-
kurrenz in seinen Nachbarländern Österreich und
Schweiz eingebracht. Ich denke, dass diese Gefahr
für Schleswig-Holstein so nicht besteht. Unser di-
rektes Nachbarland Dänemark ist mit einem Steuer-
satz von 25 % in diesem Punkt keine Konkurrenz.
Dänemark hat zudem bereits angekündigt, den
ECOFIN-Beschluss nicht anzuwenden - wie
Deutschland das auch zu Protokoll gegeben hat.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ohne Zweifel
besteht Handlungsbedarf - der Kollege hat schon
auf unsere Beratungen in der Vergangenheit hinge-
wiesen -, das Konglomerat der Umsatzsteuervor-
schriften insgesamt zu durchforsten. Der Begriff
„Güter des Grundbedarfs“, für die der Gesetzgeber
1968 zur Sicherung des soziokulturellen Existenz-
minimums einen reduzierten Mehrwertsteuersatz
bestimmt hat, hat sich im Lauf der vergangenen 40
Jahre in der Tat verändert. Da haben sich Positio-
nen überholt und könnten entfallen, müssten viel-
leicht entfallen, andere müssten nach der heutigen
Lebenswirklichkeit in die Liste der Ermäßigungen
aufgenommen werden. Außerdem sollten wir zu ei-
ner möglichst weitgehenden Harmonisierung auf
EU-Ebene kommen.
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Wir haben die Landesregierung mit Landtagsbe-
schluss vom Dezember 2005 aufgefordert, diese
grundlegende Diskussion auf Bundesebene zu füh-
ren. Sie wird auch geführt. In diesem Gesamtkon-
text mag man dann auch die besonders arbeitsinten-
siven Dienstleistungen betrachten und gegebenen-
falls neu bewerten, aber - wie gesagt - in der Ge-
samtbearbeitung des Problems Mehrwertsteuer-
recht.

Heute nur punktuelle Änderungen auf den Weg zu
bringen und damit den Flickenteppich der Ausnah-
metatbestände im Umsatzsteuerrecht noch weiter
zu vergrößern, das lehnen wir ab.

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wir sind aber gern zu einer Ausschussüberweisung
bereit, wenn die Antragsteller dies wünschen.

(Beifall bei SPD, CDU, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SSW)

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Ich danke der Frau Abgeordneten Anna Schlosser-
Keichel. - Das Wort für BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN hat nun Frau Abgeordnete Monika Heinold.

(Holger Astrup [SPD]: Jetzt einmal Tache-
les!)

Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Bun-
desweit arbeitet die FDP an ihrer Strategie, in allen
Landesparlamenten Anträge zur Steuersenkung und
zur Entbürokratisierung zu stellen. Vier Monate vor
der Bundestagswahl haben wir Verständnis dafür
und werden uns damit beschäftigen und den Antrag
in den Ausschuss überweisen.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Das haben wir
nicht zum ersten Mal gemacht!)

Die Argumente, die in der Sache gegen den Antrag
sprechen, sind von Frau Schlosser-Keichel und
Herrn Sönnichsen genannt worden. Denen kann ich
mich so anschließen. Ich möchte ein einziges Argu-
ment hinzufügen. Das sind die Steuerausfälle, die
ich am Beispiel der Kommunen herunterbrechen
will. Es macht sich immer ganz gut, Steuersenkun-
gen zu fordern. Die Frage ist, was wir dann mit den
Steuermindereinnahmen machen, die die Folge
sind.

Die Bundesregierung hat in den letzten Monaten ei-
ne Reihe von Maßnahmen beschlossen: Konjunk-

turpakete, Pendlerpauschale, erhöhte familienpoliti-
sche Leistungen. Allein dies hat bundesweit zu
kommunalen Mindereinnahmen in diesem Jahr von
1,9 Milliarden € geführt. 2010 sind es sogar
3,4 Milliarden € - allein der Ausfall für die Kom-
munen. Insofern plädiere ich sehr dafür, jetzt nicht
weitere Steuererleichterungen zu beschließen.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Frau Präsidentin!
- Dr. Ekkehard Klug [FDP]: Frau Präsiden-
tin!)

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Entschuldigung, wir waren beschäftigt. - Liebe
Frau Kollegin, gestatten Sie eine Zwischenfrage des
Herrn Abgeordneten Kubicki?

Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Gern.

Wolfgang Kubicki [FDP]: Liebe Frau Kol-
legin Heinold, ist Ihnen der Zusammenhang
zwischen Wachstum und Steueraufkommen,
das heißt zwischen Umsatz und Umsatzsteu-
er, ein Begriff, dass Sie nicht die Zahlen bei
gleichbleibendem Umsatz nehmen können,
wenn Sie damit rechnen können, dass Sie
mehr Umsatz generieren?

Herr Kubicki, Sie werden es nicht glauben, aber das
ist mir bekannt.

(Dr. Ekkehard Klug [FDP]: Dann sollten Sie
Ihre Argumentation noch einmal überden-
ken!)

Ich habe eben ausgeführt, dass dies ein Problem für
die Einnahmen ist. Daher sind wir nicht für diesen
Antrag. Das einzig Interessante in dieser Debatte ist
das, was Frau Schlosser-Keichel gesagt hat, näm-
lich dass man sich die Mehrwertsteuer grundsätz-
lich anschauen sollte, dass man noch einmal ganz
neu sortieren sollte, was da reingehört oder nicht.
Das mahnen wir seit vielen Jahren an.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Bei der Frage, was hineingehört und was nicht,
sollte man logischerweise den Gedanken von Herrn
Kubicki mit aufnehmen. Das ist die Überlegung,
was volkswirtschaftlich, gesellschaftspolitisch oder
sozialpolitisch Sinn macht oder zu begründen ist.
Ich befürchte allerdings, dass wir dies noch oft an-
mahnen werden. Ich befürchte auch, dass die Kraft
dazu in Berlin - in welcher Konstellation auch im-
mer - fehlt. Ich würde mich aber freuen, wenn mei-
ne Negativprognose nicht aufgehen würde.
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(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SSW und des Abgeordneten Holger Astrup
[SPD])

Vizepräsidentin Ingrid Franzen:

Ich danke Frau Abgeordneter Monika Heinold. -
Für den SSW im Landtag hat die Vorsitzende, Frau
Abgeordnete Anke Spoorendonk, das Wort.

Anke Spoorendonk [SSW]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Die Diskussion über den Sinn eines ermäßigten
Mehrwertsteuersatzes ist so etwas wie ein politi-
scher Dauerbrenner. Das haben wir heute gehört.
Gern wird sie von der FDP geführt. Genau diese
Diskussion versucht sie mit dem uns heute vorlie-
genden Antrag auch wieder zu erreichen. Dabei ha-
ben wir es mit einem Antrag zu tun, über den wir
schon im März hätten diskutieren sollen. Konkret
geht es dabei um die im März von den Finanzminis-
tern der EU getroffene Entscheidung, einen ermä-
ßigten Mehrwertsteuersatz zu ermöglichen, denn
die EU-Finanzminister hatten sich damals zur Vor-
bereitung des Europäischen Rates darauf verstän-
digt, dass Mitgliedstaaten in einigen lokalen Dienst-
leistungsbranchen einen verminderten Mehrwert-
steuersatz erlauben sollten

Allgemein gilt in Deutschland bekanntlich ein Steu-
ersatz von 19 %. Für Dinge, die dem Gemeinwohl
dienen, sind es nur 7 %. Was dem Gemeinwohl
dient, ist allerdings auch Fachleuten nicht mehr er-
sichtlich. Auch darüber haben wir im Plenum in der
Vergangenheit mehrfach Debatten geführt, denn
auch Hundefutter und Schnittblumen sind immer
noch von dem vollen Mehrwertsteuersatz befreit.
Wie im FDP-Antrag angeführt, könnte der ECO-
FIN-Beschluss dazu genutzt werden, arbeitsintensi-
ve Dienstleistungen besserzustellen.

Es ist schon gesagt worden, dass eine Reihe von
EU-Ländern gleich abgewunken haben. Sie haben
von sich aus erklärt, dass sie diese Option nicht in
Anspruch nehmen wollen. Daher bleibt es wohl so,
dass dieser Vorstoß als „nice to have“ Teil des EU-
Wahlkampfes werden wird.

Auch das Bundeskabinett hat schnell reagiert. Es
heißt, man habe den ECOFIN-Kompromiss akzep-
tiert, werde aber nichts unternehmen, um ihn in der
Bundesrepublik umzusetzen. Schaut man sich die
alten Presseberichte noch einmal an, dann wird
deutlich, dass nicht zuletzt der bayerische Minister-
präsident darauf gedrängt hat, diesen Beschluss für
Deutschland umzusetzen. Er kann sich jetzt damit

brüsten, dass diese Forderung ihren Platz bei den
gemeinsamen Wahlkampfversprechen von CDU
und CSU zur Bundestagswahl gefunden hat. Seeho-
fer hat mit anderen Worten der Bundeskanzlerin ein
Thema aufs Auge gedrückt, das sie von sich aus
niemals aufgerufen hätte. Das mag dafür gesorgt
haben, dass der unionsinterne Haussegen nicht ganz
so schief hängt.

Den Bürgerinnen und Bürgern unseres Landes hilft
all dies aber sehr wenig. Auch dem Verhältnis zur
FDP ist damit gedient, vermute ich, denn Guido
Westerwelle verlangt für einige Wirtschaftszweige
ebenfalls eine Senkung der Mehrwertsteuer. Er
soll gesagt haben, es sei unfair, wenn etwa die Ho-
tel- und Gaststättenbetriebe in den Nachbarländern
weniger Steuern zahlen müssen als deutsche Unter-
nehmen.

(Beifall bei der FDP)

Der SSW hat sich in Landtagsdebatten in der Ver-
gangenheit immer wieder für den ermäßigten Mehr-
wertsteuersatz auf Lebensmittel ausgesprochen,
denn ein Wegfall dieser Ermäßigung würde für vie-
le Familien ein richtiges Problem darstellen. Man
werfe hierbei nur einen Blick in den Armutsbericht
der Bundesregierung. Ansonsten sind wir der Auf-
fassung, dass andere Steuerungsinstrumente unter
gesellschaftspolitischen Aspekten sehr viel besser
und wirksamer sind. Hier seien stichwortartig die
Einführung eines tariflichen Mindestlohns und ei-
ne sozial gerechte Steuerreform genannt. Würden
wir eine Bürgerversicherung bekommen, die den
Namen auch wirklich verdient, dann würde dies
auch zu einer steuerlichen Entlastung unseres
Handwerks führen, die sehr viel nachhaltiger wäre
als ein reduzierter Mehrwertsteuersatz.

(Beifall beim SSW)

Wir werden also den FDP-Antrag ablehnen. Gleich-
wohl werden wir der Ausschussüberweisung natür-
lich zustimmen, zumal nichts darauf hindeutet, dass
sich die Bundesregierung umstimmen lässt. Ent-
scheidend ist für uns aber, dass der Bund gerade ei-
ne ganze Reihe von Steuererleichterungen be-
schlossen hat, die im Rahmen der Konjunkturpake-
te dazu dienen sollen, die Konjunktur wieder anzu-
kurbeln. Diese Steuererleichterungen sind finanziell
gesehen ein großer Kraftakt. Sie sind in der Hoff-
nung gewollt, dass sie schnell Wirkung zeigen. Al-
les andere wäre in der jetzigen Situation ein weite-
rer Schuss mit der Schrotflinte. Das können wir
aber gern noch einmal im Ausschuss erörtern.

(Beifall bei SSW und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)
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Vizepräsidentin Frauke Tengler:

Ich danke Frau Abgeordneter Spoorendonk. - Wei-
tere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich schließe
die Beratung. Es ist beantragt worden, den Antrag
Drucksache 16/2558 - -

(Zurufe)

- Oh, der Herr Minister. Nun war ich zu schnell. Ich
habe die Landesregierung vergessen. Entschuldigen
Sie bitte. Das Wort hat Herr Minister Rainer Wie-
gard.

Rainer Wiegard, Finanzminister:

Frau Präsidentin, ich tue einmal so, als würde das
nichts bedeuten.

(Beifall der Abgeordneten Monika Heinold
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] - Karl-Mar-
tin Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie sind der Auffassung, dass das et-
was zu bedeuten hätte?)

- Wir denken einmal gemeinsam darüber nach, je-
denfalls die Frau Präsidentin und ich.

Meine Damen und Herren, die meisten Argumente
sind ausgetauscht. Seit 40 Jahren wird über die
Ausnahmetatbestände für den ermäßigten Mehr-
wertsteuersatz nachgedacht, und zwar seitdem die
5 % als ermäßigter Steuersatz des zehnprozentigen
Normalsteuersatzes eingeführt wurden. Die Argu-
mente sind seitdem nicht ausgegangen. Mir ist nicht
bekannt, dass seitdem irgendein Ausnahmetatbe-
stand, der mit einer Ermäßigung unterlegt wurde,
jemals wieder in den vollen Steuersatz umgewan-
delt wurde. Ich kann mich allerdings daran erin-
nern, dass wir - ich glaube - vor zwei Jahren mit
großem Nachdruck daran gegangen sind, die Liste
der Ausnahmetatbestände zu durchforsten. Wir ha-
ben uns alle miteinander nicht darüber gewundert,
was dabei herausgekommen ist. Es ist nämlich
überhaupt kein Tatbestand herausgeflogen. Viel-
mehr sind die Seilbahnen in die Gruppe der Träger
eines ermäßigten Mehrwertsteuersatzes aufgenom-
men worden. Das war eine Großtat.

Deshalb sage ich: Wolfgang Kubicki, auch wenn
das die 17. Befassung mit diesem Thema in den
letzten acht Jahren ist, so hat sich meine Position
zum ermäßigten Mehrwertsteuersatz nicht geändert.
Ich trete nach wie vor für die Streichung von Aus-
nahmen ein, auch wenn dieses Engagement leider
nur zum Gegenteil geführt hat. Insofern bin ich hier
etwas vorsichtiger geworden. Neue Ausnahmetat-
bestände und eine reduzierte Mehrwertsteuer in

weiteren Bereichen einzuführen, ist kein Konjunk-
turmotor. Das ist definitiv nicht der Fall.

Genauso wenig gilt, dass der Konsum durch die er-
höhte Mehrwertsteuer seit 2007 abgewürgt wurde.
Die Zahlen sagen etwa anderes. Ich denke, wir
müssen in der Tat über die Ausnahmetatbestände
reden. Wir haben schon im Zusammenhang mit den
Medikamenten und mit dem Antrag zu verschrei-
bungspflichtigen Arzneimitteln und ihrer Unterle-
gung mit einem ermäßigten Mehrwertsteuersatz
darüber diskutiert. Es ist völlig unklar und sehr un-
wahrscheinlich, dass Hersteller und Dienstleister ei-
ne Steuerermäßigung auch wirklich an die Verbrau-
cher weitergeben.

(Beifall der Abgeordneten Holger Astrup
[SPD] und Anke Spoorendonk [SSW])

Dann wäre der einzige Erfolg, dass die Steuerermä-
ßigung zu einer Steuermindereinnahme in den öf-
fentlichen Haushalten führt, ansonsten aber nicht
viel bewirkt.

(Beifall beim SSW und vereinzelt bei der
SPD)

Es gilt, auch im deutschen Steuerrecht Kuriositä-
ten zu vermeiden. Wenn meine jüngste Information
richtig ist, dann wird in Belgien auch die Reparatur
von Fahrrädern steuerbegünstigt, was die Mehr-
wertsteuer betrifft.

(Beifall der Abgeordneten Monika Heinold
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

- Ja, Sie sind noch nicht dran, Frau Kollegin Hei-
nold. Die Begünstigung gilt allerdings nur für das
Hinterrad. Das Vorderrad wird nicht steuerbegün-
stigt repariert. Wenn wir so weit sind, dann denke
ich, dass wir am Ende dieser Steuerdiskussion an-
gekommen sind.

(Beifall bei CDU, SPD und BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Frauke Tengler:

Ich danke dem Herrn Finanzminister ausdrücklich
für seinen Beitrag. Weitere Wortmeldungen liegen
nicht vor. Ich beschließe die Beratung.

Es ist beantragt worden, den Antrag Drucksache
16/2558 dem Finanzausschuss zu überweisen. Wer
so beschließen will, den bitte ich um das Handzei-
chen. - Dem haben die meisten zugestimmt.

Wir setzen die Tagung morgen um 10 Uhr mit dem
Tagesordnungspunkt 29 a, HSH, fort. Ich lese ein-
mal die Reihenfolge vor; sie hat sich ein bisschen
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geändert: Tagesordnungspunkt 12 - Europa -, Ta-
gesordnungspunkt 24 - Wissenschaft -, Tagesord-
nungspunkt 23 - Nordsee -, Tagesordnungspunkt 22
- Europaschulen -, und die Tagesordnungspunkte
14 und 27 werden ohne Aussprache erledigt.

Ich wünsche Ihnen einen schönen Feierabend.

Die Sitzung ist geschlossen.

Schluss: 17:52 Uhr
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